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Liebe BITS-FreundInnen, 

wieder ist ein Jahr zu Ende. Und wieder hat BITS ein Jahr überstanden. 2005 wird sich demnächst in 
den Geschichtsbüchern wiederfinden. In der Erinnerung an das Jahr "sind wir Papst" und haben die 
erste Bundeskanzlerin. Beide Ereignisse könnten Eingang in die Bücher finden. Und wir? Auch für 
unser BITS endete das Jahr mit einer Überraschung – wir haben ein weiteres Jahr überstanden!  

Und das, obwohl es unser bisher schwerstes und arbeitsreichstes Jahr war. In den Medien ist BITS 
immer häufiger präsent – im Durchschnitt mehr als einmal an jedem Tag des letzten Jahres. Unsere 
Internetseite wächst und gedeiht. Sie hatte täglich erstmals mehr als 1.000 Besucher – Tendenz weiter 
steigend. Unsere Publikationen – darunter 2005 die erste deutsche Studie zur Bedeutung von Kompo-
nenten für den deutschen Rüstungsexport - werden nicht nur oft nachgefragt, sondern auch in den 
Medien wahrgenommen. Die Informationsanfragen häufen sich. Manchmal schaffen wir es kaum 
noch, alle zu beantworten. All das ist passiert weitgehend kostenlos und so soll es möglichst auch 
bleiben. Das ist die eine Seite der Medaille. 

Die andere lautet: Je stärker unsere Arbeit nachgefragt wird, desto schwieriger wird das finanzielle 
Überleben. Es scheint, als bewirke unsere große Präsenz in Öffentlichkeit und Medien, dass alle glau-
ben, es müsse uns auch finanziell gut gehen. Leider ist das Gegenteil der Fall: Das Ergebnis unserer 
ehrenamtlichen Arbeit ist inzwischen zu unserer wichtigsten Einnahmequelle geworden. Im vergan-
genen Jahr haben die nur drei BITS-Mitarbeiter fast 30.000  €uro zum Etat von BITS beigetragen. Sie 
haben viele Kooperationen und Projekte erfolgreich abgewickelt, ohne selbst Geld dafür zu bekom-
men. Nur auf diesem Wege war es möglich, unsere Informationsangebote – Bibliothek, Internetseite 
und Publikationen – aufrecht zu erhalten. Rekordverdächtige Selbstausbeutung? Vielleicht. Wir  
meinen: Vor allem etwas für ein Geschichtsbuch – den Querschnitt.   

Der Querschnitt hilft, so hoffen wir, Geschichte(n), die etwas mit BITS zu tun haben, im Gedächtnis 
zu behalten. Denn es gab im vergangenen Jahr vieles, das uns beschäftigt hat und wohl auch weiter 
beschäftigen wird. Diese Ereignisse können für unsere Zukunft unter Umständen wesentlich ein-
schneidender sein, als die Wahl der ersten deutschen Bundeskanzlerin. 

• Ein Beispiel ist die Weiterverbreitung von Atomwaffen: Nordkorea und der Iran. Nordkorea be-
hauptet, schon Atombomben gebaut zu haben. Der Iran wird gerade scheinbar zum Präzedenz-
fall dafür, wie die USA ein zweites Nordkorea verhindern wollen: Durch Kompromisslosigkeit, 
frühzeitigen Druck und militärische Drohungen. Durch einseitiges Handeln und auf Basis des 
Rechts des Stärkeren, aber nicht durch eine Stärkung des internationalen Rechts, z.B. in Form 
des internationalen Nichtverbreitungsregimes. Washington will sich nicht auf atomare Abrüs-
tung verpflichten lassen; es plant, seine Atomwaffen modernisieren. Die Folge war ein Scheitern 
der Überprüfungskonferenz des Atomwaffensperrvertrages im vergangenen Jahr. Keine guten 
Aussichten für die Zukunft.   

• Der Iran steht zu gleich für ein zweites Problemfeld. Was wollen die USA im Mittleren Osten 
wirklich? Geht es darum, ein für die Welt gefährliches Atomprogramm zu stoppen? Darum, un-
liebsame Regierungen zu isolieren und zu stürzen? Oder darum, den Nahen und Mittleren Osten 
nach den Vorstellungen der USA neu zu ordnen? Die letzten beiden Motive überwiegen wohl 
deutlich. Das Atomprogramm und der neue, radikale Präsident des Irans sind ein willkommener 
Anlass.   

• Weltordnungsprobleme gibt es aber auch vor unserer Haustür. Nach 10 Jahren internationaler 
Präsenz in Bosnien und fünf im Kosovo sind keineswegs dauerhafte Friedensordnungen erreicht 
worden. Offene Gewaltanwendung ist seltener geworden, aber dauerhafte Stabilität ist nicht in 
Sicht. Das zeigt schon ein Blick auf die wirtschaftliche Entwicklung: Weder Bosnien noch der 
Kosovo können ohne eine massive Zufuhr von Geld überleben. Und neue Probleme stehen vor 
der Haustür: der Status des Kosovo ist immer noch ungeklärt. Über ihn soll 2006 verhandelt 
werden. Fällt dabei das seit Jahren geltende Prinzip der internationalen Gemeinschaft, auf dem 
Balkan keine neuen Grenzveränderungen mehr zuzulassen? Wenn ja, dann dürfen wir gespannt 
auf Bosnien-Herzegowina schauen. 
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• Der „Weltkrieg gegen den Terror“ verändert die Werte in unserem Gesellschaftssystem. Nicht 
nur in den USA, sondern auch bei uns. Vier Jahre nach Ausrufung dieses Krieges hat er sich in 
unsere Köpfe eingeschlichen. Er hat unser Denken, Reden und Schreiben verändert und er ver-
ändert stetig unser Verständnis davon, was ein Rechtsstaat darf und was nicht: Noch regen wir 
uns über die Menschenrechtsverletzungen der Amerikaner auf – aber haben wir auch rechtzeitig 
vor der eigenen Tür gekehrt? Es wird immer deutlicher, dass Deutschland  amerikanische 
Rechtsverletzungen zumindest geduldet hat. Hat es auch dazu beigetragen? Im Geheimen wohl 
schon.  Das sollte uns zu denken geben – es sagt etwas über die Richtung der ständigen Bemü-
hungen, die „innere Sicherheit“ durch mehr Überwachung und größere Polizeirechte zu verbes-
sern. Ganz egal ob der Terrorismus oder die Fußballweltmeisterschaft der angebliche Anlass 
sind. Der Staat, die Exekutive, ermächtigt sich selbst auf Kosten des Souveräns, der Bürger.   

Vier Beispiele, die zeigen, dass es auch 2006 für BITS genug zu tun gibt. Doch das dürfte noch 
schwerer werden. Ende 2005 erwischte uns die vorgezogene Bundestagswahl auf dem falschen Fuß. 
Zum 1. Dezember wechselten zwei unserer Mitarbeiter in Festanstellungen in den Bundestag. Ob die 
Verbleibenden und ein neu Hinzugekommener es schaffen können, erneut 30.000 €uro für BITS er-
wirtschaften zu können? Sie merken es bereits daran, dass dieser Querschnitt Sie so spät erreicht: 
Zeitweilig fehlte sogar das Geld, ihn zu drucken. 

Deshalb unsere große Bitte gerade auch an die Leser dieses Querschnitts: Wir brauchen dringend Ihre 
Hilfe. Wir brauchen Ihre großzügige finanzielle Unterstützung. Und wir brauchen mehr Spender.  
Helfen Sie uns bitte, diese zu finden.  

Ihre BITS MitarbeiterInnen 
 
 

 

"... Das Berliner Informationszentrum für Transatlantische  
Sicherheit (BITS) bietet mit seinen Datenbanken und Archiven 
einen außergewöhnlichen Service für die Online-Recherche im 
Bereich europäischer Sicherheit." 

Bildungsserver learn.line.nrw 

 

Stimmt. Und nicht nur zu diesem Thema, sondern zum Beispiel auch zu den NATO-
Russland-Beziehungen, zu Abrüstung und Rüstungskontrolle oder zu den aktuellen Kon-
flikten um Irak und Iran. Schauen Sie mal vorbei: www.bits.de. Damit wir diesen kosten-
losen Service auch künftig aufrechterhalten können und mehr als 1000 Besucher täglich 
sich umfassend und vor allem unabhängig informieren können, benötigen wir dringend 

Ihre Unterstützung! 

Ihre Spenden erbitten wir auf das Konto des 
BITS Förderverein e.V. bei der Postbank Berlin, 
Konto-Nr.: 577 005 107, Bankleitzahl: 100 100 10 

 

BITS - Rykestr. 13 - 10405 Berlin - Tel: (030) 44 68 58 -0 - Fax: (030) 44 10 221 
 

 

BITS ist durch das Finanzamt für Körperschaften in Berlin als ge-
meinnützig anerkannt. Ihre Unterstützung ist steuerlich abzugsfähig. 
Für die Spendenquittung benötigen wir Ihre Adresse. Bei Fragen zu 
BITS und seiner weitgehend ehrenamtlichen Arbeit stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung 
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 BITS Eigenproduktionen 
 

“Made in Germany” inside * 
Komponenten - die vergessenen Rüstungsexporte 
Studie in Kooperation mit Oxfam Deutschland e.V. 
Otfried Nassauer und Christopher Steinmetz, März 2005, ISBN 3-9809965-2-2  

 
Sting oder Stinger 
Tragbare Flugabwehrraketen als Risikofaktor 
Susanne Härpfer, BITS Research Note 05.1, Januar 2005, ISSN 1434-7687 

 
Nukleare Abrüstung, Atomwaffensperrvertrag und Nukleare Teilhabe 
Sollte Deutschland das nukleare Outsourcing beenden? 
Otfried Nassauer, BITS Policy Note 05.2, Mai 2005, ISSN 1434-3274  

 
Nuclear Disarmament, Nuclear Non-proliferation Treaty and Nuclear Sharing 
Should Germany end U.S. 'nuclear outsourcing'? 
Otfried Nassauer, BITS Policy Note 05.3, Mai 2005, ISSN 1434-3274 

 
Nuclear Weapons in Europe 
A Question of Political Will  
A Policy Note prepared for Greenpeace Germany 
Otfried Nassauer, BITS Policy Note 05.4, Juni 2005, ISSN 1434-3274  

* Die von BITS erstellte Studie “Made in Germany” inside ist von Oxfam Deutschland e.V. verlegt worden.  

Unsere Eigenpublikationen können gegen ein geringes Entgeld, das sich nach dem Umfang der Papiere richtet, bei uns 
bestellt werden. Unsere Research Reports können Sie anhand der ISBN-Nummer auch über den Buchhandel beziehen. 
Eine komplette Liste der lieferbaren Publikationen können Sie bei uns anfordern oder auf unserer Webseite als PDF-Datei 
downloaden.  
Im Internet haben Sie auch die Möglichkeit alle BITS-Publikationen kostenfrei nachzulesen. 
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BITS im Internet 

Sie wünschen sich mal eine gute Nachricht? Wir haben sie. Nach Jahren immer wieder neuer techni-
scher Leiden geht es unserer Internet-Homepage so gut wie noch nie. Seit BITS zu Artfiles gewech-
selt ist, läuft unsere Internetseite durchweg stabil. Und das über das ganze Jahr 2005. 

Entwicklung der BITS-Homepage im Jahr 2005 

 
Als stabil mit weiter wachsender Tendenz kann man auch die Nutzungszahlen unserer Homepage be-
zeichnen. Im Durchschnitt kamen 2005 täglich um die 1.000 Besucher auf unsere Seite, um sich zu 
informieren. Das sind erneut deutlich mehr als im Jahr 2004. Erheblich gewachsen ist auch die Zahl 
der Dokumente und Texte, die unsere Besucher zur Kenntnis nehmen. Im letzten Jahr wurden mehr 
als 1 Million Dokumente abgerufen. Mit anderen Worten: Unser Internet-Angebot, das zur Zeit bereits 
mehr als 1 Gigabyte Daten umfasst, wird immer besser angenommen.  

Entwicklung der Besucher pro Tag (im Durchschnitt) 
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Wikipedia heißt im Internet das Projekt zur Erstel-
lung einer Enzyklopädie menschlichen Wissens – 
der Brockhaus des Netzes also. In der deutschspra-
chigen Version stehen mittlerweile über 200.000 
Artikel, geschrieben von mehr als 99.000 Autoren, 
zur Verfügung. Wir wissen zwar nicht, wer die Bei-
träge über das Jagdbombergeschwader 33, die 
Honest John Rakete oder den Atomwaffenstandort 
Büchel verfasst hat, aber alle haben eines gemein-
sam: Sie berufen sich auf Quellen, die auf unserer 

Homepage zu finden sind. Auch die englische Variante von Wikipedia führt uns bei etlichen Stich-
worten als Informationsquelle auf. Auch viele andere, wie der Bildungsserver des Ministeriums 
für Schule und Weiterbildung des Landes NRW learn.line.nrw verweisen mit freundlichen oder lo-
benden Worten auf unsere Homepage. Überhaupt: Jene, die sich mit politischer Erwachsenenbildung 
befassen, gehören zu unseren treusten Nutzern und zu den, die besonders häufig auf www.bits.de ver-
weisen. 

Manchmal hat das Internet aber auch seine Tücken. Es wird irreführend. Wir bezweifeln einfach, dass 
all die 65 Besucher, die im Dezember 2005 aufgrund ihres Suchbegriffs "goldene Hochzeit" auf unse-
re Webseite kamen, wirklich den Artikel "Die goldene Hochzeit der Waffenschmieden" (Seite 26) 
lesen wollten, der über die deutsch-israelische Rüstungskooperation berichtet. Wir sind gespannt, ob 
sich ähnliches mit dem Artikel „Zu Gast bei Freunden“ aus dem Bundeswehr-Magazin Y wiederholt. 
„Zu Gast bei Freunden“ ist nämlich 2006 das Mottos der Fußballweltmeisterschaft. Ganz sicher nicht 
verirrt haben sich dagegen die vielen Nutzer, die von den Servern des US-Militärs auf unsere Seiten 
zugreifen. Sie finden bei BITS.de so manches Dokument, dass das Pentagon bereits wieder aus seinen 
Internetangeboten gestrichen hat.  

 
   
   
 

Noch eine kleine Auswahl von Suchbegriffen die laut unserer Statistik im Jahr 2005 Besucher auf 
unsere Homepage geführt haben. Ob diese wirklich zu uns wollten darf ab und an bezweifelt werden.: 

• Major von Dach  

• Militärische Abkürzungen 

• Krauss Maffay 

• Rudis Resterampe 

• Deutscher Bundesadler 

• Heeresinstandsetzungslogistik 

• Was sind bits 

• Berlin Information 

• gefesselt geknebelt 

• gebrauchte Panzer 

• Beileidsschreiben 

• Security Berlin 

• Mars Werfer 

• Wesel Datteln Kanal 

• Why do nations join alliances such as the 
United Nations the EU 

• with the UN whenever possible 

• Umbau US Navigationssystem for Europe 

• Produktionslinie in Deutschland 

• Blaupausen Raketen 

 

"Das Berliner Informationszentrum für 
Transatlantische Sicherheit (BITS) bietet 
mit seinen Datenbanken und Archiven 
einen außergewöhnlichen Service für die 
Online-Recherche im Bereich europäi-
scher Sicherheit." 

Zitiert vom Bildungsserver learn.line.nrw 
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BITS in den Medien 
 

   
Im Vorfeld des Deutschlandbesuches von US-Präsident 

Bush fragte HR 2 am 21. Februar nach unserer Ein-
schätzung des Deutsch-Amerikanischen Verhältnisses. 

 Nach den Anschlägen in London lud N24 am 25. Juli 
einen BITS-Experten zur Kommentierung ins Studio 

ein, ebenso am 05. August zu dem Thema Atomwaffen. 

   

   
Am 14. April fragte HR info nach Hintergrundinforma-
tionen zum Waffenembargo der EU gegenüber China. 

 Zum Thema 50 Jahre Bundeswehr wurden wir am  
08. Juni von Radio Eins befragt. 

   

   
Das inforadio vom RBB setzte die gleichen Themen-
schwerpunkte wie der Hessische Rundfunk. Die Inter-
views wurden am 22. Februar und 14. April gesendet. 

 Nach Beendigung des Treffen der NATO-
Verteidigungsminister bat MDR info am 14. Februar um 

unsere Einschätzung. 

   

   
Am 02. Mai wollte RTL News mehr zu den in Deutsch-

land stationierten Atomwaffen wissen. 
 Die Entführung von Susanne Osthoff im Irak war am 

17. Dezember der Grund für die Einladung ins SAT1 
Nachrichtenstudio. 

   

   
Unter dem Titel "Deutschland liefert U-Boote an Israel" 
erschien am 20. November ein Artikel von uns auf der 

Homepage der ARD Tagesschau. 

 Auf der Homepage der Zeit erscheint am 15. Februar 
ein Interview mit BITS über die Vorschläge zur NATO-

Reform von Bundeskanzler Schröder.  

   

   
Gleich zwei Mal innerhalb weniger Tage fragte der 

Deutschlandfunk nach der Meinung unserer Experten. 
Am 15. Februar ebenfalls zu den Reformvorschlägen 

Schröders und am 20. Februar zu den Besuch von US-
Präsident Bush. 

 Die Kulturzeit auf 3 SAT nahm sich am 22. Dezember 
der Thematik der geheimen CIA Flügen und möglicher 

Entführungen durch den CIA an. Dabei fragte die 
Redaktion auch nach unserer Einschätzung der  

Sachverhalte.   

   

   
Am 14. Dezember erfragte das ZDF Morgenmagazin 
Informationen zu dem U-Boot 212 der Bundeswehr. 

 Für das neue U-Boot interessierte sich am 19. Dezember 
auch das ZDF Heute-Journal. 

   

 

 

 
In der Ausgabe 15 der Wochenzeitschrift "das  

Parlament", herausgegeben vom deutschen Bundestag, 
erscheint ein BITS Artikel zur deutsch-israelischen 

Rüstungskooperation.  

 Das Funkhaus Europa, einem Sender von Radio Bremen 
in Zusammenarbeit mit dem WDR, nahm das Gipfel-

treffen zwischen der EU und den USA am 20. Juni zum 
Anlas für ein Interview mit BITS. 
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Vorträge und Diskussionen mit BITS-MitarbeiterInnen   
 

20. Januar 2005 Experten-Treffen mit Prof Michael Ignatiew, Harvard University  
Teilnahme auf Einladung der Botschaft Kanada, Berlin 

19. Februar 2005 Vorträge zu MEADS und der Lage im Kosovo  
Bundesarbeitsgemeinschaft Frieden, Bündnis 90/Die Grünen 

21. Februar 2005 "Erneuerbare Energien – Eine Investititon in die Sicherheit"  
Jahrestagung des Bundesverbandes Erneuerbare Energien, Landesvertretung Sachsen Anhalt 

24. Februar 2005 "Nuclear North Korea – What we can know and what we can’t know"  
gemeinsame Veranstaltung von BITS und der Heinrich Böll Stiftung  
mit Dr. Thomas B. Cochran, NRDC, Bank für Sozialwirtschaft, Berlin 

25. Februar 2005 "Nuklearwaffen in Europa"  
BITS-Veranstaltung für Abgeordnete und Mitarbeiter im Bundestag 
mit T. B. Cochran und Hans Kristensen, Berlin 

7. März 2005 "MEADS-Stellungnahme" 
Arbeitskreis Raketenabwehr, HSFK 

12. März 2005 "Atomares Pulverfass Nahost" 
IPPNW-Jahrestreffen, Berlin 

18. März 2005 "Nuklearmacht Iran?" 
Iranischer Kulturverein, Berlin 

31. März 2005 "50 Jahre Bundeswehr" 
Republikanischer Club, im Haus der Demokratie, Berlin 

06. April 2005 "Iran, Pakistan, Nord-Korea ....  
Wie steht es um die Verbreitung von Atomwaffen wirklich?" 
Vortrag in der Urania, Berlin 

17. – 20. Mai 2005 "Deutsch-Israelische Rüstungskooperation" 
Bar-Ilan Universität, Deutsch Israelische Kooperation, Friedrich Ebert Stiftung, Tel Aviv 

04. Juni 2005 "Die Hintergründe des Irak-Krieges und die Zukunft der Krisenregion" 
Podiumsdiskussion beim Pressefest des Neuen Deutschland, Berlin 

15. Juni 2005 "Nuklearwaffen: Gestern – heute - morgen" 
Technische Fachhochschule Berlin 

23. Juni 2005 "Neue sicherheitspolitische Rahmenbedingungen" 
AIK der Bundeswehr – Richter & Staatsanwälte 

29. Juni 2005 "Rüstungsexport – EDA" 
Europäische Linke im Europäischen Parlament, Brüssel 

7. Juli 2005 "Medien und Krieg" 
AIK der Bundeswehr 

13. Juli 2005 "Energy and Security" 
Sommerakademie 2005, ÖSFK, Burg Schlaining, Österreich 

13. September 2005 "Neue Kriege – neue Weltordnung" 
DGB-Bildungswerk, Hattingen 

22.Oktober 2005 "Europäische Rüstungslobbys" 
Bundesarbeitsgemeinschaft Frieden, Bündnis 90/Die Grünen 

10. November 2005 "Nichtstaatliche Akteure – neue Herausforderungen für Rüstungskontrolle,  
Nichtverbreitung und Rüstungsexport" 
Fachhochschule Reutlingen 

16. Dezember 2005 "Perspektiv-Planung Rüstungskontrolle"  
Expertenkreis beim Auswärtigen Amt 
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Passiert – Notiert - Zitiert 

Von diesen Medien wurde BITS 2005 kontaktiert und/oder zitiert: 

AFP 

Al Arabia TV – Panorama 

Akahata (Japan) 

Asahi Shinbum (Japan) 

AP 

APuZ 

ARD-Hörfunk 

BBC-Greek Service 

BBC-World Service 

ApuZ 

Berliner Zeitung 

Berlinonline.de 

Berliner Morgenpost 

Bochholter-Borkener Volksblatt 

Capital -online 

Das Parlament – online 

ddp 

Der Überblick 

Deutsche Welle Funkjournal 

Deutsche Welle TV 

Deutschlandfunk 

Die neue Epoche  

Die Tageszeitung 

Die Welt  

Dpa 

Dpa-Audio 

Emdener Zeitung 

epd 

europaspiegel.de 

Filmhochschule München. 

Financial Times Deutschland 

Frankfurter Rundschau  

Frankfurter Rundschau online 

Freitag 

Friedensforum 

German News 

Global Security Newswire 

Gmx.net 

Graswurzelrevolution 

Hamburger Illustrierte (online) 

Handelsblatt 

Hessischer Rundfunk 1-Prisma 

HR-2 Der Tag 

HR-Mittagsmagazin 

HR-Info 

Impulse-online 

Info-Radio Berlin 

Inside the Army 

Iranischer Rundfunk D-Progr. 

Iranisches Fernsehen 

www.iran-now.de 

IRNA 

Junge Welt 

Kölnische Rundschau (online) 

MDR 

MDR-Info 

Morgenmagazin ARD 

MRZ 

N-24 Nachrichten 

N-24 Spezial 

National Public Radio (NPR) 

NBC-Deutschland 

Neues Deutschland 

NDR Info 

NDR Info Mittagsmagazin 

NDR Streitkräfte & Strategien 

Netzzeitung 

NGO-online 

NTV-Nachrichten 

ORF 2 
Ost-West-Gegeninformation 

Ossietzky 

Presseportal 

Presserelations 

Radio Bremen Funkhaus Europa 

Radio Bremen Nordwestradio 

Radio Eins (RBB) 

Radio Lora (München) 

Radio Nederland-Span. Service 

Reuters 

Reuters TV 

Rheinpfalz 

Rheinische Post (online) 

Rhein-Zeitung (online) 

RTL-Nachtjournal 

RTL-News  

RTL-Nieuws TV Nederlande 

SAT 1 – Abendnachrichten 

Skyradio 

Sonne, Wind und Wärme 

Sonntagsblick (CH) 

Sozialistische Zeitung 

Spiegel 

Spiegel-online 

SPW 

Standard (Österreich) 

Stern 

Stern.de 

Stuttgarter Zeitung 

Süddeutsche Zeitung 

Südwestfernsehen 

Swr.de 

SWR-1 Tagesthema 

SWR-1 

SWR-Nachrichten  

SWR 2 Forum 

Tagesschau-online.de 

Tagesspiegel 

Telepolis 

Uni-Radio (Berlin) 

WDR-3 Das war der Tag 

WDR-5 Morgenecho 

WDR-Monitor 

Wirtschaftswoche 

Zeit 

Zeitfragen (CH) 

Zivil 

Y-Magazin 

Yahoo-News  

ZDF-Heute 

ZDF-Heute-Journal 

ZDF-Frontal 21 

ZDF-Morgenmagazin 
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Friedensforum - Ausgabe 1 / 2005 

 

Kaschmir-Gespräche und atomare Instabilitäten 
Gerhard Piper 

Am 28. Dezember 2004 wurden die Friedensgespräche zwischen Pakistan und 
Indien zur Lösung des Kaschmir-Problems ergebnislos abgebrochen. Damit 
scheiterte der jüngste Versuch, den seit 1947 schwellenden Konflikt zu lösen. 
Damals wurde die britische Kronkolonie in Pakistan und Indien aufgeteilt und 
die dazwischen liegende Region Kaschmir in einen moslemisch-
pakistanischen Teil "Kaschmir Azad" und ein hinduistisch-indisches Gebiet 
"Jammu und Kaschmir" gespalten. Die Hegemonialansprüche beider Seiten 

auf das gesamte Gebiet mündeten bereits dreimal in einem konventionellen Krieg (1947, 1965 und 1971); zur 
Jahreswende 2001/2002 drohte gar eine atomare Eskalation. 

Noch ist der gordischen Knoten zur Lösung dieses uralten Konfliktes nicht zerplatzt. Nach Jahrzehnten der 
Konfrontation kann keine Seite ihre Ansprüche einfach aufgeben, weil dies eine innenpolitische Krise auslösen 
würde. Bisher garantierte gerade die Aussichtslosigkeit des militärischen Säbelrasseln die Fortdauer des Kon-
fliktes. Dennoch wäre Pessimismus unangebracht. Immerhin gibt es Einzelerfolge: So nahmen beide Länder im 
Juni 2003 ihre diplomatischen Beziehungen wieder auf, dem folgte am 25. November 2003 ein Waffenstill-
stand, der die monatelangen Artillerieduelle entlang der Demarkationslinie beendete. Mit der Aufnahme des 
zivilen Flugverkehrs und der Zugverbindungen im Januar 2004 unternahmen beide Seiten einen ersten Schritt 
zur Überwindung der Teilung. 

Während Pakistan seine Truppen in Kaschmir im März 2003 um 5000 Soldaten erhöhte, hat Indien angekün-
digt, seine Truppen in der Region Anfang 2005 zu verringern. Beides gilt als vertrauensbildende Maßnahme, 
weil die pakistanischen Truppen mit den verschärften Grenzkontrollen das Einsickern von islamistischen Terro-
risten nach Indien verhindern, während die indischen Streitkräfte mit ihrem Rückzug zur Truppenentflechtung 
beitragen. 

Die bilateralen Friedensgespräche wurden offiziell am 16. Februar 2004 aufgenommen. Höhepunkt der Ver-
handlungen war ein Treffen zwischen dem pakistanischen Präsidenten Pervez Muscharraf und dem indischen 
Premierminister Manmohan Singh am Rande der UN-Vollversammlung am 24. September 2004 in New York. 
Erstmalig stimmten beide Politiker darin überein, alle Streitfragen künftig friedlich lösen zu wollen. Gemäß der 
vereinbarten Roadmap werden die Gespräche auf verschiedenen Ebenen vorangetrieben. Parallel laufen Ver-
handlungen zur Beilegung des Kaschmirkonfliktes, ein Gedankenaustausch zur Vermeidung eines atomaren 
Krieges und Gespräche zur Verbesserung der Wirtschaftsbeziehungen. 

Schon der erste Kaschmirkrieg 1947 forderte eine Million Tote und zwölf Millionen Vertriebene, um wieviel 
größer würden die Opfer eines Atomkrieges sein? Indien verfügt über 100 bis 150 Atomwaffen, Pakistan über 
20 bis 50 Stück. Zum indischen Nuklearbestand gehören u.a. rund 50 Jagdbomber Mig-27 Flogger der 2., 9. 
und 18. Staffel in Hindan und Jaguar der 5. und 14. Staffel in Ambala. Außerdem besitzt Indien mindestens 15 
Mittelstreckenraketen vom Typ Agni I. Zum pakistanischen Arsenal gehören u.a. 28 Kampfflugzeuge F-16 
Fighting Falcon der Staffeln Nr. 9 Griffins, Nr. 11 Arrows in Sargodha und Nr. 14 Shaheens in Kamra. Hinzu 
kommen rund 10 Mittelstreckenraketen Ghauri I in Stellungen zwischen Sialkot und Karachi. 

Die Dringlichkeit eines funktionierenden nuklearen Regimes auf dem indischen Subkontinent wurde durch die 
Atomkrise vom Oktober 2001 bis Juni 2002 erneut unterstrichen: Ausgelöst wurde die Krise am 1. Oktober 
2001 durch einen Attentäter der islamistischen Jaish-e-Mohammad-Gruppe (JeM), der einen Selbstmordan-
schlag vor dem Parlamentsgebäude in Srinargar, der Hauptstadt des indisch-besetzten Teils von Kaschmir, 
verübte. Der Anschlag forderte 38 Tote. Dem folgten am 15. Oktober zweitägige Grenzgefechte, bei denen die 
indischen Streitkräfte 30 pakistanische Militärposten zerstörten. Danach verübten moslemische Attentäter am 
13. Dezember 2001 einen Anschlag auf das indische Parlament in Neu Dehli. Daraufhin verstärkten sowohl 
Indien (Operationen PARAKRAM und SANGRAM) als auch Pakistan (Operation KHABARDAR) ihre Trup-
penkontingente entlang der Demarkationslinie, so dass schließlich eine Million Soldaten kriegsbereit aufgebo-
ten wurden. 

Auf beiden Seiten muss die Neigung zum Erstschlag sehr groß gewesen sein, da die Frühwarnzeit bei einem 
Raketenangriff nur drei Minuten betragen hätte. Diese Zeitspanne ist zu kurz, um einen Militärangriff auf den 
Radarschirmen zu erkennen und die staatliche Führung zu alarmieren, die dann einen Befehl zum Gegenschlag 
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an die Jagdbombergeschwader und Raketeneinheiten weitergeleitet hätte. Im Falle eines Angriffs bliebe also 
keine Zeit, um die eigenen Nuklearwaffenträger rechtzeitig zu starten, vielmehr würden sie in ihren Stellungen 
am Boden zerstört werden. Nach der militärischen Logik ist daher die Neigung zu einem Präemptivschlag be-
sonders groß. Diese Tendenz wurde noch dadurch verstärkt, dass das pakistanische Atompotential nur auf we-
nige Raketen beschränkt war, so dass bei einem Überraschungsangriff das gesamte Nukleararsenal hätte zer-
stört werden können, ohne dass eine gesicherte Zweitschlagskapazität übriggeblieben wäre. Zum verstärkten 
Objektschutz seiner Nuklearanlagen startete Pakistan damals die Operation THUNDERBOLT. 

Ein atomarer Krieg hätte für beide Seiten verheerende Folgen, wie die amerikanischen Atomwaffenexperten 
William Arkin und Robert Norris darlegten: "Mumbai (Bombay), Calcutta und Neu-Dehli haben eine Einwoh-
nerzahl von 12, 11 bzw. 8 Millionen Menschen. Karachi, Lahore und Rawalpindi haben 8, 5 bzw. 2 Millionen 
Einwohner. Die Auswirkungen einer Atomangriffs auf eine Stadt sind enorm: Von den schätzungsweise 
350.000 Einwohnern Hiroshimas am 6. August 1945 starben ungefähr 140.000 bis zum Jahresende durch die 
Wirkungen der 15 Kilotonnen-Bombe. (..) Eine Bombe, die auf eine große indische oder pakistanische Stadt 
abgeworfen wird, könnte den Tod von Millionen verursachen." Nach neun Monaten konnte die Kaschmirkrise 
schließlich friedlich beigelegt werden. 

Im Allgemeinen wird unterstellt, dass durch die zunehmende Proliferation von Nuklearwaffen die Kriegsgefahr 
in der Dritten Welt steigt, jedoch war es in diesem Fall gerade der Besitz von Nuklearwaffen, der beide Seiten 
von einem Atomkrieg zurückweichen ließ. 

Aber die Gefahr eines atomaren Krieges um Kaschmir ist nicht das einzige Nuklearrisiko. Der Beginn des ame-
rikanischen Anti-Terrorkrieg im Oktober 2001 führte zu einer Verschärfung der internen Spannungen in Pakis-
tan: Die USA brauchten das Land als Aufmarschgebiet für ihren Krieg gegen die Taliban in Afghanistan, die 
aber Anfang der neunziger Jahre von der pakistanischen Regierung aufgebaut worden waren. Weil der pakista-
nische Präsident Muscharraf dem amerikanischen Druck nachgab, besteht nun die Gefahr eines Volksaufstan-
des oder eines Putsches islamistischer Offiziere der Streitkräfte oder des allgegenwärtigen Geheimdienst Inter 
Services Intelligence (ISI). Dann stellt sich die Frage, wer die Verfügungsgewalt über die nationalen Atomwaf-
fen behält. 

Um die Gefahr zu bannen geht Präsident Muscharraf massiv gegen die islamistischen Fundamentalisten vor 
und erfüllt damit zugleich eine Forderung der USA und Indiens. Außerdem hat er den Chef des ISI in den letz-
ten Jahren mehrfach ausgewechselt. Seit dem 23. Februar 2004 wird der Dienst durch General Ijaz Schah 
kommandiert. Im Gegenzug versucht die islamistische Opposition die Regierung zu stürzen. Im Dezember 
2003 scheiterten zwei Mordanschläge auf Präsident Muscharraf, an denen auch 12 Offiziere beteiligt waren. 
Am 30. Juli 2004 scheiterte ein weiteres Attentat auf den (designierten) Premierminister Schaukat Aziz. 

Eigentlich hatte General Muscharraf angekündigt, er wolle seinen Posten als Armeechef zum 31. Dezember 
2004 aufgeben und nur noch das Amt des Staatspräsidenten ausüben. In den letzten Wochen hat sich Muschar-
raf aber anders besonnen. Jetzt will er beide Funktionen bis zu den nächsten Wahlen im Jahr 2007 behalten. 
Dagegen moniert das oppositionelle Bündnis der islamistischen Parteien Muttahida Majlis-e-Amal (MMA). Sie 
werfen Muscharraf vor eine Diktatur aufzubauen und riefen zu Massenprotesten auf. 
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NDRinfo – Interview, 11. Februar 2005 

 

Nordkorea hat die Bombe - Internationale Auswirkungen 

Nun hat die Regierung Nordkoreas das zugegeben, was die USA ihr schon 
lange unterstellen. Nordkorea hat Atombomben. Auch die Gespräche über 
das Atomprogramm, die so genannten Sechsparteiengespräche mit Russ-
land, China, Japan, Südkorea und den USA, hat Nordkorea bis auf weite-
res verlassen. Fragen dazu an Otfried Nassauer, Leiter des Berliner In-
formationszentrums für Transatlantische Sicherheit. 

Herr Nassauer, bedeutet es wirklich eine neue Qualität, dass Nordkorea, 
als ein Land unter vielen anderen, nun auch die Atombombe hat? 

Die Bedeutung der Entscheidung Nordkoreas liegt erstens darin, dass es sich zeigt, dass die Druckpolitik der 
USA, Nordkorea mit allen Mitteln daran zu hindern, die Atomwaffe zu bauen, nicht funktioniert hat. Es zeigt 
zweitens, dass eine Situation entstehen kann, und zwar in Blick auf den Fernen Osten, dass sich auch weitere 
Länder überlegen, ob sie jetzt wegen Nordkorea die nukleare Option wieder aufleben lassen sollen. Ich denke 
da nur an einen Staat wie Japan. Drittens, es bedeutet natürlich eine Verschärfung der Konfrontation in Ost-
asien im allgemeinen Sinne, und es bedeutet viertens, eine komplexe, schwierige Situation für die Volksrepu-
blik China, die ja ein Nachbar Nordkoreas ist, und die damit in Nordkorea einen Staat vorfindet, dessen Verhal-
ten sie auch als Nuklearmacht versuchen muss zu beeinflussen. 

Glauben Sie denn tatsächlich, dass Nordkorea die Atombombe gebaut hat? Ein so abgeschottetes Land, 
das so arm ist? 

Es ist seit Jahren umstritten, ob Nordkorea wirklich die Atomwaffe hat. Es gibt Gerüchte, dass sie es können, es 
gibt Gerüchte, dass sie sie seit einigen Jahren haben. Mit letzter Sicherheit kann man es nicht sagen. Aber wenn 
Nordkorea jetzt sagt, dass es sie hat, dann kann es einerseits sozusagen psychologische Kriegsführung sein, es 
kann aber auch auf der anderen Seite auch wirklich der Realität entsprechen, weil die Voraussetzungen hin-
sichtlich des Nuklearmaterials gegeben sind. Und damit ist in der Tat eine Situation eingetreten, in der sich für 
die Nachbarn eine psychologisch neue Qualität ergibt, nicht unbedingt eine faktisch neue, aber eine psycholo-
gisch neue. 

Gibt es denn noch jemanden, der die Chance hätte, auf Nordkorea nun einzuwirken, doch die Finger zu 
lassen von Atombomben? 
Diese Chance gibt es im Prinzip schon. Das wären vor allem die Chinesen und die Russen. Das Problem besteht 
nur darin, solange die Amerikaner da nicht mitspielen und da voll hinter stehen, wenn jemand versucht, da zu 
vermitteln, ist es für Nordkorea eine schwierige Situation. Genau wie im Falle des Irans geht es ja letztlich dar-
um, dass dieses Land auch eine Sicherheitsgarantie gegen einen potenziellen amerikanischen Angriff bekommt. 
Das Problem auf nordkoreanischer Sicht besteht darin, dass die Kombination aus mit am Tisch sitzen und im-
mer auch mal wieder mit einer militärischen Überraschung zu drohen oder Nordkorea sozusagen an den Pran-
ger zu stellen, das passt mit den nordkoreanischen Bildern nicht zusammen, und deswegen sagen sie, mit dieser 
Administration werden wir auch in der zweiten Wahlperiode nicht klar kommen. 

Halten Sie es denn für möglich, das die USA einen Schlag durchführen würde gegen Nordkorea? 
Ich halte es für ziemlich unwahrscheinlich, dass die Amerikaner gegen die Nordkoreaner mit militärischen 
Mitteln vorgehen, aus zwei Gründen. Der eine ist so ähnlich wie beim Iran, es ist technisch sehr schwierig, und 
er zweite besteht darin, dass es auch innenpolitisch für George W. Bush ziemlich kompliziert wäre, für einen 
Militärschlag gegen Nordkorea eine Mehrheit innenpolitisch zusammenzukriegen. Das dürfte deswegen 
schwierig sein, weil die christlich Rechte, also die Mehrheit der Wähler von George W. Bushs, einen Krieg und 
außenpolitisches Engagement mit militärischen Mitteln im Fernen Osten, im Gegensatz zum Nahen Osten, 
wohl kaum billigen würde. Im Nahen Osten geht es ja immer auch um die Sicherung des Existenzrechts Israels, 
und da sind natürlich die christlichen Rechten durchaus eher für zu gewinnen, als für einen Waffengang im 
Fern-Ost. 



   

Seite  16 BITS Querschnitt 2005  
 

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 12. Februar 2005 

 

Umworbene Europäer - Die Erwartungen an den Bush-
Besuch 
Otfried Nassauer 

Am 20. Januar begann die zweite Amtszeit von George W. Bush. Gemeinhin, 
so die Astrologen für das Weiße Haus, beschäftigen sich US-Präsidenten wäh-
rend ihrer ersten Präsidentschaft mit ihrer Wiederwahl und in der zweiten mit 
jenen Themen, mit denen sie in die Geschichtsbücher eingehen wollen. Ganz 
gleich, ob diese These belegbar ist - der Wechsel von der ersten zur zweiten 
Bush-Administration wirft die Frage auf, ob es zu wesentlichen Veränderungen 

in der amerikanischen Außen- und Sicherheitspolitik kommt. Das jedenfalls scheinen viele Politiker in Europa 
angesichts der gerade beendeten Rundreise der neuen US-Außenministerin, Condoleezza Rice, zu hoffen. 

Hatte Rice nicht vorgeschlagen, ein "neues Kapitel" in den transatlantischen Beziehungen aufzuschlagen? Hatte 
sie sich nicht von Donald Rumsfelds Unterscheidung zwischen dem alten und dem neuen Europa distanziert? 
Hatte sie nicht für ein starkes Europa plädiert und festgehalten, ein militärisches Vorgehen gegen den Iran stehe 
derzeit nicht auf der Tagesordnung, es sei die Zeit für die Diplomatie? Hatte sie der NATO nicht eine - so wört-
lich - "glorreiche Vergangenheit" nach- und zugleich eine "noch großartigere Zukunft" vorhergesagt? 

In der Tat, all das hatte sie und doch waren aus Washington zugleich ganz andere Töne zu hören: Drohungen 
auch militärischer Art vor allem gegen den Iran und Syrien. Selbstverpflichtungen zur Fortführung des Krieges 
gegen den Terrorismus. Rufe nach Regimewechseln in der arabischen und islamischen Welt. Ihre Verknüpfung 
fanden beide Tonlagen in jenem Thema, das Präsident Bush in den Mittelpunkt seiner Amtseinführungsrede 
gestellt hatte: der Demokratisierung des Nahen und Mittleren Ostens, also dem Thema der neokonservativen 
Hardliner in seiner Administration. Auch Condoleezza Rice stellte diese Frage in Paris in den Mittelpunkt ihres 
Kooperationsangebotes an Europa: Europa und Amerika seien den gleichen Werten verpflichtet: der Freiheit, 
den Menschenrechten und der allgemeinen Gültigkeit des Rechts – beide Kontinente sollten das Projekt der 
Demokratisierung des Nahen und Mittleren Ostens gemeinsam angehen und dies mit aller Kraft. Dies sei, so 
Rice wörtlich in Paris, "keine Angelegenheit militärischer Macht, sondern der Macht von Ideen und Idealen". 

Deutet sich also doch ein Paradigmenwechsel in der Außen- und Sicherheitspolitik George W. Bushs an? Eine 
zweite Amtszeit, die ähnlich wie bei Ronald Reagan deutlich kooperativer und weniger militärisch ausfällt? 
Oder war die Europareise von Condoleezza Rice vor allem Ausdruck einer Charmeoffensive, einer Umar-
mungsstrategie für den alten Kontinent, mit der die potenziellen Gegner künftiger Kriege besser in die nächste 
Demonstration amerikanischer militärischer Stärke eingebunden werden sollen? 

In Europa ist die Skepsis, ob Washington künftig wirklich dauerhaft eine neue Linie verfolgen wird, weit ver-
breitet. Freundlich im Ton bleiben Vorsicht und Zurückhaltung angesagt. Denn faktisch bleibt George W. Bush 
und seiner Regierung derzeit kaum eine andere Wahl, als neue Töne anzuschlagen: Israel und die Palästinenser 
sehen die Chance zum Dialog, vielleicht sogar die Chance auf Frieden. Ein neuer Waffengang im Nahen oder 
Mittleren Osten aber, zum Beispiel gegen Syrien oder den Iran, würde diese Chance sicher zerstören. Der Pa-
lästinakonflikt ist eine der Schlüsselfragen für die Zukunft der ganzen Region. In den Worten von Condoleezza 
Rice: "Dies ist eine Zeit der Gelegenheit; wir dürfen sie nicht verpassen." 

Zugleich kommt diese Entwicklung Washington auch in anderer Hinsicht entgegen. Der Irakkonflikt belastet 
das US-Militär und den US-Haushalt allzu deutlich. Schon ein militärisches Vorgehen gegen Syrien könnte zu 
einer Überdehnung führen. Auch die Erfolgsaussichten, Risiken und Nebenwirkungen eines militärischen Vor-
gehens gegen das iranische Nuklearprogramm sind höchst ungewiss. Zudem stehen im Iran Präsidentschafts-
wahlen an und im Mai tagt die Überprüfungskonferenz für den Atomwaffensperrvertrag. Mit anderen Worten: 
Auch George W. Bush und seiner Regierung kommt eine Atempause derzeit sehr gelegen. 

Dies zeigt sich vor allem beim Streit um das iranische Atomprogramm. Washington ist bereit, der Diplomatie 
unter Führung der EU-Länder Deutschland, Frankreich und Großbritannien Zeit zu geben. Aber gibt Washing-
ton der Diplomatie auch genug Zeit und eine echte Chance? 

Erreicht werden soll, dass der Iran auf alle potentiell nuklearwaffenrelevanten Nukleartechnologien in über-
prüfbarer Form verzichtet und damit auch auf Rechte, die ihm aus dem Atomwaffensperrvertrag zustehen. Da-
für soll er – so der Verhandlungsansatz der EU-Staaten - durch wirtschaftliche Kooperation und Technologie-
transfer entschädigt werden. Für die Dauer der Verhandlungen hat Teheran eingewilligt, die umstrittene Uran-
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anreicherung einzustellen. Europäern und Iranern ist klar, dass jedes Verhandlungsergebnis, das sie erzielen 
könnten, nur trägt, wenn Washington dahinter steht. Solange Washington dem Verhandlungsergebnis auch nur 
misstraut, kann Teheran sein Hauptziel nicht erreichen: Die verlässliche Gewissheit, dass die überprüfbare Be-
endigung seiner Nuklearaktivitäten zu dauerhafter Sicherheit vor einem Angriff der USA oder Israels führt. Für 
die EU-Staaten bedeutet dies: Auch wenn Washington nicht mit am Verhandlungstisch sitzt, so ist es im Blick 
auf das Endergebnis ein entscheidender Verhandlungspartner. Dessen Positionen muss die EU schon jetzt be-
rücksichtigen und mitvertreten. Deutlich wird das, wenn die europäischen Unterhändler ein ähnlich alarmisti-
sches Bedrohungsbild über das iranische Atomprogramm zeichnen wie die USA. 

Washington dagegen kann sich abwartend geben und will erst in Kenntnis des Endergebnisses entscheiden, ob 
die Diplomatie erfolgreich war. Zugleich haben die USA ihre Wirtschaftssanktionen gegen den Iran und gegen 
Firmen verschärft, die im Iran tätig werden. Und Präsident Bush machte erst jüngst erneut deutlich, dass er 
nicht vorhat, die Option eines militärischen Angriffs vom Tisch zu nehmen. Manche Hardliner in seiner Regie-
rung erwecken sogar den Eindruck, als sei ein militärisch-präventives Vorgehen gegen den Iran nur noch eine 
Frage des "wanns", nicht aber des "obs". All das kann nicht nur Erinnerungen an die Zeit vor dem Irakkrieg 
wecken, sondern sich auch negativ auf die Bereitschaft des Irans auswirken, eine Einigung auszuhandeln. Die 
konservativen Extrempositionen in Washington und Teheran verstärken sich gegenseitig. Mit anderen Worten: 
Der fragile Kompromiss, den EU, IAEO und der Iran mittlerweile erreicht haben, kann genauso leicht wieder 
zerbrechen. George W. Bush hat in diesem Fall weiterhin alle Optionen, einschließlich der militärischen. Das 
gilt auch für den Fall, dass seine Regierung das Verhandlungsergebnis mit dem Iran ablehnt. 

Das Beispiel Iran zeigt aber auch: Aus Washingtoner Sicht spricht alles dafür, Europa gegenüber derzeit ver-
söhnliche Töne anzuschlagen und die Zeit der Atempause zu nutzen zur Erweiterung der eigenen Handlungsop-
tionen. Scheitert der neue Nahost-Dialog oder bietet sich eine Chance, das Ergebnis bzw. auch nur die Weiter-
führung der Verhandlungen mit dem Iran abzulehnen, so können alle militärischen Optionen sofort und besser 
vorbereitet wiederbelebt werden. Auf diese Gelegenheit warten jene in Washington, die den nächsten Krieg nur 
für eine Frage des Zeitpunkts halten. Derweil können sie sich damit trösten, dass ihre Vision, die Demokratisie-
rung der islamischen Welt, zum Programm der zweiten Amtszeit von George W. Bush geworden ist. Und bevor 
Europa sich erneut der politischen und militärischen Kooperation wie während des Irakkrieges verweigern 
könnte, müsste es sich erst einmal aus der freundschaftlichen Umklammerung durch Condoleezza Rice lösen. 

 

 
 
 

 

Deutschlandfunk – Interview, 20. Februar 2005 

 

Bushs "Charmeoffensive" in Europa 

In Berlin sind wir nun verbunden mit Ottfried Nassauer, Direktor des 
Zentrums für transatlantische Sicherheit. Guten Tag. 

Guten Tag, Herr Müller. 

Herr Nassauer, das Treffen heute in Brüssel. Diesmal ein besonders großes 
Schauspiel? 

Ein großes Schauspiel wie immer, aber kein besonders großes Schauspiel. 

Ein glaubwürdiges Auftreten beider Seiten? 

Ich denke, dass man sehr vorsichtig sein muss mit der Beurteilung, ob dieses Auftreten glaubwürdig ist. Es gibt 
angesichts der Verhandlungen, die im Nahen Osten zwischen Israelis und Palästinensern im Moment geführt 
werden, für die Amerikaner keine Möglichkeit zu sagen, wir eskalieren die Konflikte im Nahen und Mittleren 
Osten weiter und deswegen gibt es im Umkehrschluss auch eine Zeit für eine Atempause im europäisch-
amerikanischen Verhältnis, die jetzt genutzt wird. Daher resultiert ein Stückchen weit diese Charmeoffensive, 
die Herr Bush mit den Europäern im Moment praktiziert. Er möchte, dass sie den Prozess, den er politisch im 
Nahen und Mittleren Osten in seinem Sinne wachsen sieht, finanziell und auch materiell unterstützen. Deswe-
gen braucht er ihre politische Unterstützung. 
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Ist die konservative Führung in Washington, Herr Nassauer, tatsächlich davon überzeugt, dass Amerika 
Europa braucht? 
Ich denke, dass diese konservative Führung zunächst einmal davon überzeugt ist, dass sie über den israelisch-
palästinensischen Prozess eine weitere Demokratisierung im Nahen und Mittleren Osten anstoßen kann. Dass 
sie weiterkommt mit der Idee, den Nahen und Mittleren Osten, die arabische Welt demokratischer zu machen 
und dass sie, weil sie glaubt, dass das so ist und weil sie weiß, dass sie bei all diesen Prozessen sozusagen am 
längeren Hebel sitzt, zur Zeit kooperativ auftreten kann, weil ihr die Möglichkeit zu einer Rückkehr zu einer 
konfrontativeren Haltung ja jederzeit unbenommen bleibt. Das wird unabhängig davon sein wie die Europäer 
sich verhalten. Die Entscheidung kann wieder in Washington gefällt werden. 

Aber reden wir noch einmal konkret über operationale Politik. Sie haben das Beispiel jetzt, Nahost, ge-
nannt. Wo können die Europäer da hilfreich sein? 

Die Europäer könne zunächst einmal, das würde George W. Bush gerne wollen, verstärkt Leistungen beim 
Aufbau staatlicher Institutionen im Irak leisten. Sie können als NATO, als Garanten bei einem Friedensprozess 
zwischen Israelis und Palästinensern dabei sein. Das wären ja schon mal zwei große Aufgaben, über die die 
Nato auch schon diskutiert. 

Wenn wir einmal der These, die wir in diesen Tagen in den Kommentaren häufig lesen können, folgen, 
die da sagt, die NATO ist derzeit ein schwaches, ein geschwächtes Bündnis. Hat George Bush ein Interes-
se an dieser Schwäche? 

Erstmal ist diese Zustandsbeschreibung ja richtig. In der NATO, und zwar auf amerikanisches Betreiben hin, 
sind in den vergangenen Jahren die wesentlichen Entscheidungen nicht mehr gefallen, die sind in Washington 
gefallen. Was Herr Schröder will, er will die NATO wieder beleben, aber als Entscheidungsgremium, in dem 
Europäer und Amerikaner gemeinsam entscheiden, wie denn mit Krisen umzugehen ist. Diese Stärkung der 
NATO ist analog zu einer Stärkung der Vereinten Nationen zu betrachten, in den Vorstellungen, die Herr 
Schröder hat. Die Tatsache, die ich eben beschrieben habe, wie die Amerikaner möglicherweise den Nahen und 
Mittleren Osten sehen, nämlich als eine Situation, die im Moment eine Chance beinhaltet, wo man aber das 
Heft des Handelns in der Hand behält, die impliziert auch umgekehrt, dass die Phase der Kooperation und der 
verstärkten Konsultation in der NATO natürlich auch begrenzt sein könnte und dass dort der Ton auch wieder 
schärfer werden könnte in dem Moment, wo Washington sagt, jetzt geht es aber wieder darum, im Nahen und 
Mittleren Osten unsere alte Agenda fortzusetzen. 

Das heißt also, derzeit ist die NATO tatsächlich nur noch ein Debattierforum? 

Derzeit ist die NATO ein Debattierforum auf der einen Seite, aber das Entscheidende ist, eben nur ein konsulta-
tives, kein entscheidendes, kein Gremium, in dem entschieden wird wie mit Krisen umgegangen wird, ähnlich 
wie die UNO. Genau das ist das Problem. In dieser Funktion ist sie für die Europäer nicht genug. Die Europäer 
wollen ein Mitentscheidungsrecht wie mit Krisen umgegangen werden soll und dieses Mitentscheidungsrecht 
gehört auch zu den Forderungen, die ganz klar im Bereich NATO-Reform gestellt werden. Gleichzeitig muss 
die NATO natürlich auch heute als Handlungsraum gesehen werden. Sie ist natürlich in Afghanistan aktiv und 
sie kann auch an anderen Orten aktiv sein. 

Herr Nassauer, wenn George Bush nach Europa kommt, dann redet man über Amerika und Europa. 
Wenn wir beide zum Schluss noch einmal über Europa reden, es hat ja nicht nur diese europäisch-
amerikanischen Differenzen gegeben in der Vergangenheit, sondern vor allem auch innereuropäische. 
Passen denn Frankreich, Großbritannien und Deutschland und all die anderen inzwischen wieder zu-
sammen? 

Ich denke, sie sind sich in einem Punkt einig geworden, dass sie nämlich eine verstärkte Zusammenarbeit in der 
Außen- und Sicherheitspolitik brauchen, dass, nur wenn sie gemeinsam auftreten, sie auch gegenüber den Ame-
rikanern in ihrer Position auch gehört werden. Diese Lehre ist aus den Streitigkeiten rund um den Irakkrieg 
gezogen worden, hat dazu geführt, dass in der Europäischen Union inzwischen eine größere Grundlagenüber-
einstimmung in der Außen- und Sicherheitspolitik erarbeitet worden ist und führt auch dazu, dass die Europäi-
sche Union angesichts der Tatsache, dass viele der Risiken, die in der Welt existieren ja nicht primär militäri-
scher Natur sind, erkennt, dass sie an bestimmten Stellen die Institution ist, die handeln kann, während die 
NATO zum Teil gar nicht handeln kann, weil sie eine ausschließlich politisch-militärische Institution ist. Ich 
glaube, dieser Punkt gehört auch in den Bereich, den die Europäer gerne mit den Amerikanern diskutieren wür-
den, dass sie nämlich auch für die nicht-militärischen Formen der Krisenbearbeitung in Amerika oder für den 
transatlantischen Dialog ein Forum brauchen. 
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Gibt es jemanden derzeit in Europa, der den Ton angibt? 

Ich glaube, es gibt keinen einzelnen, der den Ton angibt und das ist auch gut so. Wenn es einen gibt, der den 
Ton vorgibt, dann ist es meistens Javier Solana, der aber auch oft auf Initiativen aus den Nationalstaaten rea-
giert. 

Otfried Nassauer war das, Direktor des Zentrums für transatlantische Sicherheit. 

Das Gespräch mit Otfried Nassauer führte Dirk Müller 

 

 
 
 

 

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 26. Februar 2005 

 

Ausgebootete CIA? Rumfelds neue Geheimdiensttruppe 
Otfried Nassauer und Gerhard Piper 

Bekanntlich mahlen die Mühlen der Bürokratie oft langsam. Nach den Terror-
anschlägen des 11. September 2001 dauerte es fast drei Jahre, bis der zuständi-
ge Untersuchungsausschuss des Kongresses seinen Abschlussbericht vorlegte. 
Wieso hatten die US-Geheimdienste nicht rechtzeitig oder deutlich genug ge-
warnt und die Anschläge verhindert? So lautete die zentrale Frage der parla-
mentarischen Nachforschungen. Die Empfehlungen der Abgeordneten werden 
nun, ein halbes Jahr später, in die Tat umgesetzt. 

Wieder einmal soll jetzt die US-Geheimdienstgemeinde umgekrempelt werden. Aber Reformen in diesem Mi-
lieu sind schwierig. Schließlich ist die amerikanische Intelligence Community ein Konglomerat aus zwei Dut-
zend Geheimdiensten, 200.000 Agenten und einem Jahresetat von rund 40 Milliarden Dollar. Eifersüchtig ver-
teidigen die einzelnen Dienste ihre Kompetenzen und Budgets. 

Mit einem Geheimdienst-Reformgesetz, dem Intelligence Reform Act vom Dezember 2004, werden die Befug-
nisse der Dienste erweitert. Der Überwachungsstaat wird ausgebaut. Ein neuer Posten wurde eingerichtet. Mit 
dem Nationalen Geheimdienstdirektor erhält die ganze Geheimdienstgemeinde ein neues Oberhaupt, das zu-
künftig den Präsidenten mit den gebündelten und harmonisierten Erkenntnissen aller Nachrichtendienste ver-
sorgen soll. Das Vortragsrecht beim Präsidenten ist exklusiv und der neue Posten deshalb ein potentielles 
Machtzentrum. 

Erster Geheimdienstzar soll der bisherige US-Botschafter im Irak, John Negroponte, werden. Negroponte hat 
den Ruf, nicht gerade zimperlich zu sein. Menschenrechtsorganisationen werfen ihm vor, während der Reagan-
Zeit Folterungen und Todesschwadronen im honduranischen Bürgerkrieg zumindest gebilligt zu haben. 

Negroponte löst den Chef der CIA, Porter Goss, als Titularchef der Geheimdienstgemeinde ab. Bisher war es 
immer der CIA-Direktor, der als oberste Instanz aller Geheimdienstler Washingtons dem Präsidenten als zent-
raler Informationsbeschaffer und –auswerter dienen durfte. Diese Regelung galt in der Vergangenheit als Aus-
gleich dafür, dass der Verteidigungsminister die meisten Geheimdienste und die größten Budgetanteile kontrol-
lierte. Mit der Schaffung des neuen Postens eines Directors of National Intelligence verliert der CIA-Chef seine 
herausgehobene Rolle. Er ist nicht mehr das Gegengewicht zum Pentagon. Zugleich aber bekommen die dem 
Verteidigungsminister unterstellten Dienste und die CIA einen neuen Vorgesetzten. Negropontes Aufgabe soll 
es sein, die Arbeit der Dienste zu koordinieren, ihre Erkenntnisse zu harmonisieren und sie für den Präsidenten 
aufzubereiten. Dem Ansatz nach hat er also ein sehr mächtiges Amt. Kritiker bezweifeln jedoch, dass Negro-
ponte die gemeinsame Auswertungsarbeit der verschiedenen Dienste verbessern kann. "Ich fürchte, der neue 
Zar ist ein Eunuch", meint der frühere CIA-Chef Robert Gates. 

Doch auch an anderer Stelle wird bereits vorgebaut, damit Geheimdienstdirektor Negroponte nicht zu mächtig 
wird. Die DIA, die "Defense Intelligence Agency" - der Geheimdienst des Pentagons - , steuert gegen. Man 
überlegt, an die Spitze der eigenen Dienste einen Vier-Sterne-General zu stellen. Außerdem soll die DIA aus-
gebaut werden. Schon seit Mitte der achtziger Jahre darf dieser Geheimdienst selbst Agenten einsetzen. Dieser 
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Bereich der so genannten "Human Intelligence" wird seit April 2002 in aller Heimlichkeit verstärkt. Unter der 
Tarnbezeichnung "Project Icon" erhielt die Operationsabteilung der DIA eine so genannte Strategic Support 
Branch, kurz SSB. Aufgabe dieser Abteilung ist, eigene Militäragenten im Anti-Terror-Krieg weltweit einzu-
setzen. Die DIA und ihr SSB sollen eng mit den Spezialeinheiten der Special Forces wie der Delta Force oder 
Gray Fox zusammenarbeiten. Dadurch soll die DIA des Pentagons zu einem vollwertigen Geheimdienst wer-
den, der nicht nur die für militärische Operationen notwendigen Informationen beschafft, sondern auch eigene 
geheimdienstliche Operationen durchführt. 

Kommandeur der neuen Spionageeinheit ist Oberst George Waldrop, ein Mann der über keine Geheimdienster-
fahrungen verfügt. Operationsgebiet der Strategic Support Branch sind gegenwärtig die beiden US-
Kriegsschauplätze Afghanistan und Irak. Sie agiert dort unter der Tarnbezeichnung "Task Force 626". Als po-
tentielle Einsatzgebiete gelten Georgien, Somalia, Jemen, Indonesien und die Philippinen. Seymour Hersh, ein 
Altmeister des amerikanischen investigativen Journalismus, will erfahren haben, dass Operationen in insgesamt 
10 Ländern genehmigt worden sind. Darunter befinden sich nicht nur Gegner der USA, sondern auch mit Wa-
shington befreundete Staaten. Zu den SSB-Aufgaben gehören das Ausspähen potentieller Ziele, das Verhören 
von Kriegsgefangenen und die Anwerbung ausländischer Spione. Unklar ist, in welchem Umfang diese Ge-
heimdienst-Abteilung auch Tarnfirmen aufbauen darf oder Operationen unterstützen kann, bei der Spezialkräfte 
sich als Zivilisten getarnt haben. Möglicherweise hat die neue Agententruppe ihre ersten Spuren bereits im Abu 
Ghraib-Gefängnis hinterlassen. 

Verteidigungsminister Donald Rumsfeld soll der Ausbau der DIA und der Special Forces einen deutlichen 
Machtzuwachs verschaffen. Zwar kontrolliert er mit der DIA, dem Abhördienst NSA und den Aufklärungsap-
paraten der Teilstreitkräfte schon heute achtzig Prozent der gesamten Geheimdienstgemeinde. Nun aber soll er 
erstmals über einen einsatzfähigen, operativen Geheimdienst verfügen. 

Bisher galt, dass die US Regierung bei geheimen Operationen mehrere Optionen hatte. Sie konnte wählen zwi-
schen den Agenten und den paramilitärischen Einheiten der CIA einerseits und den Soldaten der Streitkräfte 
andererseits. Während des Afghanistan-Feldzuges führte dies zu einem offenen Konflikt zwischen Pentagon 
und CIA. Beide beanspruchten diese Aufgaben für sich. Damals konnte die CIA darauf verweisen, sie verfüge 
zusätzlich über zivile Agenten und habe damit größere Möglichkeiten. In Zukunft kann auch das Pentagon bei-
de Optionen anbieten. Damit erhalten die Generäle direkte Einflussmöglichkeiten auf das gesamte Spektrum 
geheimdienstlicher Operationen in der amerikanischen Außenpolitik. 

Die Folge ist aber auch, dass eine Fülle neuer rechtlicher Grauzonen entsteht. Ist ein Militär in "Räuberzivil" 
und mit geheimdienstlichem Auftrag Kombattant oder nicht? Was ist noch Aufklärungstätigkeit auf einem po-
tentiellen künftigen Gefechtsfeld und wo beginnt eine geheimdienstliche Operation? Auch die parlamentarische 
Kontrolle über geheime Operationen kann aufgeweicht werden. Zwar fordern die US-Gesetze, dass der Kon-
gress über alle Geheimdienstaktivitäten vollständig und fortlaufend unterrichtet wird. Eine Ausnahme bilden 
aber "gewöhnliche Militäraktivitäten" und ihre "routinemäßige Unterstützung". Stephen Cambone, Abteilungs-
leiter im Pentagon für Geheimdienste und Intimus des Verteidigungsministers, hat öffentlich erklärt, dass diese 
gesetzlichen Bestimmungen äußerst großzügig ausgelegt werden. Eine Information des Kongresses über ge-
heime Operationen des Militärs soll frühestens nach Abschluss der Aktionen erfolgen. Der weltweite Krieg 
gegen den Terror wird als Generalbevollmächtigung verstanden. Ob aber die republikanische Mehrheit im 
Kongress auf Dauer ihrer eigenen Entmündigung tatenlos zusieht, darf bezweifelt werden. Von der Existenz der 
Geheimdiensttruppe SSB erfuhren die Parlamentarier erst im Januar aus der Zeitung. 
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Vortrag bei der Tagung:"Europa: Zivil- oder Militärmacht", 
Evangelischen Akademie Bad Boll, 12. März 2005 

 

Europäische Rüstungspolitik  
Christopher Steinmetz 

In den nächsten zwei Jahren werden die letzten Weichen für eine Europäische 
Rüstungspolitik gestellt werden. Die einzelnen Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union (EU) sind zunehmend bereit aus diesem Kernbereich der nationa-
len Souveränität einige Zuständigkeiten an die EU abzugeben. Deutlichste 
Ausprägung der staatlichen Interessenskonvergenz ist die Gründung der Euro-
päischen Rüstungsagentur am 12. Juli 2004.  

Die Europäische Rüstungspolitik (ERP) in ihrer derzeitigen Konzeption wird 
einen maßgeblichen Beitrag zur weiteren Militärisierung der Europäischen Union leisten und einen neue Phase 
der quantitativen und qualitativen Aufrüstung in Europa einleiten. In den nächsten Jahren werden eine Reihe 
von Maßnahmen den weiteren Weg in eine europäische Rüstungsplanungs- und Beschaffungspolitik, gemein-
same Rüstungsforschungspolitik sowie einen europäischen Rüstungsmarkt ebnen.  

Ob es mithilfe einer ERP tatsächlich gelingen wird, die Schwächen und Nachteile nationaler Rüstungspolitiken 
zu beheben, steht dagegen auf einem anderen Blatt. Vieles spricht eher dafür, dass die Unzulänglichkeiten nati-
onaler rüstungspolitischer Entscheidungsprozesse auf die europäische Ebene transportiert werden und sich dort 
potenzieren. Gerade bezüglich der demokratische Kontrolle, der Rechenschaftspflicht und der Transparenz 
deutet heute vieles darauf hin, dass die ERP keine Verbesserung bringen wird und gemäß den Interessen der 
treibenden Kräfte der militärischen Europäisierung auch nicht bringen soll.  

1. Alles hat eine Vorgeschichte  

Die Europäische Rüstungspolitik wird derzeit als eine logische Konsequenz einer gemeinsamen Europäische 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) präsentiert und begründet. Das ist allerdings nur die halbe Wahr-
heit. Denn seit Anfang der 1990er Jahre wurden bereits in verschiedenen multilateralen Strukturen Ansätze für 
eine ERP entwickelt und umgesetzt. Maßgebend war dabei nicht der Mehrwert für eine gemeinsame Sicher-
heitspolitik sondern der konkrete rüstungspolitische und ökonomische Vorteil für diejenigen Staaten, die über 
einen großen Rüstungsbeschaffungsetat und eine starke rüstungsindustrielle Basis verfügten - allen voran 
Deutschland und Frankreich. Dies Staaten verknüpften damit die Hoffnung, den geplanten - aber umstrittenen - 
nationalen rüstungsindustriellen und militärischen Umstrukturierungsprozessen eine neue Legitimation zu ver-
schaffen und durch engere Abstimmung die Kosten dieser Umstrukturierung zu reduzieren. Harmonisierung 
der Rüstungs- und Beschaffungsplanung, technische Standardisierung, Koordination der militärischen For-
schungsprogramme standen ganz oben auf der Agenda. 

WEU-WERG-WERO 

In dieser Hinsicht markiert die Überführung der Unabhängigen Europäischen Programmgruppe der NATO in 
die Westeuropäische Union (WEU) 1992 den Auftakt für die schleichende Europäisierung der Rüstungspolitik. 
Als Westeuropäische Rüstungsgruppe (WERG) erhielt sie das Mandat, Konzepte für sämtliche rüstungsrele-
vante Fragen innerhalb der WEU zu erarbeiten und die Koordination unter den Mitgliedsstaaten zu verbessern. 
Dem Lobbyverband der europäischen Rüstungsindustrie EDIG (heute als ASD bekannt) wurde auch gleich ein 
privilegierter Beraterstatus eingeräumt. Bei der WERG wurde 1993 eine Zelle für militärische Forschungs- und 
Entwicklungsprogramme (F&E) angesiedelt, die bereits im engen Rahmen rechtlich eigenständig agieren konn-
te. In der Hoffnung verbindlichere Entscheidungsstrukturen zu schaffen, gründeten die WERG-Staaten 1996 
die Westeuropäische Rüstungsorganisation (WERO). Erstmals existierte damit eine Organisation, die theore-
tisch auch in der Lage war, eigenständig Aufträge zu vergeben und zu koordinieren.  

Letzten Endes konnten sich die Mitgliedsstaaten mit einem ausgeprägten nationalen F&E Bereich allerdings 
innerhalb der WERG/WERO nicht durchsetzen. Sämtliche Entscheidungen mussten weiterhin im Konsens 
getroffen werden, jedes Mitglied konnte sich an jedem Vorhaben beteiligen, technische Informationen waren 
nicht geheim. In der Konsequenz wurden daher weder die substantiellen finanziellen Ressourcen noch ausrei-
chend Arbeitskräfte von den großen WERG-Staaten zur Verfügung gestellt. Umfang und Bedeutung der Pro-
jekte, die über diese Strukturen abgewickelt wurden, blieben gering.  
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OCCAR 

Um die Blockade innerhalb der WEU-Strukturen zu überwinden, kamen Deutschland und Frankreich 1995 
überein, bilateral die Koordination ihrer Rüstungspolitik zu institutionalisieren. Es begann der Diskussionspro-
zess um die Einrichtung eines Organisation conjointe de coopération en matière d'armement (OCCAR). Die 
Regierungen Großbritanniens und Italiens drangen erfolgreich auf ihre Beteiligung, da sie einerseits durchaus 
den Mehrwert dieser Initiative für ihre nationalen Rüstungsindustrien erkannten und andererseits auf den Pro-
zess mit einwirken wollten. Zwischen 1996 und 1998 einigten sich die vier Staaten auf die Grundzüge des Ver-
tragswerkes, der nach einer dreijährigen Ratifizierungsphase 2001 in Kraft trat. 

Erstmals waren führende Staaten bereit, einen Teil ihrer militärischen Beschaffungsentscheidungen an ein mul-
tilaterales Koordinationsgremium zu delegieren. Alle Mitgliedsstaaten sollten der OCCAR Beamte zur Verfü-
gung stellen, die gemäß den vertraglichen Vorgaben der multilateralen Beschaffungsaufträge die vorgesehenen 
Mittel in den Projektgruppen über die Auftragsvergabe ausschließlich nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
entscheiden - also auf das ansonsten übliche Prinzip des "juste retour" verzichten. Einzige Einschränkung ist, 
dass die Aufträge vorrangig an die Rüstungsindustrien der Mitgliedsstaaten zu vergeben sind. 

Eine Reihe damals laufender multilateraler Beschaffungsvorhaben wurden der OCCAR übertragen. Im Jahr 
2003 folgte das Airbus 400M Projekt. Damit stieg das potentielle Vergabevolumen der OCCAR auf über 33 
Mrd. Euro! Allerdings hat die OCCAR bislang noch kein Projekt erfolgreich abschließen können. Vieles 
spricht dafür, dass sich der Verzicht auf das "juste retour" Prinzip erst dann für die beteiligten Staaten lohnt, 
wenn mehrere Beschaffungsvorhaben durch die OCCAR gemanagt werden, an denen auch Staaten mit relativ 
schwachen rüstungsindustriellen Kapazitäten beteiligt sind. 

Der "Letter of Intent"-Prozess 
Parallel zum Aufbau der OCCAR einigten sich die sechs größten Rüstungsproduzenten unter den EU-Staaten 
1998 in dem sogenannten "Letter of Intent" zur gemeinsamen Koordination der Umstrukturierung ihrer nationa-
len Rüstungsmärkte. Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Schweden und Spanien unterzeichneten 
2001 ein entsprechendes "Rahmenabkommen über Maßnahmen zur Erleichterung der Umstrukturierung und 
der Tätigkeit der Europäischen Rüstungsindustrie", welches 2003 in Kraft trat.  

Die Unterzeichnerstaaten verpflichteten sich dazu, die Zugangshürden für Rüstungsunternehmen aus anderen 
Unterzeichnerstaaten abzubauen. Dies betrifft u.a. den Zugang zu Rüstungstechnologien und den Erwerb von 
Unternehmensanteilen. Darüber hinaus verpflichteten sich die Unterzeichnerstaaten Maßnahmen zur Liberali-
sierung des Rüstungsgütertransfers im Rahmen gemeinsamer Beschaffungsvorhaben zu unternehmen, Export-
garantien in Drittstaaten einzuführen, nationale Rüstungskapazitäten nur noch in Einzelfällen aus Gründen der 
Versorgungssicherheit besonders zu unterstützen und generell die nationale Gesetzgebung an die in diesem 
Rahmen erzielten Vereinbarungen anzupassen.  

Aber auch in diesem Rahmen konnten bislang trotz der selektiven Mitgliedschaftsstruktur keine vorzeigbaren 
Ergebnissen erzielt werden. Die Detailverhandlungen zum Rahmenabkommen stagnieren. Es fehlen die kleine-
ren "Abnehmerstaaten". Solange die beteiligten Staaten fast auf Augenhöhe miteinander planen und beschaffen 
und über Marktöffnungen nachdenken, bleibt es beim klassischen Tausch auf Gegenseitigkeit. 

2. Gründung der Europäischen Rüstungsagentur 

In unterschiedlichen Konstellationen haben die in diesem Sektor maßgeblichen EU-Mitgliedsstaaten also be-
reits versucht multilaterale Abstimmungsprozesse einzurichten. Es waren Testläufe für den Fall, dass tatsäch-
lich innerhalb der EU die rechtlichen und politischen Voraussetzungen für eine Europäische Rüstungspolitik 
herbeigeführt werden können.  

Mit der Entscheidung der EU in Laeken 2001 eine "Europäische Verfassung" vorzubereiten, beschleunigte sich 
daher der Europäisierungsprozess auch in der Rüstungspolitik. Im Rahmen des "Konvents über die Zukunft 
Europas" erarbeitete die Arbeitsgruppe "Verteidigung" eine Reihe von Vorschlägen für eine ERP. Diese Vor-
schläge, allen voran der zu einer Einrichtung einer "Europäischen Agentur für die Entwicklung der militäri-
schen Fähigkeiten, Forschung, Beschaffung und Rüstung", stießen im EU-Rat auf fruchtbaren Boden und wur-
den in den "Vertrag über eine Verfassung für Europa" übernommen. 

Als Ende 2003 deutlich wurde, dass sich die Ratifizierung dieses wenigstens bis 2007 hinziehen würde, be-
schloss der EU-Rat bereits vorzeitig die Grundlagen für eine Europäische Rüstungspolitik zu legen. Kernstück 
der ERP sollte die Einrichtung einer Europäischen Verteidigungsagentur (EVA) sein. Zwischen Januar und 
April 2004 erarbeitete eine Arbeitsgruppe hierfür die Modalitäten. Diese Vorlage wurde bereits im Juni vom 
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EU-Ministerrat gebilligt. Am 12.7.2004 trat die "Gemeinsame Aktion zur Einrichtung einer Europäische Ver-
teidigungsagentur" des EU-Rats in Kraft. 

3. Aufgaben der Rüstungsagentur 

Bereits der Aufgabenzuschnitt der Europäischen Rüstungsagentur verdeutlicht die ihr von den EU-Staaten zu-
gedachte Rolle als zentrales Instrument der Europäischen Rüstungspolitik.  

Die Rüstungsagentur soll die militärischen Fähigkeiten für Interventionseinsätze weiterentwickeln. Zu diesem 
Zweck wird sie die notwendigen militärischen Fähigkeiten der EU-Staaten identifizieren. Die Agentur wurde 
die Zuständigkeit für die Implementierung des laufenden ECAP Prozesses und aller nachfolgender Initiativen 
übertragen. Sie wird die einzelnen Zusagen und finanzielle Prioritätensetzung der Mitgliedsstaaten beurteilen 
und dahingehend versuchen die nationalen Beschaffungsplanungen zu harmonisieren.  

Zur Verbesserung und Förderung der Rüstungskooperation soll die Rüstungsagentur Beschaffungsvorhaben 
vorschlagen, die den Zielen der ESVP dienen, bereits laufende Beschaffungsprogramme der EU-
Mitgliedsstaaten koordinieren und die effiziente und Kosten-effektive Umsetzung gewährleisten. Dafür kann 
ihr auch das Management des gesamten Rüstungsprojektes übertragen werden.  

Auf industriepolitischer Seite soll die Rüstungsagentur vor allem in Zusammenarbeit mit der EU Kommission 
die Ausgestaltung eines Europäischen Rüstungsmarktes und die Stärkung der europäischen Rüstungsindustrie 
angehen. Daneben soll sie dafür sorgen, dass einzelne Aspekte des "Letter of Intent" Prozesses von allen EU-
Mitgliedsstaaten umgesetzt werden. 

Im Rahmen der Verbesserung der Effektivität der militärischen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben inner-
halb der EU wird die Rüstungsagentur einzelne Projekte identifizieren und ggf. auch durchführen. Darüber 
hinaus geht es hier um die Überführung der vorhandenen Instrumente der WERG in die Agentur und Vertie-
fung der Kooperation mit der EU Kommission in diesem Bereich.  

4. Institutionelle Kohärenz der Rüstungsagentur 

Mit diesem Aufgabenspektrum ist die Europäische Rüstungsagentur also sehr breit aufgestellt. Hinzu kommt 
außerdem ein hohes Maß an institutioneller Kohärenz. Anders als bei vorherigen multilateralen Initiativen im 
europäischen Rahmen, erlaubt die Struktur der Behörde ein umfassend koordiniertes Vorgehen.  

Die Rüstungsagentur untersteht dem EU Rat für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen, der in 
der Zusammensetzung der Verteidigungsminister die Leitlinien vorgibt. Sie erhalten also erstmals einen eige-
nen Zuständigkeitsbereich, ihr Stellenwert innerhalb des EU-Machtgefüges wird politisch aufgewertet. Formal 
leitet der EU-Generalsekretär die Behörde. Dadurch, dass die Repräsentanten der EU-Verteidigungsminister 
auch direkt einen Sitz im Lenkungsausschuss der Agentur haben, werden sie auch direkt in die Umsetzung 
eingebunden. Die Rückkopplungsprozesse zwischen europäischen Planungen und nationaler Umsetzung wer-
den damit beschleunigt und verlässlicher. Um auch die EU-Kommission als potentiell wichtigen Partner einzu-
binden, erhielt sie einen nicht-stimmberechtigten Sitz im Lenkungsausschuss.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die finanzielle Ausstattung. Einerseits erhält sie gemäß dem EU-
Länderschlüssel und entlang der vom Lenkungsausschuss verabschiedeten Haushaltspläne einen festen Etat, 
mit dem auch einzelne Projekte finanziert werden können. Andererseits wurde auch die Möglichkeit einge-
räumt, dass einzelne Staaten, die EU-Kommission oder andere internationale Organisationen Mittel der Europä-
ischen Rüstungsagentur übertragen. 

Bezogen auf Rüstungsfragen einigten sich die EU-Staaten erstmals sogar darauf, dass in der Rüstungsagentur 
Entscheidungen von den entsprechenden Gremien mit qualifizierter Mehrheit getroffen werden können. Außer-
dem wird den interessierten Staaten die Möglichkeit eingeräumt, innerhalb der Unterausschüsse zu einzelnen 
Projekten in kleineren Kreisen zusammenzuarbeiten. Ein wichtiger Vorteil dieser Herangehensweise ist, dass 
damit die von den großen EU-Staaten gewünschte Exklusivität der rüstungstechnischen Kooperation gewahrt 
bleibt. Die beteiligten Staaten selber entscheiden können, mit wem sie Zusammenarbeiten und wem sie die 
entsprechenden Informationen zur Verfügung stellen. 

5. Europäisches Verteidigungsministerium in spe? 

Die Umsetzung einer Europäischen Rüstungspolitik ist durch die Einrichtung der Europäischen Rüstungsagen-
tur in greifbare Nähe gerückt. Erstmals werden auf europäischer Ebene sämtliche rüstungspolitischen Aspekte 
von Planung & Beschaffung über Forschung & Entwicklung bis hin zur Industriepolitik von einer Institution 



   

Seite  24 BITS Querschnitt 2005  
 

abgedeckt. Allein aufgrund ihres weitgefassten Mandats wird die Rüstungsagentur mangels existierender Alter-
nativen eine Sogwirkung entfalten.  

Dabei kann sie auch mit Unterstützung der Rüstungsindustrie und der EU-Kommission rechnen. Die Industrie 
hofft mittelfristig, dass sie in Zukunft nur noch mit der Agentur über Beschaffungsverträge verhandeln muss. 
Außerdem strebt sie eine enge Anbindung an die Arbeit der technischen Gremien der Agentur an um dort früh-
zeitig die Anforderungen mitzugestalten. Die EU Kommission sieht dagegen die Möglichkeit, über die von 
ihnen zukünftig finanzierten "sicherheitsrelevanten" Forschungsvorhaben mehr Einflussmöglichkeiten auch auf 
andere Bereichen der Rüstungskooperation zu bekommen, die ihnen nach Art.296 der Amsterdamer Verträge 
bislang versperrt waren.  

Aber den größten Vorteil werden die Mitgliedsstaaten daraus ziehen, allen voran die mit den größten Rüstungs-
produktionskapazitäten und höheren Rüstungshaushalten, u.a. Deutschland, Frankreich und Großbritannien. Sie 
haben ein Interesse daran, Koordinations- und Entscheidungsprozesse zu europäisieren, auch um die innenpoli-
tische Durchsetzung von Beschaffungsvorhaben oder Etaterhöhungen zu erleichtern. Von ihrem Zuschnitt her 
eröffnet die Rüstungsagentur diesen Staaten auch größere Chancen auf eine bessere Umverteilung der Kosten 
der EU-Militarisierung, z.B. durch Inanspruchnahme von Agentur-Geldern, Kaufverpflichtungen der kleineren 
Staaten und Durchsetzung ihrer technischen und rechtlichen Standards im Rüstungswesen. 

Außen vor bleibt die demokratische Kontrolle der Rüstungspolitik und die Transparenz. Im Unterschied zur 
nationalen Ebene, wo in der Regel der Aufbau von Ministerien und Behörden auf der Grundlage einer demo-
kratischen Verfassung erfolgt und entsprechende Kontrollmechanismen bereits vorher fixiert sind, fehlt es auf 
EU-Ebene an ebensolchen. Das Europäische Parlament hat nur dann ein konkretes Mitspracherecht, wenn es 
um die Bewilligung von Kommissionsgeldern gibt. Ansonsten kann es nur Vorschläge und Stellungnahmen 
beim EU-Rat abgeben, sofern es überhaupt vorher informiert wird. Die nationalen Parlamente werden in Zu-
kunft noch häufiger mit vorverhandelten, komplexen Beschaffungsvorlagen konfrontiert werden. Die "Sach-
zwänge" der Europäischen Sicherheitspolitik werden somit gegenüber den prinzipiellen und finanziellen Ein-
wänden eine größere Durchsetzungskraft entfalten. Besonders problematisch wird es, sobald der Europäischen 
Rüstungsagentur ungebundene Mittel zugewiesen werden. 

 
 
 
 
 

 

Y-Magazin, April 2005 

 

Zu Gast bei Freunden 
Otfried Nassauer 

Bundeskanzler Gerhard Schröder und US-Präsident George W. Bush demonst-
rieren wieder Einigkeit in grundlegenden Fragen. Die Eiszeit scheint überstan-
den. Eine neue transatlantische Herzlichkeit? 

Charme à la George W. Bush? Das mag so manch einer bei dem Europa-
Besuch des US-Präsidenten gedacht haben. An historischer Stätte, an der schon 
sein Vater den Deutschen eine „partnership in leadership“ offeriert hatte, gab 
sich auch der Sohn zu Beginn seiner zweiten Amtszeit kooperativ. 

Vergessen die Querelen um die Irak-Politik. Vergessen die demonstrativ desinteressierten Töne zu den Atom-
verhandlungen der EU mit dem Iran. Vergessen auch der kritisch zurückhaltende Unterton, mit dem Verteidi-
gungsminister Donald Rumsfeld noch wenige Wochen zuvor die NATO-Reform-Initiative Gerhard Schröders 
bedacht hatte. George W. Bush betonte die Gemeinsamkeiten: „Deutschland, ein Partner beim Frieden, ein 
Partner bei der Freiheit und ein Partner bei Erfüllung unserer Pflichten.“ Zum Thema Irak: „Ich verstehe die 
Grenzen für einen deutschen Beitrag voll und ganz. Aber diese Beiträge sind nicht begrenzt, sie sind wichtig.“ 
Beim Thema Iran: „Ich habe gesagt, alle Optionen sind auf dem Tisch. Ich habe aber auch daran erinnert, dass 
die Diplomatie gerade erst beginnt. Der Iran ist nicht der Irak.“ Zum Thema Europa: „Das europäische Projekt 
ist wichtig für unser Land. Wir wollen, dass es erfolgreich ist.“ Die Botschaft war eindeutig: Der Blick geht 
nach vorne, nicht zurück. Bush betonte das Gemeinsame – nicht das Trennende. 
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Für Washington ist Europa der wichtigste Verbündete. Er wird gebraucht. Gerhard Schröder drückte es in 
Mainz mit schonungsloser Offenheit aus: „Wir sind übereingekommen, nicht ständig zu betonen, wo wir nicht 
übereinstimmen, sondern uns auf die Punkte zu konzentrieren, bei denen wir übereinstimmen.“ Mit anderen 
Worten: Konflikte bleiben – sie werden aber hinter verschlossenen Türen diskutiert. Zwei Beispiele: Am deut-
lichsten hat sich die US-Politik gegenüber den europäischen Bemühungen geändert, eine Verhandlungslösung 
mit dem Iran zu erzielen. 

USA unterstützen europäische Diplomatie im Atomstreit mit Iran 

US-Außenministerin Condoleezza Rice hat klar gemacht, es sei „Zeit für die Diplomatie“. Sie stellte dem Iran 
die Lieferung von Flugzeugersatzteilen sowie den Beitritt zur Welthandelsorganisation WTO in Aussicht, falls 
Teheran auf sein Nuklearprogramm verzichte. Im Gegenzug haben die Europäer ihre Bereitschaft signalisiert, 
den Fall Iran an den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu überweisen, der Sanktionen verhängen und mit 
militärischem Eingreifen drohen kann, falls der Iran nicht in verifizierbarer Weise auf die nukleare Anreiche-
rung verzichtet. 

Gemeinsam erklären die USA und Europa nun: Man ziehe am gleichen Strick, Teheran sei am Zug. Doch ist 
dem wirklich so? Solange verhandelt wird, lautet die Antwort „ja“, denn aus europäischer Sicht ist eine diplo-
matische Lösung ohne Alternative. 

Für die Position Washingtons gibt es auch eine andere Lesart: Da Israelis und Palästinenser verhandeln, gibt es 
derzeit für die USA keine vertretbare militärische Option. Würden die iranischen Nuklearanlagen bombardiert, 
so käme das einer Bombardierung der israelisch-palästinensischen Verhandlungen gleich. Dies würde auch 
andere Fortschritte wie den syrischen Truppenabzug aus dem Libanon gefährden. 

Washington braucht eine Atempause. Gerade deshalb ist es interessant, dass das Lock-Angebot von Rice an 
Teheran Leerstellen aufweist: Es beinhaltet keine Offerte einer Sicherheitsgarantie für den Iran. Damit greift es 
aus iranischer Sicht letztlich zu kurz. Ob nun Teheran oder Washington angesichts langwieriger Verhandlungen 
die Geduld ausgeht – Washington kann jederzeit wieder zu einem konfrontativeren Kurs wechseln und von den 
Europäern verlangen, dass sie der Überweisung des Falls an den Sicherheitsrat zustimmen. Offen bleibt also, ob 
Washington Europa derzeit nur umarmt, um ihm später ein Lösen aus der freundschaftlichen Umklammerung 
zu erschweren. 

EU will internationale Organisationen gestärkt sehen 

Das zweite Beispiel: Die Europäische Union misst einem effizienten Multilateralismus zentrale Bedeutung zu. 
Internationale Organisationen wie die UN sollen gestärkt werden. Sie sollen tun können, was sie tun müssen: 

§ Weltordnung gestalten. 
§ Die Einhaltung internationaler Rechtsregime garantieren. 
§ Krisen auf möglichst friedliche Art und Weise bewältigen. 

Gemischte Signale aus Washington 

Zusammen mit multinationalen Institutionen wie der NATO stellen sie aus europäischer Sicht Orte kollektiver 
Entscheidungsfindung dar. Die Administration George W. Bushs hat sich in ihrer ersten Amtszeit weit von 
solchen Vorstellungen entfernt: Die Vereinten Nationen und die NATO waren zwar Orte der Konsultation, aber 
nicht länger Orte kollektiver Entscheidungsfindung. Donald Rumsfelds Diktum, dass die Mission die Koalition 
bestimme, steht für diesen Ansatz. Derzeit kommen aus Washington gemischte Signale: Präsident Bush betont 
immer wieder die Bedeutung der multilateralen Zusammenarbeit und der Kooperation mit Alliierten. Zugleich 
aber benannte er mit dem Neokonservativen John Bolton einen bekennenden UN-Hasser zum neuen UN-
Botschafter. Die Notwendigkeit, das europäisch-amerikanische Verhältnis und die Formen der künftigen Ko-
operation neu zu bestimmen, dürften das Motiv hinter der Münchener Initiative von Bundeskanzler Schröder 
gewesen sein, neben der bereits eingeleiteten militärischen Transformation der NATO auch eine politische 
Transformation des Bündnisses anzuregen. 

Die NATO ist nicht mehr der alleinige Ort strategischer transatlantischer Abstimmung. Je deutlicher wird, dass 
sicherheitspolitisch relevante Risiken der Zukunft weder primär militärisch noch primär mit nationalen Mitteln 
zu bekämpfen und einzudämmen sind, desto deutlicher wird, dass der traditionelle sicherheitspolitische transat-
lantische Dialog in der NATO zu kurz greift. Es bleibt nur die Möglichkeit, entweder die rechtliche und politi-
sche Basis der NATO zu erweitern oder aber ein neues Forum des Dialogs und der Entscheidungsfindung ein-
zurichten. Dieses könnte aus den regelmäßigen EU-USA-Gipfeln und der NATO-EU-Zusammenarbeit hervor-
gehen. 
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Das Parlament, Ausgabe 15 / April 2005 

 

Die Goldene Hochzeit der Waffenschmieden 
50 Jahre deutsch-israelische Rüstungskooperation 

Otfried Nassauer und Christopher Steinmetz 

Es gibt Dinge, die es eigentlich gar nicht geben kann. 1955 und 1956 baute die 
deutsche Jacht-& Bootswerft Burmester zwei Patrouillenboote und schickte sie 
auf die Reise nach Israel. Rüstungsgüter, deren Herstellung Deutschland da-
mals eigentlich noch untersagt war. Die deutsch-israelische Rüstungskoopera-
tion feiert in diesem Jahr 50. Geburtstag, die diplomatischen Beziehungen le-
diglich den 40. Klarer kann es kaum zum Ausdruck kommen: Deutsch-

israelische Beziehungen sind nicht nur besondere, sie sind auch von vielen Besonderheiten geprägt. 

Zwei Merkmale prägen diese Kooperation: Weitgehende Geheimhaltung und der Nutzen auf Gegenseitigkeit. 
Beide Staaten wollten in den 50er-Jahren so schnell wie möglich schlagkräftige Armeen aufstellen. Deutsch-
lands Interesse am Aufbau rüstungswirtschaftlicher Kapazitäten und Israels Interesse an einem günstigen, zu-
verlässigen und seiner Existenz verpflichteten Lieferanten ließen sich in Deckung bringen. Bereits 1958 verein-
barten Shimon Peres und Franz Josef Strauß weitere Rüstungslieferungen nach Israel. Als diese deutsch-
israelischen Geschäfte öffentlich wurden, drohten die arabischen Staaten mit diplomatischen Konsequenzen, 
unter anderem mit der Anerkennung der DDR. Israel forderte ein Ende der deutsch-ägyptischen Rüstungszu-
sammenarbeit. Konrad Adenauer entsandte als Teil seiner Lösungsstrategie den Thyssen-Manager Kurt Birren-
bach als "Sonderbeauftragten des Bundeskanzlers für die Aufnahme diplomatischer Beziehungen" nach Israel. 
Die Rüstungskooperation bekam eine Katalysatorfunktion für die Aufnahme offizieller Beziehungen. 

Beide Seiten betrachteten die Kooperation über kurze und informelle Wege von Anfang an als beste Strategie. 
Noch 1991 hielt das Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) fest: "Seit Beginn der Zusammenarbeit mit 
Israel ist es ständige Praxis aller Regierungen gewesen, diese Kooperation möglichst wenig öffentlich zu ges-
talten oder zu formalisieren." Das minimierte den Einfluss öffentlicher Kontroversen in beiden Staaten über die 
deutschen Verbrechen im Krieg und den Holocaust auf die Zusammenarbeit sowie das Risiko, die Beziehungen 
zu anderen Kooperationspartnern wie den arabischen Staaten zu belasten. 

Auf der Strecke blieb die parlamentarische und demokratische Kontrolle. Zumindest bis gegen Ende der 80er-
Jahre wurde die Kooperation oft über Bundesnachrichtendienst (BND) und Mossad koordiniert oder abgewi-
ckelt. Das belegen skandalträchtige Beispiele wie die deutsche Bestellung israelischer Störsendertechnik für 
den Jagdbomber Tornado am Bundestag vorbei - Codewort "Cerberus" - in den 80er-Jahren und die Lieferung 
von NVA-Waffen an Israel als "land- und forstwirtschaftliches Gerät" 1991. 

2002 bekräftigte Kanzler Schröder die Sonderstellung Israels: "Ich will ganz unmissverständlich sagen: Israel 
bekommt das, was es für die Aufrechterhaltung seiner Sicherheit braucht, und es bekommt es dann, wenn es 
gebraucht wird." 

Im deutsch-israelischen Geschäft zum gegenseitigen Nutzen dominierten in den ersten Jahrzehnten zwei For-
men der Zusammenarbeit: Die Lieferung von Waffen aus Deutschland nach Israel und die gemeinsame Aus-
wertung sowjetischer Waffentechnologie. Später kam der Israel Devisen bringende Kauf israelischer Rüs-
tungsgüter durch die Bundeswehr hinzu. Deutschland lieferte Israel anfangs Waffen der Wehrmacht und ältere 
US-Panzer, die für den Aufbau der Bundeswehr nicht gebraucht wurden. Später folgten modernisierte Modelle. 
Manche Lieferung erfolgte über Umwege: Noratlas-Transportflugzeuge erreichten Israel über Frankreich; U-
Boote des Typs Gal wurden nach deutschen Plänen von deutschen Ingenieuren in Großbritannien zusammen-
gebaut, Schnellboote in Frankreich "endmontiert". Doch eine Einbahnstraße Richtung Israel war dies nicht. Das 
zeigt die Kooperation bei der Auswertung sowjetischer Waffentechnologie seit 1967. Bis weit in die 80er-Jahre 
stellte Israel Beutewaffen und Auswertungsberichte über beschlagnahmte Rüstungsgüter Deutschland zur Ver-
fügung. Drei Kriege 1967, 1973 und 1982 sorgten für neuen Nachschub. Die Bundeswehr und die deutsche 
Rüstungsindustrie profitierten erheblich. Die Erkenntnisse wurden für die Planung deutscher Waffen benutzt: 
Sowjetische T-62-Panzer und BMP-1-Schützenpanzer standen Pate, als der Leopard-Panzer und der Schützen-
panzer Marder entwickelt wurden. 1991 sagte der Parlamentarische Staatssekretär im BMVg, Willi Wimmert: 
"Wir haben daraus großen Nutzen gezogen." 

Technische Fortschritte, die bundesdeutsche Rüstungsfirmen machten, wurden oft auch in Israel genutzt. Israe-
lische Rüstungsunternehmen übernahmen in den 70er- und 80er-Jahren wesentliche Neuentwicklungen, die sie 
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heute teils als Eigenentwicklungen erachten. Dazu gehören Reaktiv-Panzerungen und die 120-Millimeter-
Glattrohrkanone des Leopard 2. Geheimhaltung blieb weiterhin ein Markenzeichen der Zusammenarbeit: Als 
aus dem AEG-Werk Wedel 1986 modernste Stabilisierungssysteme für Panzertürme geliefert werden sollten, 
gab es die Anweisung an die Beschäftigten: "Auf allen Einzelteilen (...) darf kein AEG-Zeichen vorhanden 
sein." 

Der Golfkrieg 1991 mit seinen irakischen Scud-Angriffen auf Israel führte erneut zu einer Welle kostenloser 
deutscher Waffenlieferungen an Israel. Die Bundesregierung schenkte Israel zwei modernste Flugabwehr-
Batterien vom Typ Patriot sowie acht Spürpanzer Fuchs. Wichtiger noch war die Finanzierung eines alten israe-
lischen Wunsches: Zwei U-Boote des vom deutschen Ingenieurbüro IKL für Israel entwickelten Typs Dolphin. 
Später kam die Teilfinanzierung für ein drittes hinzu. Sie wurden 1998 bis 2000 geliefert, in Israel aufwändig 
umgebaut und in Dienst gestellt. Sie verfügen neben sechs Standard-Torpedorohren über vier größere Torpedo-
rohre vom Kaliber 650 Millimeter. Als diese Tatsache bekannt wurde, begannen intensive Diskussionen, ob 
Israel die deutschen U-Boote umrüstet, um aus den großen Torpedorohren Nuklearwaffen zu verschießen und 
sich ein seegestütztes Abschreckungspotential zuzulegen. 

Nützlich erwies sich Deutschland für Israel auch als direkter Devisenbringer. Seit den 70er-Jahren waren deut-
sche Rüstungsbestellungen bei israelischen Industrie eine wichtige Geldquelle für Israel. Für Munitionsliefe-
rungen flossen von 1973 bis 1989 rund 800 Millionen Euro. Das Cerberus-Projekt brachte über 500 Millionen 
Euro. Nach der Vereinigung Deutschlands, dem Ende des Kalten Krieges und den Erfahrungen mit den Golf-
kriegslieferungen war die Bundesregierung bestrebt, die Zusammenarbeit mit Israel an die Form der Zusam-
menarbeit mit anderen Staaten anzupassen. Ziel war es, stabile und verlässliche Rahmenbedingungen für die 
Rüstungskooperation zu gewährleisten, direkte finanzielle Hilfen aber zu vermeiden. 

Dies schien möglich, weil die industrielle Rüstungskooperation mittlerweile deutlich mehr Dynamik zeigte. 
Unternehmen beider Staaten erkannten früh die Chancen, die ihnen eine Kombination ihrer Stärken auf den 
Rüstungsmärkten eröffnen würde. Die deutsche Industrie besaß die Fähigkeit zur Systemintegration und zur 
Modernisierung von Waffensystemen nach NATO-Standards. Israelische Unternehmen verfügten unter. ande-
rem über hochmoderne militärische Komponenten in den Bereichen Avionik, Sensorik, Kommunikationselekt-
ronik und elektronische Kampfführung. Gemeinsam konnten sich zum Beispiel die deutsche DASA und die 
israelische Elbit 1999 den Auftrag zur Modernisierung von 39 griechischen Phantom-Kampfflugzeugen si-
chern. 

Eine zweite Chance bestand darin, gemeinsam neue Märkte zu erschließen oder Schlüsselkomponenten in Staa-
ten zu exportieren, die sonst nicht ohne weiteres bedient werden konnten. So gelangten deutsche Rüstungsgüter 
über Israel nach Indien, Sri Lanka oder in die Türkei. Umgekehrt öffnete sich für israelische Firmen über ihre 
deutschen Partner der vielversprechende europäische Markt. Seit 1995 bieten Zeiss Optronik und die israelische 
Firma Rafael gemeinsam die Aufklärungs- und Zielerfassungssysteme Litening Pod und Recce Lite an. Rafael, 
eine israelische Firma, offeriert seine Panzerabwehrrakete Spike seit 1998 in Europa über das Konsortium Eu-
rospike. Für europäische Kunden übernehmen deutsche Firmen wie Atlas Elektronik, Diehl Munitionssysteme 
und Rheinmetall DeTec wesentliche Teile der Produktion. Für die israelische Rüstungsindustrie ist der europäi-
sche Markt von zentraler Bedeutung, denn sie ist in hohem Maß exportabhängig. 2003 erklärte Yossi Ben-
Hanan, Direktor der Exportagentur des israelischen Verteidigungsministeriums (SIBAT), dass jährliche Ex-
portaufträge im Wert von etwa zwei Milliarden Euro notwendig seien, um die Kapazitäten Israels auszulasten. 
Von israelischer Seite besteht natürlich weiter ein starkes Interesse, traditionelle, devisensparende Kooperati-
onsformen mit Deutschland weiterzuführen. So hofft man derzeit, rund 100 gepanzerte Truppentransporter vom 
deutschen Typ Dingo-2 mithilfe amerikanischer Militärhilfemittel zu finanzieren und mit Deutschland ein vor-
teilhaftes Finanzierungsmodell für zwei weiterentwickelte U-Boote vom Typ Dolphin auszuhandeln. 

Die Rüstungskooperation wird ein wesentlicher und politisch brisanter Bestandteil der deutsch-israelischen 
Beziehungen bleiben. Unter den Gesichtspunkten einer restriktiven Rüstungsexportpolitik und der Nicht-
verbreitung bleiben Israel und seine Rüstungsindustrie problematische Partner. Israel gilt als unerklärte Atom-
macht in einer Krisenregion. Beim Vorgehen seiner Armee in den palästinensischen Autonomiegebieten kann 
eine erneute Verschärfung nicht ausgeschlossen werden. Es wäre fahrlässig von der Bundesregierung darauf zu 
hoffen, dass auch zukünftig wenige große Exportvorhaben wie zum Beispiel weitere U-Boote die Vielzahl der 
Geschäfte mit Rüstungskomponenten unter anderem für Kampfpanzer überlagern und aus der Diskussion hal-
ten werden. Die zunehmende rüstungspolitische Abstimmung in der EU wird dafür sorgen, dass die anderen 
EU-Staaten sich dieses Sonderverhältnis genauer anschauen. 

Auf Dauer werden die traditionellen, legitimierenden Argumentationsmuster der Bundesregierung kaum grei-
fen. Ein wachsender Teil der Kooperationsvorhaben mit Israel hat keinen direkten Bezug zur Sicherheit und 
zum Existenzrecht Israels mehr. Die gelieferten Rüstungskomponenten dienen auf beiden Seiten wirtschaftli-
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chen und finanziellen Interessen. Mit dem Ausbau der industrieseitigen Kooperation bei Schlüsseltechnologien 
wächst die gegenseitige Abhängigkeit. Dies verträgt sich kaum mit einer pauschalen Duldung des bisher prakti-
zierten Handelns des Partners. Auch eine unwissentliche Beihilfe zum Auf- oder Ausbau atomarer Kapazitäten 
oder zur Weiterverbreitung von Trägertechnologien an Drittstaaten würde mehr als die guten bilateralen Rüs-
tungsbeziehungen erschüttern. 
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HERKULES und andere Privatisierungs-Projekte 
Sackgasse für die Bundeswehr? 
Christopher Steinmetz 

Die Unkenrufe hatten sich bereits im vergangenen Jahr bewahrheitet. HER-
KULES, das mit 6,65 Mrd. € teuerste Privatisierungsvorhaben der Bundeswehr 
zur Modernisierung der nicht-militärischen Informationstechnik, kam nicht aus 
den Startlöchern. Anfang Juli 2004 beendete das Verteidigungsministerium 
folgerichtig die Verhandlungen mit der Bietergemeinschaft ISIC 21. Beide 
Seiten konnten über neun Monate hinweg keine Einigung über das Preis-
Leistungsverhältnis erreichen. 

Auch heute ist Optimismus fehl am Platz. Mit Mühe und Not ist das Verteidigungsministerium gerade mal so 
weit wie vor einem Jahr. Zwar liegt nach sechsmonatiger Sondierung durch die damals zweitplatzierte Bieter-
gemeinschaft TIS seit Ende März ein überarbeitetes Angebot vor. Aber mit der Telekom hat sich bereits eines 
der Unternehmen aus dieser Gruppe zurückgezogen. Nun firmiert die Bietergemeinschaft, bestehend aus Sie-
mens und IBM, unter dem Kürzel SI. 

Bis zur Sommerpause wird deren Angebot geprüft und gegebenenfalls nachverhandelt. Das erneute Feilschen 
um das Preis-Leistungsverhältnis beginnt also gerade erst. Gleichzeitig hat sich das Verteidigungsministerium 
mit dem eingeschlagenen Privatisierungskurs jeglicher Flexibilität beraubt. Verteidigungsminister Struck darf 
das geforderte Leistungspaket nur unwesentlich anpassen, da ansonsten die Bietergemeinschaft ISIC 21 eine 
Neuausschreibung einklagen wird. 

Umso spannender ist die Frage, wie es den Verhandlungsparteien gelingen wird, die von TIS ursprünglich ver-
anschlagten höheren Kosten für HERKULES bis zum Sommer wegzurechnen. Damals wurde das Angebot vor 
allem wegen des Kostenvoranschlags von der Bundeswehr auf Platz 2 gesetzt. 

Ob das Vorhaben HERKULES tatsächlich im Herbst dem Bundestag zur Abstimmung vorgelegt werden kann, 
steht noch in den Sternen. Im Idealfall würde dann eine extra dafür gegründete IT-Gesellschaft Anfang 2006 
ihre Arbeit aufnehmen – fast vier Jahre nach dem ursprünglich geplanten Termin. 

Mit ihrem Festhalten an Rudolf Scharpings Privatisierungskonzept nimmt die Führung im Verteidigungsminis-
terium in Kauf, dass notwendige Modernisierungsmaßnahmen weiterhin unterbleiben. Beeinträchtigt ist inzwi-
schen auch die Zeitplanung für andere Teile der IT-Modernisierung der Bundeswehr, wie z.B. die geplante 
flächendeckende Einführung der SAP-Softwarearchitektur. Diese wurde bis zur Einführung von HERKULES 
auf Eis gelegt. Auch Vorhaben zur Modernisierung der einsatzbezogenen IT-Systeme werden beeinflusst. Letz-
ten Endes müssen sie an das zivile IT-System anknüpfen, um die Führungsfähigkeit im Einsatz zu gewährleis-
ten. 

Ingesamt rächt sich die Gigantomanie der ministerialen Privatisierungsplaner. Denn die im Jahr 2001 verfügte 
Zusammenlegung von drei getrennten großen Modernisierungsvorhaben des IT-Sektors innerhalb der Bundes-
wehr überforderte aufgrund der Rahmenvorgaben sowohl das Verteidigungsministerium als auch die Industrie. 
Der Bundesrechnungshof appellierte wiederholt, bei Privatisierungen Maß zu halten. Gerade im IT-Bereich, so 
der Rechnungshof, sei bei Privatisierungsvorhaben der öffentlichen Hand in der Regel der Wurm drin. 
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Eine sinnvolle Alternative wäre die erneute Untergliederung von HERKULES in kleinere Teilvorhaben, die mit 
den herkömmlichen Instrumenten des Ministeriums und der Industrie beherrschbar wären. Schließlich hat die 
Bundeswehr unter dem Stichwort "optimierte Eigenlösung" auch während der laufenden Ausschreibung an 
eigenen effizienten Konzepten gearbeitet. Eine solche Entscheidung würde auch Signalwirkung für andere Pri-
vatisierungsprojekte haben. Denn HERKULES gilt als Musterbeispiel der derzeit vorherrschenden Privatisie-
rungslehre: "Je größer, desto besser". 

Diese Strategie wird seit vier Jahren mit schöner Regelmäßigkeit vom Bundesrechnungshof kritisiert. Die be-
reits angelaufenen Privatisierungsprojekte "Neues Bekleidungsmanagement" und "Neues Flottenmanagement" 
für Bundeswehrfahrzeuge haben weder die Kosten reduziert, noch die Leistungen verbessert oder dauerhafte 
Arbeitsplätze für die zivilen Angestellten der Bundeswehr geschaffen. In beiden Fällen wird mittlerweile sogar 
mit einem erheblichen Kostenanstieg gerechnet. Das Paradoxon dabei: Die bisherige Unfähigkeit der Industrie 
zu effizienter Bewirtschaftung wird aller Voraussicht nach mit der Übertragung weiterer Aufgaben belohnt, um 
über die Menge zur Rentabilität zu kommen. Von Lernbereitschaft zeugt das nicht. 

Wichtiger noch als die Kostenfrage sind die Risiken, die durch diese Privatisierungsstrategie entstehen können. 
Langfristig droht eine Beeinträchtigung des Planungs- und Handlungsspielraums der Bundeswehr. Jüngstes 
Beispiel dafür ist die im Februar gegründete Heeresinstandsetzungslogistik GmbH - kurz HIL. An dieser halten 
die Rüstungsunternehmen Industriewerke Saar, Krauss-MaffeiWegmann und Rheinmetall DeTec die Mehrheit. 
Sie versprechen, für die nächsten acht Jahre die Verfügbarkeit militärischen Geräts in Deutschland um 20 Pro-
zent zu erhöhen. Dafür werden ihnen kostenlos drei der fünf bundeswehreigenen Systeminstandsetzungszentren 
übertragen - inklusive des zivilen Personals. Die Übertragung der restlichen Zentren und einiger regionaler 
Instandsetzungsgruppen wird bereits diskutiert. Die notwendigen Ersatzteile werden vorläufig - soweit dort 
vorhanden - aus den Lagerbeständen der Bundeswehr zur Verfügung gestellt oder über die Bundeswehr be-
schafft. Auch hier wird bereits überlegt, der Heeresinstandsetzungslogistik GmbH auch die Zuständigkeit für 
die Beschaffung der Ersatzteile zu übertragen. 

Die Auslagerung dieser Aufgaben der Bundeswehr in Privathand führt zu einer Einschränkung des Wettbe-
werbs und der Kostenkontrolle. Die Firmen für die Materialerhaltung sind die gleichen, die die Geräte bereits 
hergestellt haben und auch künftig produzieren werden. Sie übernehmen damit die gesamte Lebenswegbetreu-
ung und können in jeder Phase mit Umsatz rechnen, vor allem wenn sie auch die Ersatzteilbeschaffung über-
nehmen. Dies wird den Wettbewerb einschränken und vor allem die Chancen kleinerer Zulieferbetriebe und 
ausländischer Anbieter verringern. Nicht ohne Grund betonte der Pressesprecher von Rheinmetall, Oliver 
Hoffmann, dies sei ein wichtiger Schritt zur Aufrechterhaltung privatwirtschaftlicher Instandhaltungskapazitä-
ten. Er meint damit vor allem die Auslastung eigener Kapazitäten. 

Ein zweites Problem - nicht nur in Bezug auf den Instandsetzungsbereich - ist der schleichende Verzicht der 
Bundeswehr auf eigene technische Expertise. Gut ausgebildete qualifizierte Techniker werden den Unterneh-
men kostenlos zur Verfügung gestellt. Bundeswehreigene Ausbildungs- und Wartungskapazitäten werden ab-
gebaut. Der Bundeswehr droht somit die Gefahr, das notwendige Wissen und Know-how später teuer wieder 
einkaufen zu müssen. 

Bisher hat die Bundeswehr keine Erfahrungen mit der Eigendynamik, die eine weitgehende Privatisierung gro-
ßer Aufgabenbereiche entfalten kann. Der Blick über den Atlantischen Ozean kann vielleicht helfen. Heute sind 
Einsätze der US-Streitkräfte ohne einen riesigen Tross privater Dienstleister, u.a. zur Wartung militärischen 
Geräts, kaum noch denkbar. Die Erfahrungen der USA zeigen aber auch, wie groß die politischen und rechtli-
chen Risiken dieser Zusammenarbeit sein können. Der Bundeswehr kann deshalb nur geraten werden, bei allen 
gegebenen Privatisierungsvorhaben den Blick für deren langfristige Folgewirkungen nicht zu verschließen. 
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Kein Konsens auf der Überprüfungskonferenz für den  
Atomwaffensperrvertrag  
Weiterverbreitung von Nuklearwaffen nicht zu stoppen? 
Otfried Nassauer 

Das Ergebnis der Überprüfungskonferenz des Atomwaffensperrvertrages ist 
mehr als dürftig. Es kann nicht einmal die Reisekosten der Delegationen recht-
fertigen. Erreicht wurde nämlich nichts – eigentlich müsste man sogar sagen: 
Weniger als nichts. Denn nicht einmal die Ergebnisse früherer Überprüfungs-
konferenzen waren noch Konsens. Das gemeinsame Abschluss-Dokument ent-

hält kaum mehr als die Teilnehmerliste, die Tagesordnung, die Titel der Konferenzdokumente und die Auftei-
lung der Konferenzkosten. 

Wäre die Sache nicht so bitter ernst – man könnte sie für ein Theaterstück aus der Welt der Rüstungskontroll-
verhandlungen des Kalten Krieges halten. Auch damals galt schon oft: "Außer Spesen nichts gewesen." Doch 
heute liegen die Dinge anders. Mit dem Atomwaffensperrvertrag ist jetzt – nach der Abrüstungskonferenz der 
Vereinten Nationen in Genf - bereits das zweite große multilaterale Forum der internationalen Gemeinschaft 
lahmgelegt, das sich mit Fragen der nuklearen Rüstungskontrolle befasst. Und dies, obwohl in der Kernfrage 
eigentlich Einigkeit herrschte: Der Atomwaffensperrvertrag ist ein wichtiges Kernelement des rüstungskon-
trollpolitischen Regelwerks. Allen Teilnehmern war und ist klar, dass die Instrumente zur Umsetzung des Ver-
trages dringend verbessert werden müssen. Denn seit der Aufdeckung des geheimen Atomprogramms des Iraks 
und spätestens mit dem Ausscheiden Nordkoreas aus dem Vertrag und den Spekulationen über den Sinn und 
Zweck der nuklearen Projekte im Iran hat sich gezeigt: Die Janus-Köpfigkeit des Vertrages – hier die Verhinde-
rung der militärischen Nutzung der Atomenergie und dort die legitime Förderung der zivilen Nuklearenergie – 
stellt ein viel größeres Problem dar als es sich die Väter des Vertrages vor 35 Jahren träumen ließen. Nicht-
nukleare Staaten, die sich unbedingt atomare Waffen zulegen wollen, können sich unter dem Deckmantel eines 
zivilen Atomprogramms im Verborgenen so nahe an die militärische Nuklearoption buchstäblich "heranrob-
ben", bis es für Gegenmaßnahmen zu spät ist und diese Staaten ihren Austritt aus dem Vertrag erklären. Nord-
korea hat es vorgemacht. Die Möglichkeiten der internationalen Gemeinschaft, eine solche Strategie rechtzeitig 
zu erkennen und zu durchkreuzen, bedürfen einer deutlichen Verbesserung. 

Warum aber ist es angesichts dieser allgemeinen Erkenntnis bei der Konferenz zu keinem Ergebnis gekommen? 
Das hängt mit einem zweiten Streitpunkt zusammen. Der Atomwaffensperrvertrag beruht im Kern auf einem 
Tauschgeschäft. Die Staaten, die keine Nuklearwaffen haben, verzichten auf Dauer auf atomare Systeme, und 
die Staaten, die über diese Waffen verfügen, versprechen, ihre atomaren Arsenale abzurüsten. Bei der New 
Yorker Konferenz hätte es nur dann ein positives Ergebnis geben können, wenn dieses Tauschgeschäft erneut 
zur Grundlage einer Einigung gemacht worden wäre. Konkret: Bessere Nichtverbreitungsregeln gegen schnel-
lere atomare Abrüstung. Für ein solches Geschäft aber gilt: "It takes two to Tango." Tangotanzen kann man nur 
zu zweit. Und Lösungen, bei denen beide Seiten gewinnen, gibt es nur, wenn beide Seiten mitmachen. Das aber 
war in New York nicht der Fall. Die Vereinigten Staaten – und in deren Windschatten auch andere Atommäch-
te – zeigten kein Interesse an einer solchen Vorgehensweise. Washington führte zwar vehement und lautstark 
Klage gegen jene Bösewichter, denen es unterstellt, nach Atomwaffen zu streben. Zugleich aber zeigte die US-
Delegation keinerlei Bereitschaft, auch über schnellere Forschritte bei der atomaren Abrüstung und eine redu-
zierte Rolle nuklearer Waffen mit sich reden zu lassen. Mehr noch: Man ließ erkennen, dass die derzeitige US-
Regierung die Ergebnisse der beiden letzten Überprüfungskonferenzen nicht mehr als verbindlich betrachtet - 
darunter der 13-Punkte-Plan zur Stärkung atomarer Abrüstung und Nichtverbreitung aus dem Jahre 2000. Die 
Begründung dafür: Mit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 habe sich die Geschäftsordnung geän-
dert. Der Krieg gegen den Terrorismus erfordere andere Regeln. Diese Begründung aber lässt tief blicken, lässt 
sie doch erkennen, wie viele andere Vereinbarungen mit diesem Argument ebenfalls aufgekündigt werden 
könnten. 

Eine solche Haltung konnte für die Mehrheit der Vertragsmitglieder nicht akzeptabel sein, weil es die Möglich-
keit einer Weiterführung des Tauschgeschäftes, auf dem der Vertrag beruht, gänzlich ausschloss. Die Nicht-
paktgebundenen, und bis zu einem gewissen Grad auch die Europäische Union, hofften wohl bis zuletzt, dass 
Washington hier doch noch Flexibilität zeigen werde. Eine irrige Hoffnung, wie sich zeigte, auch weil sich 
Ägypten als stehfester Sparringspartner für ausgiebige Debatten über Formalien wie die Tagesordnung erwies. 



   

 BITS Querschnitt 2005 Seite  31 
 

Und – als diese nach mehr als zweieinhalb Wochen der Generaldebatte endlich gefunden war – da war die Zeit 
für eine substantielle Suche nach Kompromisslinien in den eigentlichen Arbeitsgremien bereits viel zu knapp. 
Unter den Tisch fielen deshalb auch viele im Prinzip gute Initiativen, mit denen der Vertrag hätte gestärkt wer-
den können. So beispielsweise die Idee, einen Austritt aus dem Vertrag zu erschweren. Oder der Vorschlag, die 
Sitzungen des Vorbereitungsausschusses zu beschlussfähigen Staatenkonferenzen aufzuwerten, damit die Staa-
tengemeinschaft auf neue Entwicklungen künftig schneller reagieren kann. Fünf Jahre bis zur nächsten Über-
prüfungskonferenz muss nun mit den vorhandenen Instrumenten weitergelebt werden, die übereinstimmend als 
zu schwach bewertet werden. 

Das Nicht-Ergebnis des New Yorker Verhandlungsmarathons lässt derweil erschrecken. Es birgt die Gefahr, 
dass der Atomwaffensperrvertrag künftig aufgeweicht wird. Steht der Tauschhandel "Abrüstung gegen Nicht-
verbreitung" jetzt grundsätzlich infrage? Kann man auf ihn noch einmal zurückkommen? Wenn ja: wann und 
wie? Wenn nein, was ist die Konsequenz? Wie viele und welche Staaten werden ihr bisheriges Nein zu atoma-
ren Waffen noch einmal überdenken? Der UN-Generalsekretär zeigte sich höchst beunruhigt – Kofi Annan 
wörtlich: "Die Unfähigkeit, die gemeinsamen Anstrengungen zu verstärken, wird den Vertrag zwangsläufig 
schwächen." Das Thema müsse nun Gegen-stand des UN-Gipfels im September werden. 

Die Regierung Bush dagegen wird mit dem Nicht-Ergebnis von New York gut leben können. Sie hat jede Kri-
tik an ihren Nuklearwaffen und deren geplanter Modernisierung verhindert. Eine Schwächung des Nicht-
verbreitungsregimes zeigt aus ihrer Sicht nur, dass die internationale Staatengemeinschaft bei so gravierenden 
Problemen nicht ausreichend handlungsfähig ist. Weitere fünf Jahre bietet sich ihr nun die Möglichkeit, bei 
Nichtverbreitungsproblemen auf diese Handlungsschwäche zu verweisen und mit dieser Begründung unilateral 
zu handeln. 

Und Deutschland? Die Bundesregierung startete unerwartet furios in die Konferenz. Außenminister Fischer 
präsentierte in einer engagierten Rede das deutsche Ziel, Abrüstung und Nichtverbreitung gleichermaßen zu 
stärken. Nach Jahren des Zauderns deutete er sogar an, die Bundesregierung halte den Abzug der nach Ende 
des Kalten Krieges in Deutschland verbliebenen Atomwaffen für eine vernünftige Idee. Nach Rücksprache mit 
Verteidigungsminister Struck versprach dieser, das Thema in der NATO zur Sprache zu bringen. Doch passiert 
ist bislang nichts. Weder nutzte die Bundesregierung die Gelegenheit, den New Yorker Verhandlungen durch 
eine Ankündigung der Bereitschaft zum Verzicht auf die auch rechtlich umstrittene technisch nukleare Teilhabe 
einen Anreiz zu verschaffen, noch vertiefte sie bisher ihren Vorstoß, über einen Abzug dieser Waffen in der 
NATO zu reden. 

In der kommenden Woche treffen sich die NATO-Verteidigungsminister nach 18-monatiger Pause erstmals 
wieder zu einer Sitzung der Nuklearen Planungsgruppe und Außenminister Fischer besucht seine US-Kollegin 
Condoleezza Rice. Man darf gespannt sein, ob die Bundesregierung dann auf das Thema zurückkommt. Der 
Zeitpunkt wäre günstig: Normalerweise lagern die USA in Deutschland 150 taktische Atomwaffen – 130 in 
Ramstein und 20 in Büchel. Das Nachrichtenmagazin DER SPIEGEL recherchierte, dass die Waffen aus Ram-
stein wegen der laufenden, umfassenden Bauarbeiten vorübergehend in die USA ausgelagert wurden. Das wirft 
die Frage auf, ob der kostenträchtige und riskante Rücktransport dieser Waffen nach Deutschland überhaupt 
noch begründet werden kann. Denn aus militärischen Gründen – darüber herrscht weitgehend Einigkeit – wer-
den sie nicht mehr benötigt. 
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Innere Sicherheit - Neues Geschäftsfeld für die  
Rüstungsindustrie 
Christopher Steinmetz 

Glaubt man den jüngst veröffentlichten Umsatzzahlen der deutschen Rüstungs-
industrie, sind die Jahre des Schrumpfens endgültig vorbei. EADS, eines der 
Zugpferde in Europa und auf dem deutschen Rüstungsmarkt, aber auch der 
Produzent von Landsystemen, Rheinmetall DeTec, vermeldeten erneut ein 
sattes Plus beim Umsatz und beim Auftragseingang. Auf europäischer Ebene 
werden zudem gerade die Weichen gestellt für eine Liberalisierung des europä-

ischen Rüstungsmarktes, der den konsolidierten deutschen Firmen weitere Absatzmärkte eröffnen wird. 

Darüber hinaus forcieren sie ihre Bemühungen auf einem bis dato vernachlässigten Geschäftsfeld: der Inneren 
Sicherheit. 

Die deutschen Firmen reagieren zwar später als die amerikanische Konkurrenz auf die veränderten sicherheits-
politischen Rahmenbedingungen, die sich aus den Anschlägen vom 11. September ergeben haben – aber sie 
reagieren immer noch rechtzeitig. Die NATO-Staaten haben die Terrorismusabwehr zu einer zentralen Aufgabe 
der Sicherheitspolitik erklärt, die vorwiegend mit militärischen Mitteln zu gewährleisten ist. Damit hat aber 
auch der politische Prozess des Zusammendenkens von innerer und äußerer Sicherheit begonnen, der zurzeit 
vor allem auf eine bessere Verzahnung von Polizei und Streitkräften hinausläuft. Analog zur "Revolution in 
Militärischen Angelegenheiten" der frühen 90er Jahre könnte es zu einer "Revolution in Polizeilichen Angele-
genheiten" kommen. 

Es öffnet sich für die Rüstungsindustrie ein potentiell lukrativer Zweitmarkt für die Technologien und Produk-
te, die derzeit von den europäischen Streitkräften entwickelt und beschafft werden. Einige Beispiele hierfür 
sind Drohnen (also unbemannte Fluggeräte), Schutzausrüstungen für Verkehrsflugzeuge gegen Boden-Luft-
Raketen sowie Führungs-, Aufklärungs- und Kommunikationssysteme. Hier könnten Bestellungen des Innen-
ministeriums helfen, die Produktionskosten der zumeist in geringen Zahlen von den Streitkräften bestellten 
Systeme zu senken. Alleine der potentielle Absatzmarkt für Drohnen soll in den nächsten zehn Jahren einen 
Umfang von 740 Mio. Dollar haben. 

Darüber hinaus sind zukünftig verstärkt Synergieeffekte aufgrund des zunehmend überlappenden Einsatzprofils 
abzusehen. Bei internationalen Stabilisierungseinsätzen werden häufiger die gleichen Technologien zum Ein-
satz kommen wie bei der Polizei. Hierzu gehören u.a. vorgeblich nichttödliche Waffen, wie so genannte "Plas-
ma-Taser" - das sind Elektroschockwaffen - sowie Akustikwaffen oder Mikrowellenwaffen zur Erhitzung der 
Haut sowie robuste Plastikschutzschilder, Schusswesten und Fahrzeugpanzerung. 

Die deutsche Rüstungsindustrie geht davon aus, dass die Nachfrage nach diesen sowohl polizeilich wie militä-
risch verwendbaren Rüstungsgütern und Technologien ansteigen wird. Dementsprechend ist sie in diesem Be-
reich um ein klares Profil bemüht. 

Allen voran marschiert die EADS. Angeboten werden in erster Linie Produkte für den Führungs- und Kommu-
nikationsbereich sowie für die Kontrolle von Grenzen. Mit der rumänischen Regierung wurde z.B. im vergan-
genen Jahr der Aufbau eines Grenzüberwachungssystems mit einem geschätzten Auftragswert von etwa 1 Mrd. 
€ vereinbart. Das TETRAPOL Mobilfunksystem wird seit 2003 von der Bundeswehr in Afghanistan und im 
Kosovo genutzt, aber auch von Sicherheitsbehörden in anderen Staaten, wie z.B. Mexiko oder Saudi Arabien. 

Das Rüstungsunternehmen Rheinmetall DeTec gründete Anfang des Jahres sogar eine eigene Abteilung für 
"Innere Sicherheit". Zu der Produktpalette gehören Robotiksysteme für die Entschärfung von Sprengsätzen und 
kleine Aufklärungsdrohnen. Darüber hinaus wurde bereits im letzten Sommer in einem Modellversuch verein-
bart, dass Rheinmetall Vernebelungssysteme für den Schutz von 14 deutschen Atomkraftwerken liefert. Ge-
meinsam mit der Firma Diehl werden auch Mikrowellenwaffen entwickelt. Ein Prototyp wurde bereits an die 
U.S. Streitkräfte geliefert und kam offenbar sogar schon im Irak zum Einsatz. 

Das IT-Elektronik Unternehmen Rohde & Schwarz sieht seinen Beitrag "zum Schutz gegen den Terrorismus" 
vor allem als Lieferant von Verschlüsselungstechnologien aber auch in dem Verkauf leistungsfähiger mobiler 
Kommunikationssysteme an die Polizei mit dem Ziel, die Interoperabilität untereinander und zu den militäri-
schen Kräften sicherzustellen. 
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Die Absatzchancen auf dem Markt für "Innere Sicherheit" werden derzeit allerdings noch durch das uneinheit-
liche Kundenspektrum geschmälert. Die Innere Sicherheit ist auch Sache der Bundesländer, und die Organe der 
Innenministerien sind entsprechend föderal organisiert. Das führt zu unterschiedlichen Beschaffungsplanungen, 
Vergabezeiträumen und Auftragsvolumina. Schon mahnt die Rüstungsindustrie Reformen an. Werner Dor-
nisch, Vorstandsmitglied bei Diehl, formulierte dies in der Zeitschrift EUROPÄISCHE SICHERHEIT vom 
Mai so: "angesichts länderübergreifender, europaweiter Kriminalität und internationalem Terrorismus sowie 
großer Katastropheneinsätze, stößt die in Deutschland gelebte Struktur schon längst an ihre Grenzen." 

Trotzdem: Der Einstieg in diesen Markt könnte sich bereits kurzfristig in dreifacher Hinsicht für die Rüstungs-
industrie als lohnend erweisen: 

Erstens würde der Aufkauf kleinerer Polizeiausstatter und spezialisierter Nischenfirmen, z.B. aus dem Bereich 
Biometrik, den Rüstungsunternehmen erlauben, mit dem eingekauften Know-how die militärischen Produkte 
weiterzuentwickeln und zu verbessern. Darüber hinaus könnte die Übernahme der etablierten Geschäftsbezie-
hungen den Zugang zu Aufträgen des Innenministeriums erleichtern. 

Zweitens eröffnet die neue Sensibilität für diese Sicherheitstechnik den Rüstungsunternehmen neue Fördertöpfe 
bei Bund und Ländern zur Finanzierung der Grundlagenforschung und Entwicklung neuer Rüstungsgüter. Ge-
rade im Bereich der Satellitensysteme und der allgemeinen Aufklärungs- und Überwachungssysteme ver-
schwimmen die Grenzen. Auf EU-Ebene werden bereits ab 2007 mit dem 7. Europäischen Rahmenprogramm 
für Forschung wenigstens 500 Mio. Euro jährlich für die Erforschung sicherheitsrelevanter Technologien be-
reitgestellt. 

Drittens könnte die Klassifizierung militärischer Technologien als Güter der "Inneren Sicherheit" deren Export 
erleichtern. Zwar fällt ohnehin ein Großteil der relevanten Güter und Technologien eher unter die Dual-use 
Verordnung der EU. Für sie gelten damit weniger strenge Genehmigungsstandards. Allerdings gelten Drohnen, 
Mikrowellenwaffen und Kryptotechnik nach wie vor als Rüstungsexporte. Ein Verkauf dieser Güter an auslän-
dische Polizeibehörden gilt generell als problemloser. Ob die Güter später den Streitkräften zur Nutzung über-
lassen werden, spielt im Genehmigungsverfahren eine untergeordnete Rolle. 

Doch auch für diese Produkte gilt: Nur wenn sie ihre Funktionsfähigkeit nachgewiesen haben, sind auch die 
Exportchancen gut. Vor diesem Hintergrund, sind die Unzulänglichkeiten der Vergabestruktur im Bereich der 
Inneren Sicherheit in Deutschland für die Industrie zu verkraften. Der nationale Markt ist insofern vor allem ein 
Referenzmarkt, auf dem sich insbesondere ausländische Kunden über die Anwendung in der Praxis informieren 
können. 

Der Markt für Innere Sicherheit gleicht in seinen Dimensionen und Auswirkungen also noch einer Spielwiese. 
Weder die Absichten der Spieler noch die Spielregeln sind klar ausformuliert. Die Bekämpfung des Terroris-
mus lässt in vielerlei Hinsicht die Grauzonen zwischen den Sphären der inneren und äußeren Sicherheit deutli-
cher zu Tage treten. Der Vorstoß der Rüstungsindustrie gewinnt somit eine eigene Dynamik und befördert die 
weitere Verwischung von polizeilichen und militärischen Aufgaben. 

Um eine allein von der technischen Machbarkeit geprägte Dynamik in diesem Bereich auszuschließen, muss 
die Bundesregierung rechtzeitig die Grauzonen beseitigen, nicht zuletzt beim Export dieser sensiblen Techno-
logien und Rüstungsgüter. Zudem wären neue Anstrengungen im Bereich der Technologiefolgenabschätzung 
notwendig. Vor allem aber sollten die Grundsätze für die Anwendung der Militärtechnik und der Rüstungsgüter 
im polizeilichen Bereich eindeutig geklärt werden – und zwar bevor ein Landespolizeipräsident den Verhei-
ßungen des Produktkatalogs für "Innere Sicherheit" erliegen kann. 
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Artikel gekürzt erschienen in der Berliner Zeitung, 20. August 2005 

 

Das Nein aus Teheran 
Otfried Nassauer 

Noch deutlicher werden Diplomaten wohl nur bei Kriegserklärungen. Europas 
Vorschlag im Streit um das Teheraner Atomprogramm sei "extrem lang, wenn 
es um die Forderungen an den Iran" gehe und "absurd kurz, soweit es die An-
gebote an den Iran" betreffe. Er sei nicht verhandelbar, "eine Verletzung der 
iranischen Nation, für die sich die EU entschuldigen muss." Soweit der Iran 
gegenüber der Internationalen Atomenergie Agentur. Wollten die Iraner den 
Eklat? Wollten sie mit brüsker Ablehnung provozieren, Stärke demonstrieren? 
Oder kann es sein, dass der Vorschlag tatsächlich unzureichend war? 

Auf 34 Seiten haben London, Paris und Berlin aufgeschrieben, wie sie sich die Eckpunkte für ein "Langzeitab-
kommen" mit dem Iran vorstellen. Es soll sicherstellen, dass Teheran keine Atomwaffen baut und die Atom-
energie nur friedlich nutzen kann. Im Gegenzug versprechen die EU-Staaten dazu beitragen, dass der Iran sich 
aus der Isolation lösen kann, einen besseren Technologiezugang bekommt und seine Sicherheit auch ohne 
Rückgriff auf die Bombe gewährleistet sieht. 

Klartext fiel den Beamten zum ersten Punkt ein. Der Iran soll endgültig auf alles verzichten, was über den Be-
trieb von Atomreaktoren zur Stromerzeugung hinausgeht. Das bedeutet das Aus für die Uran-Konversion, die 
Uran-Anreicherung, die Herstellung von Brennelementen und den geplanten Schwerwasserreaktor in Arak. Der 
Iran soll vertraglich auf das Recht verzichten, den Atomwaffensperrvertrag zu kündigen. Kein Staat der Erde ist 
eine solche Verpflichtung zum einseitigen Souveränitätsverzicht bislang eingegangen. 

Im Gegenzug wird dem Iran versprochen, dass er Brennelemente kaufen, abgerannte zurückgeben und atomare 
Technik für seine Reaktoren und andere nicht-nukleare Vorhaben beziehen kann. Europa will die Wirtschafts-
kooperation und die Aufnahme des Irans in die Welthandelsorganisation fördern. Auch die Sicherheit des Irans 
will es mit garantieren. Großbritannien und Frankreich geben die politische Zusage, den Iran nicht mit Atom-
waffen anzugreifen. Wie bitte? Hegt der Iran diese Befürchtung? Mit Sicherheit kaum. Wenn, dann fürchtet er 
höchstens einen atomaren Angriff der USA oder Israels oder – wahrscheinlicher noch - einen konventionellen. 
Dazu sagt das Angebot der Europäer nichts. Weder können diese für Israel und die USA sprechen, noch wollen 
sie offensichtlich etwas über die eigenen konventionellen Militäroptionen sagen. 

Gerade die deutschen Diplomaten hätte ahnen müssen, dass dieses Angebot Israel und den USA gefällt, dem 
Iran aber nur missfallen konnte. Zwei Schritte hätten genügt, um dies zu erkennen. Beim ersten hätten sich die 
Berliner Diplomaten in die Rolle des Irans versetzt, und geprüft, ob sie selbst dieses Angebot angenommen 
hätten, wenn sie für den Iran verhandeln würden. Der zweite Schritt hätte sie in das Archiv des Auswärtigen 
Amtes geführt. Dort hätten sie festgestellt, mit welch harten Bandagen ihre Vorgänger verhandelten, als es in 
den 60er Jahren darum ging, das deutsche Atomprogramm und die atomare Sicherheitsgarantie der USA samt 
nuklearer Teilhabe der Bundeswehr gegen den Atomwaffensperrvertrag zu verteidigen. Beide Schritte hätten 
gezeigt: Das Angebot an Teheran ist unzureichend. Wäre es der jungen Bundesrepublik in den 60er Jahren 
unterbreitet worden - sie hätte es zurückgewiesen. Ganz gleich, ob das Atomprogramm der Bonner Republik 
rein zivil ausgerichtet oder auch mit einem militärischen Hintertürchen ausgestattet war. Eine regionale Mittel-
macht verzichtet nicht einseitig auf Souveränität. Der Iran ist eine regionale Mittelmacht. 

Deutschland bestand damals auf dem Recht, die Atomtechnik in vollem Umfang zivil zu nutzen zu können – 
umfassender übrigens, als der Iran es heute will. Und manchmal bleibt Deutschland auch heute noch hart. Der 
Forschungsreaktor Garching II wird seit 2003 mit hochangereichertem, waffenfähigem Uran betrieben – trotz 
Atomausstieg, engagierter Nichtverbreitungspolitik und entgegen aller Bitten der USA. 
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SPW, Ausgabe 5, September/Oktober 2005 

 

UN-Reform auf dem Prüfstand 
Dr. Alexander Neu 

Die Vereinten Nationen (UNO) stehen derzeit verstärkt im Rampenlicht der 
internationalen Öffentlichkeit. Der Grund hierfür sind die geforderten Refor-
men für das globale Sicherheitskollektiv, um dieses Fit für die Herausforderun-
gen des 21. Jahrhunderts zu machen. Die geforderten Reformen blieben jedoch 
auf dem UN-Gipfel mit September dieses Jahres bereits im Anfangsstadium 
stecken, da sich die internationale Staatengemeinschaft nicht auf notwendige 
Kompromisse einigen konnten. In dem Schlussdokument ist weder eine ein-
heitliche Definition des Terminus Terrorismus enthalten noch konnte eine Ei-

nigung über die Nicht-Verbreitung und Abrüstung von Atomwaffen erzielt werden. Auch im Bereich der Ent-
wicklungspolitik gibt es keine verbindliche Selbstverpflichtung. Geeinigt hat man sich lediglich auf den unver-
bindlichen Minimalkonsens des Wunsches vieler entwickelter Staaten, 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts 
für die Entwicklungshilfe auszugeben. 

Im Zentrum der Analyse stehen allerdings nicht die Reformvorschläge und Ergebnisse des Gipfels. Analysiert 
werden soll vielmehr die Vertragstreue einiger für das Funktionieren der UNO relevanter Akteure - hier die 
NATO, die EU sowie die USA – hinsichtlich des bestehenden UN-Systems. 

Denn sämtliche strukturelle und normative Reformbemühungen werden die oft kritisierte mangelnde Effizienz 
der UNO fortschreiben, wenn sie nicht mit entsprechender politischer Substanz durch die sie tragenden natio-
nalstaatlichen Akteure ausgefüllt werden. Dass bedeutet nichts weniger als das sich die UN-Mitgliedsstaaten 
bedingungslos den Normen der UN-Charta unterwerfen. Ein Akt, zu dem sich alle Staaten mit Beitritt zur UNO 
verpflichten. 

Zunächst werden die normativen Grundlagen des UN-Sicherheitskollektivs vorgestellt. Diesen werden dann der 
Nordatlantikvertrag (NATO), das "Strategische Konzept des Bündnisses" (NATO), die "Nationale Sicherheits-
strategie" der USA sowie die "Europäische Sicherheitsstrategie" der EU auf ihre Vertragstreue hin gegenüber-
gestellt. 
 
Normative Grundlagen des UN-Sicherheitskollektivs 

Die globale UN-Rechtsordnung formuliert bestimmte Bedingungen, um ihre Funktionstüchtigkeit zu ermögli-
chen: 

Eine der wichtigsten – auch für diese Untersuchung relevante – UN-Norm stellt die Vorrangklausel Art. 103 
der UN-Charta dar. Sie stellt fest, dass im Falle von internationalen Verpflichtungen und anderen internationa-
len Verträgen (z. B.: regionale Abmachungen), deren Normen im Widerspruch zur UN-Charta stehen oder aber 
sie relativieren, diese sich unterzuordnen haben bzw. keine Rechtsgültigkeit besitzen, da sie ansonsten UN-
Recht brechen. Dieses Prinzip ist in etwa mit der innerstaatlichen Verfassungshierarchie zwischen dem Primat 
der Bundesverfassung gegenüber den Republiksverfassungen in föderal strukturierten Staaten vergleichbar, um 
das Funktionieren des Gesamtstaates sicherzustellen. 

Eine weitere zentrale Norm stellt Art 24 Abs. 1 dar. Sie definiert die Kernaufgabe der UNO, nämlich die Ge-
währung kollektiver Sicherheit: Der UN-Sicherheitsrat erhält die "Hauptverantwortung für die Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit". Schließlich wird dem UN-Sicherheitsrat das ausschließliche 
Recht zuerkannt, eine "Bedrohung oder ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung" festzustellen (Art. 
39), bzw. entsprechende Maßnahmen einschließlich der Anwendung von Gewalt (Art. 42) gegen den Rechts-
brecher anzuordnen, woraus dem Sicherheitsrat das Gewaltmonopol erwächst. Ferner sollen dem UN-
Sicherheitsrat militärische Kapazitäten – also das Schwert zur Durchsetzung seines kollektiven Schutzauftrages 
- seitens der UN-Mitgliedsstaaten zur Verfügung gestellt werden (Art. 43 bis Art. 47). 

Dieses Schwert wurde jedoch von Anfang an nicht dem UN-Sicherheitsrat an die Hand gegeben, da sich die 
Staaten nicht bereit erklärten, auch faktisch Truppen der UN unterzuordnen. Hierdurch kamen die Staaten ihrer 
Verpflichtung nicht nach, wodurch der UN-Sicherheitsrat zum rein formalen und somit impotenten Inhaber des 
Gewaltmonopols degradiert wurde, der in Anlehnung an Stalins Machtdefinition, wie viel Panzer denn der 
Papst habe, nicht die materielle Basis besitzt, das formale Gewaltmonopol auch durchzusetzen. 



   

Seite  36 BITS Querschnitt 2005  
 

Wohlwissentlich wurden zwei Ersatzklauseln (Art. 48 & Art. 53. Abs. 1) formuliert, die es dem UN-
Sicherheitsrat erlaubt, einzelne Staaten oder regionale Einrichtungen mit deren Einverständnis "unter seiner 
Autorität in Anspruch" zu nehmen. 

Ungeklärt blieb hierbei die präzise Definition dieser "Autorität", d.h., ob die Truppen für die militärischen 
Zwangsmaßnahmen unter internationalem Oberkommando (UN-geführte) oder unter nationalem Oberkom-
mando (UN-mandatierte) operieren würden. 

Die Antwort darauf lieferten alsbald die USA, die die Befreiung Kuwaits durch eine multinationale Truppe 
unter ihrem Oberkommando durchführten. Hierdurch büßten die UNO die Kontrolle über die weitere militäri-
sche und politische Entwicklung hinsichtlich des Iraks ein und wurden de facto zum Mandatsgeber degradiert. 

Was zu einer Sternstunde der UNO nach dem Ende des sie immer wieder blockierenden Kalten Krieges werden 
sollte, nämlich endlich die Erlangung der Handlungsfähigkeit, endete vielmehr in einer puren Machtdemonstra-
tion der USA, die sich lediglich - oder betrachtet man die weitere Entwicklung zumindest noch - formal um 
eine Legitimation der UNO bemühte. 

Diese Ersatzklauseln, die dem UN-Sicherheitsrat die militärische Handlungsfähigkeit quasi indirekt garantieren 
soll, erweisen sich realiter als Axt gegen die Fundamente der UNO selbst: Die indirekte militärische Hand-
lungsfähigkeit der UNO vermittelt über "willige Staaten" bedeutet nichts anderes als keine Kontrolle und somit 
keine Handlungsfähigkeit der UNO. Die operative Umsetzung wird von den "willigen Mandatsnehmern" ge-
mäß ihren strategischen und nationalen Interessen definiert. Der hierdurch stattfindende Substanzverlust des 
Multilateralismus bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung formaler multilateraler Mechanismen bedeutet eine 
Rückkehr des anarchischen Staatensystems auf besonders perfide Weise: Internationale Rechtsstaatlichkeit 
wird zunächst sinnentleert und sukzessive zum Knebelinstrument der Großmächte gegenüber schwächeren 
Staaten umfunktionalisiert. 

Nordatlantikvertrag 

Der Nordatlantikvertrag ist das Statut der NATO und wurde 1949 vier Jahre nach Gründung der UNO verab-
schiedet. 

Insbesondere Artikel 1 des Nordatlantikvertrages verdient für die Analyse eine erhöhte Aufmerksamkeit: "Die 
Parteien verpflichten sich, (...) in ihren internationalen Beziehungen jeder Gewaltandrohung oder Gewaltan-
wendung zu enthalten, die mit den Zielen der Vereinten Nationen nicht vereinbar sind". 

Diese Aussage lässt ausreichend Interpretationsspielraum, da nicht eindeutig geklärt ist, was alle Ziele der UN 
im Einzelnen sind. Es könnte bereits als ein Indiz für eine restriktive Interpretation des Gewaltverbotes verstan-
den werden. Diese reduziert die zu verbietende Gewaltformen, auf jene Bereiche, die dazu dienen, die "territo-
riale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates oder sonst mit den Zielen der Vereinten 
Nationen" in Frage zu stellen. Alle übrigen Gewaltformen zwischenstaatlicher Art seien demnach – sofern sie 
in Übereinstimmung mit den Prinzipien der UN-Charta stehen - auch ohne Sicherheitsratsresolution UN-Charta 
konform. Es wird deutlich, dass der eigentlich praktizierte Interpretationsansatz des umfassenden Gewaltverbo-
tes, bei dem zwei Formen – die die "territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staa-
tes" berühren könnten – lediglich als besonders hervorhebenswert gelten, nun in ein selektives Gewaltverbots-
prinzip verkehrt wird: Alle Gewaltformen, die nicht expressis verbis verboten sind, sind im Umkehrschluss 
erlaubt, sofern sie den nicht näher bestimmten Zielen der UN-Charta entsprechen bzw. diesen nicht widerspre-
chen. Dieser Interpretationsansatz ist vor allem im angelsächsischen Völkerrecht vermehrt zu vernehmen. 

Während das umfassende Gewaltverbotsprinzip aufgrund klarer Regeln hinsichtlich der Anwendung von lega-
ler Gewalt eindeutig ist, öffnet das selektive Gewaltverbotsprinzip der Gewaltanwendung Tür und Tor und 
unterminiert auf diese Weise das Gewaltverbot durch eine in sich dynamisierende Ausnahmetendenz  
sukzessive. 

 
"Das Strategisches Konzept Des Bündnisses" 

Im April 1999 verabschiedete die NATO eine Neuauflage des "Strategischen Konzept des Bündnisses". Darin 
wird die "Autorität" des UN-Sicherheitsrates bei der Ausführung militärischer Operationen geltend gemacht. 
Allerdings wird mit weiteren Erklärungen diese "Autorität" in einen breiten Interpretationsansatz gerückt: Das 
Bündnis wird "bei der Erfüllung seines Ziels und seiner grundlegenden Sicherheitsaufgaben (...) die friedliche 
Beilegung von Streitigkeiten in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen anstreben". Die 
Wortwahl "anstreben" bedeutet jedoch keine definitive Unterordnung, sondern lediglich, "wenn möglich mit, 
wenn nötig ohne UNO, womit das UN-Gewaltmonopol offen in Frage gestellt wird. Eine weitere Formulierung 
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zielt ebenso auf eine Relativierung des UN-Gewaltmonopols zu Gunsten der NATO: Das "Strategische Kon-
zept spricht hier von der "primären Verantwortung", statt der "Hauptverantwortung" (Art. 24 Abs. 1 UN-
Charta) der UNO für die "Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit". Ein Differenzie-
rungsversuch beider Begriffe vermag zunächst ein wenig theoretisch wirken. Betrachtet man indes den realpoli-
tischen Kontext, dass nämlich das "Strategische Konzept" exakt zu jenem Zeitpunkt verabschiedet wurde, als 
die NATO Jugoslawien bombardierte, so gewinnt die Interpretation der Formulierung "primäre Verantwortung" 
doch an Konturen: Es wird als eine Art Reserveverantwortung der NATO für die Wahrung kollektiver Sicher-
heit interpretiert für den Fall, dass die UNO ihre Funktion gemäß der Erwartung des Westens nicht gerecht 
wird. 

Die in Art. 24 UN-Charta gewählte Formulierung der "Hauptverantwortung" bedeutet hingegen nicht, dass den 
Staaten eine Reserveverantwortung für die "Wahrung" der kollektiven Sicherheit dergestalt zugewiesen wird, 
dass diese im Falle eines Handlungsblockade des UN-Sicherheitsrats die Verantwortung und das Handeln der 
UNO eigenmächtig substituieren. Diese Interpretation erschließt sich definitiv nicht aus dem Kontext der UN-
Charta. Im Gegenteil: Zwar wird die Regelung sicherheitspolitischer Probleme gemäß Art. 52 UN-Charta auch 
subsidiären Strukturen ermöglicht, jedoch nur unter explizitem Ausschluss militärischer Maßnahmen (Art. 53). 
Der Terminus "Hauptverantwortung" muss im Kontext des Art. 2 Abs. 3 & 4 der UN-Charta interpretiert wer-
den: Danach liegt die "Nebenverantwortung" bei den Staaten selbst. Nämlich in Form des ausnahmslosen Ver-
zichts auf das ius ad bellum als Angriffsvariante, demnach sie an der "Wahrung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit" durch die ausschließliche Anwendung "friedlicher Mittel" bei "internationalen Streitig-
keiten" beitragen. 

Die vermeintliche Reserveverantwortung der NATO bricht UN-Recht materiell (Bruch des UN-
Gewaltmonopols durch den Jugoslawien-Krieg) und formell (Bruch des Primats der UNO bzw. des UN-Rechts 
gemäß Art. 103). 

Die Nationale Sicherheitsstrategie der USA 

Die Nationale Sicherheitsstrategie (NSS) wurde im September 2002 als neue Sicherheitsdoktrin der USA ver-
kündet. Die NSS verweist auf eine US-amerikanische Außenpolitik, die "neue, produktive internationale Be-
ziehungen" eingehe und die "bestehenden neu" definiere. Es wird deutlich, dass nicht nur punktuelle "Korrektu-
ren" der bestehenden, sondern der Prozess zu einer neuen Weltordnung nach US-amerikanischem Gusto einge-
leitet werden soll. Die hierzu angewandte Methode der unilateralen Deregulierung der internationalen Bezie-
hungen und der damit einhergehenden Renationalisierung sicherheitspolitischer Entscheidungen und sogar 
Rechtsetzungsansprüchen stellt nichts weniger als das gegenwärtige internationale Rechtssystem zur Dispositi-
on. Zu nennen sei hier beispielsweise die Verweigerung sich dem Internationalen Strafgerichtshof zu unterwer-
fen, damit die "Bemühungen zur Wahrnehmung unserer Sicherheitsverpflichtungen in der Welt (...) nicht durch 
Ermittlungen, Untersuchungen und Verfolgung durch den Internationalen Gerichtshof behindert werden (...)". 

Die UNO werden ganze zweimal und inhaltlich nebensächlich in dem umfassenden Dokument genannt. 

Im Mittelpunkt der NSS steht der internationale Terrorismus als zentrale sicherheitspolitische Herausforderung. 
Mit dem Anspruch der globalen Führerschaft unter Verwendung repressiver Mittel, stellen sich die USA in der 
Hierarchie über die UNO. Hierbei pendelt die NSS zwischen einem scheinbaren Multilateralismus und einem 
dezidierten Unilateralismus. 

Hinsichtlich des scheinbaren Multilateralismus wird das völkerrechtskonforme Präemptionprinzip um die Be-
deutung der völkerrechtlich nicht zulässigen Prävention erweitert: "(...) desto zwingender das Argument für 
antizipatorische Selbstverteidigung, selbst wenn Unsicherheit darüber besteht, wann und wo der Feind angrei-
fen wird". Der bislang gültige Unterschied zwischen Präemption und Prävention wird angesichts neuer Bedro-
hungsformen (internationaler Terrorismus) und unkonventioneller Kampfmethoden ohne Vorwarnzeiten, auf 
diese Weise verwischt. Auch wird mit der räumlichen und zeitlichen Offenheit, dem Angriffskrieg Tür und Tor 
geöffnet. 

Der dezidierte Unilateralismus wiederum findet seine Anwendung für den Fall, das den USA die Unterstützung 
seitens internationaler Organisationen beim Kampf um die internationale Sicherheit verwehrt bleiben. Dann 
werden die USA "auch nicht zögern zu handeln, wenn es notwendig werden sollte, unser Recht auf Selbstver-
teidigung wahrzunehmen (...)". Auch hier wird deutlich, dass den internationalen Organisationen, und gemeint 
ist insbesondere die UNO, nicht die "Hauptverantwortung", sondern bestenfalls eine kooperierende und 
schlechtestenfalls eine dienende oder gar irrelevante Funktion für die Wahrung der kollektiven Sicherheit zu 
Teil wird. Die signifikante Devaluierung der UNO, manifestiert sich letztlich in Kapitel VIII der NSS, in der 
die "Entwicklung einer Agenda für die Zusammenarbeit mit anderen wichtigen Machtzentren der Welt" skiz-
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ziert wird. Dort werden neben den Großmächten und einigen besonders treuen Verbündeten wie Japan, Südko-
rea und Australien, vier internationale Organisationen, die NATO, die EU, die ASEAN und die APEC, nicht 
jedoch die UNO genannt. 

Es bleibt festzustellen, dass die NSS sich nicht nur nicht dem UN-Völkerrecht unterzuordnen gedenkt, sondern 
dass sie vielmehr auf deren Ablösung durch eine US-amerikanische Weltordnung abzielt. 

Wie die konzeptionelle Reaktion der EU ausschaut, zeigt im Folgenden die Analyse der Europäischen Sicher-
heitsstrategie. 

 
Die Europäische Sicherheitsstrategie 

Die Europäische Union gab sich im Dezember 2003 eine eigene Europäische Sicherheitsstrategie (ESS). Da die 
EU selbst eine regionale Organisation auf der Grundlage völkerrechtlicher Verträge darstellt, und sie zugleich 
der am stärksten verrechtlichte Raum der Welt mit bisweilen supranationalen Strukturen ist, weiß sie um die 
Relevanz implementierter – kurzum gelebter - Normen wie kein anderer Akteur. Angesichts dessen müsste die 
ESS im Besonderen Maße sich den UN-Normen und deren Umsetzung verpflichtet fühlen. 

Tatsächlich bekundet die ESS eine proaktive UN-Politik, in dem sie deren "Hauptverantwortung für die Wah-
rung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit" versichert. 

Obgleich die ESS keine Bereitschaft zeigt, der UNO Truppen unter UN-Befehl (UN-geführte Friedenserzwin-
gung) zur Verfügung zu stellen, um das formale UN-Gewaltmonopol auch materiell zu unterfüttern, so erklärt 
sie dennoch, die UNO in deren Kampf "gegen Bedrohungen des Friedens und der Sicherheit in der Welt" zu 
unterstützen. Hierbei unterstreicht sie auch ihr Pflichtgefühl, einer "verstärkten Unterstützung" der UNO bei 
"kurzfristigen Krisenbewältigungseinsätzen". Im Gegensatz zur NSS zielt die ESS nicht auf eine neue Weltord-
nung durch Eliminierung der gegenwärtigen internationalen Rechtsordnung ab, sondern fordert die "Wahrung 
und Weiterentwicklung des Völkerrechts" im Einklang mit den neuen sicherheitspolitischen Herausforderun-
gen. 

Und exakt hier im Kontext der Handhabung der neuen sicherheitspolitischen Herausforderungen manifestieren 
sich Schnittmengen zwischen der ESS und der NSS: Die präventive Kriegsführung. Die ESS fordert die Ent-
wicklung einer "Strategie-Kultur (..), die ein frühzeitiges, rasches und wenn nötig robustes Eingreifen fördert". 
Die Gefahren von Proliferation von Massenvernichtungswaffen sowie "humanitäre Krisen" können durch "prä-
ventives Engagement" reduziert werden. 

Allerdings kollidiert die Forderung nach präventiven militärischen Operationen zwecks Eindämmung neuer 
sicherheitspolitischer Gefahren mit der Selbstverpflichtung der "Wahrung des Völkerrechts". Denn gemäß Art. 
51 UN-Charta stellt die militärische Prävention kein Bestandteil des "naturgegebenen Rechts zur Selbstvertei-
digung" dar, sondern fällt unter die Kategorie des absoluten Gewaltverbots (Art. 2 Abs. 4) und ist somit als 
klassischer Angriffkrieg zu klassifizieren. Dem Selbstverteidigungsbegriff der UN-Charta liegt ein restriktives 
territorialgebundenes Verständnis zu Grunde. Dieses wird jedoch von der ESS gleichsam der NSS mit Verweis 
auf die besondere Qualität der neuen sicherheitspolitischen Risiken unterminiert: "Bei den neuen Bedrohungen 
wird die erste Verteidigungslinie oftmals im Ausland liegen". 

Die ESS versucht diesen Widerspruch offensichtlich mit Verweis auf die Notwendigkeit "dass das Recht mit 
Entwicklungen wie Proliferation, Terrorismus und globaler Erwärmung Schritt" halten müsse aufzulösen. Hier-
bei "übersehen" die Autoren der ESS, dass auf diese Weise das UN-Gewaltmonopol ungeachtet aller UN-treue 
Bekundungen nicht nur faktisch, sondern auch formal ausgehebelt wird. 

 
Fazit 

Angesichts der diskutierten Fälle wird deutlich, dass der Westen bislang sein eigenes Projekt der kollektiven 
Sicherheit in Form eines globales Sicherheitskollektiv selbst im Wesentlichen verhindert. Weder in dem "Stra-
tegischen Konzept Des Bündnisses" noch in den Doktrinen wurden außer Lippenbekenntnissen der wirkliche 
Wille erkennbar, sich dem UN-System bedingungslos zu unterwerfen. Rhetorisch geschickt verpackte Formu-
lierungen verbergen unilaterale Hintertürchen. Die allenthalben zu vernehmende Kritik an der mangelnden 
Funktionalität und Effizienz der UNO ist nicht ihr eigenes Versäumnis, da sie kein selbstständiger Akteur ist. 
Es ist eindeutig der fehlende Wille der sie tragenden relevanten Akteure, ihr die erforderlichen und Entschei-
dungskompetenzen zu verleihen. Darüber hinaus stellt die Kritik der Großmächte an der mangelnden Funktio-
nalität der UNO einen Versuch dar, ihre unilateralen Maßnahmen als notwendige Ersatzmechanismen zu legi-
timieren. Vor diesem Hintergrund stellen die Reformbemühungen der UNO mit dem Ziel der Herbeiführung 
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effektiverer Strukturen und erweiterter Kompetenzen zwecks einer gerechteren Weltordnung, bestenfalls 
Wunschdenken dar. 

Schlimmstenfalls dienen die Reformen dazu, den Unilateralismus der Großmächte zu belohnen, in dem diese 
künftig über das multilaterale Instrument ihren Handlungsspielraum (Stichwort: wachsendes Interventions-
spektrum) auch mit Unterstützung der UNO erweitern können. Sollte das internationale Recht angesichts der 
neuen sicherheitspolitischen Risiken, wie von der "ESS" unter Berücksichtigung des Präventivinstituts gefor-
dert, "modernisiert" werden, so liefe dies auf ein Ermächtigungsgesetz zur "weltweiten präventiven Selbstver-
teidigung" hinaus. Auf diese Weise würde das ius ad bellum, welches als Nicht-Selbstverteidigungsvariante 
ausschließlich dem UN-Sicherheitsrat vorbehalten ist, wieder zu den Nationalstaaten zurückkehren, was un-
zweifelhaft einen zivilisatorischen Rückschritt bedeutete. 

 

 

 

 

 

 

TAZ – Kommentar, 05. September 2005 

 

Streumunition: Die Bundeswehr hält sich ein  
Hintertürchen offen - Warten auf moderneren Ersatz 

Otfried Nassauer 

Der Vorsatz ist lobenswert: Die Bundeswehr will ihre Streumunition schritt-
weise ausmustern. Dann jedenfalls, wenn sich das Material nicht mit mindes-
tens 99-prozentiger Wahrscheinlichkeit kurz nach dem Auftreffen selbst zer-
legt. Wie Landminen könnte sie sonst noch lange nach einem Krieg als tödliche 
Gefahr auf menschliche Opfer lauern. Dazu ist das Militär bereit - im Prinzip. 

Erinnern wir uns: Als die Grünen im Frühsommer beim Raketenabwehrsystem 
Meads einknickten, wurde ihnen zugesagt, dass Minen und Streumunitionen beschleunigt außer Dienst gestellt 
würden. Die Submunitionen für den Tornado 2013-15, wenn die letzten dieser Jagdbomber ausgemustert wer-
den. Zudem soll der Bestand an Panzerabwehrminen bis 2010 halbiert werden. Probleme hat der Bund mit sei-
nem Raketenwerfer "Mars". Dessen M26-Raketen tragen Streumunition vom Typ M77. Dank ihrer sehr hohe 
Fehlerquote sind sie ein Musterbeispiel dafür, warum der Einsatz von Streumunition begrenzt wird. Nach den 
neuen Regeln dürfte das Militär diese Raketen überhaupt nicht mehr einsetzen. Deshalb sind sie auch "für den 
Einsatz zunächst nicht mehr vorgesehen". Zunächst? Da wird eine Hintertür offen gehalten. 

Da zu den Einsätzen der Bundeswehr auch solche "hoher Intensität" im Rahmen der Nato gehören, kann "zur-
zeit auf die Möglichkeit eines Einsatzes von Streumunition" nicht verzichtet werden. Schließlich kann man 
einen Raketenwerfer nicht ohne Ladung einsetzen. Die Suche nach Ersatz geht in zwei Richtungen. Ab 2009 
will der Bund eine neue Rakete mit größerer Reichweite und neuen "Smart"-Submunitionen beschaffen. Die 
sollen eine Fehlerquote von weniger als einem Prozent haben. Ersatz wird aber auch für die M26-Rakete mit 
ihren M77-Munitionen gesucht. Kann deren Fehlerquote gesenkt werden? Noch grübelt das Militär. Der Grund 
ist einfach: Abgerüstet wird nur, wenn Waffen nicht mehr benötigt werden oder modernerer Ersatz gefunden 
ist. Trotz aller guten Vorsätze. 
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Streitkräfte und Strategien - NDR info, 23. September 2005 

 

Diplomatisches Fingerhakeln auf hohem Niveau 
Der Streit um das iranischeAtomprogramm 

Otfried Nassauer 

Es scheint, als rasten zwei Schnellzüge aufeinander zu. Keiner der Lokführer 
will als erster bremsen. Keiner scheint zu bemerken, dass die Strecke, auf der 
sie fahren, nur eingleisig ist. Diesen Eindruck erwecken derzeit der Iran und 
seine europäischen Verhandlungspartner beim Streit über das iranische Atom-
programm. Der eskaliert. Beide Seiten beharren auf ihren Grundpositionen. 
Nachgeben will keiner. Und das, obwohl beide, die EU und der Iran, nur von 

einer Verhandlungslösung profitieren können. 

Dabei hatte alles mit guten Vorsätzen begonnen. Seit November 2003 suchen der Iran und die so genannten EU 
3, also Deutschland, Großbritannien und Frankreich, nach der Lösung für ein komplexes Problem: Der Iran 
möchte die Atomenergie nutzen und einen offenen nuklearen Brennstoffkreislauf aufbauen. Er will Uran im 
eigenen Land fördern, umwandeln, anreichern und zu Brennelementen verarbeiten und künftig in Leichtwasser-
reaktoren Strom erzeugen. Mit einem Schwerwasserforschungsreaktor möchte Teheran den Einstieg in eine 
zweite Reaktortechnologie erproben. All das darf der Iran. Der Atomwaffensperrvertrag gibt ihm das Recht 
dazu. Genauso wie Deutschland, das – trotz Atomausstiegs – noch immer ein viel umfassenderes ziviles Atom-
programm betreibt als der Iran es plant. 

Die europäischen Staaten jedoch wollen, dass der Iran auf alle atomaren Aktivitäten verbindlich verzichtet, die 
über den Betrieb von Leichtwasserreaktoren zur Energieerzeugung und Forschung hinausgehen. Nukleare 
Brennstäbe soll er im Ausland einkaufen und dorthin zurückgeben, wenn sie abgebrannt sind. Der Iran soll also 
wesentliche Teile des Rechts aufgeben, die Kerntechnik zivil zu nutzen. Er soll sich vertraglich verpflichten, 
nie aus dem Atomwaffensperrvertrag auszusteigen. Dies soll in rechtlich verbindlicher Form geschehen – als 
freiwillige, vertrauensbildende Maßnahme. Teheran soll sich auf einen einseitigen Souveränitätsverzicht einlas-
sen, zu dem bislang kein anderer Staat aufgefordert wurde. 

Die Gründe für diese weitgehenden Forderungen sind vielfältig. Erstens glauben die Europäer, dass der Iran 
seine Atomanlagen auch nutzen will, um die Fähigkeit zu erlangen, Atomwaffen herzustellen. Die Kerntechnik 
ist doppelt verwendbar, zivil und militärisch. Mit Anreicherungsanlagen kann Uran für Reaktoren, aber auch 
für Bomben gewonnen werden. Reaktoren produzieren Plutonium – Reaktor- oder Waffenplutonium. Auch das 
kann für atomare Waffen genutzt werden. Zweitens sind Israel und die USA der festen Überzeugung, dass der 
Bau atomarer Waffen das eigentliche Ziel des iranischen Atomprogramms ist. Beide wollen mit dem Iran nicht 
verhandeln. Sie drohen mit einem notfalls militärischen Vorgehen. Das möchte die EU verhindern und zeigen, 
dass die Weiterverbreitung atomarer Waffen auch mit nicht-militärischen Mitteln effektiv und "wasserdicht" 
unterbunden werden kann – so wie es sich die EU in ihrer Europäischen Strategie vorgenommen hat. Drittens 
hat der Iran seine vertraglichen Informationsverpflichtungen gegenüber der Internationalen Atomenergiebehör-
de (IAEO) nicht immer voll erfüllt. Er hat sich verdächtig gemacht, als er heimlich Technik für sein Atompro-
gramm über pakistanische Wissenschaftler und ausländische Lieferanten einkaufte. Schließlich entwickelt sich 
der Streit um das Atomprogramm des Irans viertens zu einem Muster- und Präzedenzfall. Die letzten 15 Jahre 
haben gezeigt, dass das nukleare Nichtverbreitungsregime Lücken hat, die es nicht-nuklearen Mitgliedern des 
Atomwaffensperrvertrages erlauben, sich recht nahe an den Atomwaffenbesitz sprichwörtlich "heranzurobben". 
IAEO-Inspektoren stießen im Irak auf ein geheimes Atomprogramm. Nordkorea brach 2003 aus dem Vertrag 
aus und behauptete kurz darauf, Atomwaffen zu besitzen. Ein solcher Fall soll sich nicht wiederholen. Das 
Nuklearprogramm des Irans soll früh weitgehend und absolut ausbruchssicher eingedämmt werden. 

Ehrenwerte Motive – doch die Forderungen, die Europa daraus ableitet, sind für den Iran inakzeptabel. Teheran 
pocht auf sein Recht zur zivilen Nutzung der Atomenergie. Ein Verzicht auf die als modern betrachtete Technik 
kommt nicht infrage. Als regionale Mittelmacht will der Iran sich nicht auf einen einseitigen Souveränitätsver-
zicht einlassen und besteht auf einer Gleichbehandlung mit allen anderen Staaten. 

Schon seit Wochen eskaliert der Streit. Zunächst nahm der Iran die Umwandlung von Uran in Uranhexafluorid 
wieder auf, weil die EU neue Verhandlungsvorschläge verspätet fertig stellte. Dann lehnte die EU weitere Ver-
handlungen ab, weil der Iran damit seine Verpflichtungen gegenüber der EU gebrochen hatte. Der Iran wieder-
um lehnte die EU-Verhandlungsvorschläge als beleidigend ab. Die EU drohte daraufhin, den "Fall Iran" vor 
den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu bringen, der im Gegensatz zur IAEO Sanktionen oder sogar mili-
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tärische Aktionen gegen den Iran legitimieren könnte. Der neue konservative iranische Präsident Ahmadined-
schad konterte vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen mit einem Angriff auf die westliche Nicht-
verbreitungspolitik, die auf "nukleare Apartheid" ziele. Als etliche Staaten, darunter Indien, China, Russland 
und Brasilien andeuteten, sie seien gegen eine Überweisung an den UN-Sicherheitsrat, spielte die EU öffentlich 
mit der Möglichkeit, die IAEO könne notfalls auch mit einfacher Mehrheit Beschlüsse fassen. Es gebe keine 
Verpflichtung zur bislang üblichen Einstimmigkeit. Der Iran wiederum drohte laut und deutlich mit Gegen-
maßnahmen. 

Von der Sache her muss die rasche Eskalation der letzten Wochen trotzdem verwundern. Denn die Fachleute 
sind sich einig: Der Iran wird wohl noch 10 Jahre benötigen, bis er wirklich Atomwaffen bauen kann. Die Zeit 
wird also nicht knapp. Auch können weder der Iran noch die EU ein Interesse daran haben, dass der Streit im 
Sicherheitsrat ausgetragen wird. Die EU-Staaten lehnen eine militärische Lösung ab. Sie können also auch kein 
Interesse daran haben, dass Washington nach langen, ergebnislosen Diskussionen im Sicherheitsrat wie im 
Falle des Iraks ohne UN-Mandat handelt. Es ist den Europäern auch nicht daran gelegen, den Streit mit dem 
Iran nur noch dann deeskalieren zu können, wenn Washington dies nicht mit seinem Veto verhindert. Für den 
Iran bedeutet eine Befassung des Sicherheitsrates, dass die Hürden vor einem militärischen Vorgehen kleiner 
werden. 

Fragen wir nach der Substanz des Streits: Der Iran betont immer wieder, dass er die Atomenergie nur zivil nut-
zen will. Atomwaffen, so Präsident Ahmadinedschad jüngst vor der UN-Vollversammlung, haben keinen Platz 
in der iranischen Sicherheitspolitik, sie seien sogar unislamisch. Der Streit in der IAEO, so die iranische Sicht, 
wird vom Westen politisiert, wo es gelte, letzte technische Fragen aufzuklären. Eine genauere Betrachtung 
zeigt, dass der Iran in diesem Punkt recht hat: Hieb und stichfeste Beweise dafür, dass Teheran seine Atom-
technik militärisch nutzen will, hat niemand: Weder die EU noch die USA und auch nicht die IAEO, die das 
iranische Atomprogramm mittlerweile mit etlichen Inspektionen unter die Lupe genommen hat. Im Gegenteil: 
Die Inspektoren konnten viele Fragen klären, etliche Verdachtpunkte ausräumen. Andere bleiben, weil die IA-
EO sie noch nicht vollständig überprüfen konnte. Und vorher will die IAEO den Iran nicht von den westlichen 
Vorwürfen freisprechen. Der Westen aber sagt: Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht. Der Iran soll beweisen, 
dass er kein militärisches Atomprogramm verfolgt. Doch niemand kann beweisen, dass es etwas nicht gibt. Die 
logikwidrige Umkehr der Beweislast hat taktische Vorteile. Der Verdacht des Westens muss nicht bewiesen 
werden. Es reicht, dass ungeklärte Fragen existieren. Da niemand mit hundertprozentiger Sicherheit ausschlie-
ßen kann, dass es im Iran geheime Atomanlagen gibt, reicht die "gefühlte" Weiterverbreitung, die geglaubte 
Absicht, der Iran habe militärische Ziele. 

Wo also liegen Lösungsmöglichkeiten? Die Europäer und der Iran müssen sich darüber klar werden, dass sie 
Zeit und gemeinsame Interessen haben, den Streit durch Verhandlungen zu lösen. Die Europäer sollten den Iran 
beim Wort nehmen. Wenn er seine Atomtechnik ausschließlich zivil nutzen will, dann muss auch ihm daran 
gelegen sein, das Nichtverbreitungsregime so zu verbessern, dass ein "zweites Nordkorea" unmöglich wird. Der 
Streit um das Atomprogramm bietet dem Iran die Chance mitzuarbeiten, dieses Regime zu verbessern. Es gibt 
Anzeichen, dass der Iran bereit sein könnte, diese Chance zu nutzen. Vor der UNO machte Teheran den Vor-
schlag, seine besonders umstrittene Urananreicherung für die Beteiligung anderer Staaten zu öffnen, also zu 
multilateralisieren. Multinationale kerntechnische Anlagen können einen militärischen Missbrauch deutlich 
erschweren, vor allem, wenn sie nicht auf dem Territorium der Staaten liegen, die sie nutzen. Zudem haben sich 
die Rahmenbedingungen für die EU-Verhandlungen mit dem Iran in diesem Monat verbessert: Am 19. Sep-
tember hat Nordkorea von Washington wirtschaftliche und sicherheitspolitische Zusagen für den Fall bekom-
men, dass Pjöngjang dem Atomwaffensperrvertrag wieder beitritt und IAEO-Inspektionen zulässt. Seit diesem 
Tag können die USA von der EU nicht mehr eine Verhandlungslösung mit dem Iran fordern, bei der lediglich 
Teheran verbindliche Zugeständnisse machen muss, der Westen aber auf ernsthafte Gegenleistungen verzichtet. 
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Analyse, Oktober 2005 

 
Primat des Gewissens 
Jürgen Rose 

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig rüffelt die rot-grüne Bundesre-
gierung wegen der Unterstützung des Irak-Krieges. Und bricht eine Lanze 
für den gewissenhaften »Staatsbürger in Uniform«. 

Soweit bekannt, handelt es sich bei dem Bundeswehrmajor Florian Pfaff um 
den einzigen Soldaten in den gesamten deutschen Streitkräften, der den Mut 
aufgebracht hat, sich Befehlen zu widersetzen, durch deren Ausführung er sich 
wissentlich an dem von den USA und Großbritannien angezettelten Angriffs-
krieg gegen den Irak – der renommierte Rechtsphilosoph Reinhard Merkel 
hatte diesen als "völkerrechtliches Verbrechen"[1] gebrandmarkt –, beteiligt 

hätte. Mit einer durchaus spektakulär zu nennenden Urteilsbegründung sprach ihn im Sommer dieses Jahres der 
2. Wehrdienstsenat des Bundesverwaltungsgerichts Leipzig von dem schwerwiegenden Vorwurf der Gehor-
samsverweigerung frei. Kernsätze der nun vorliegenden ausführlichen Urteilsbegründung lauten:  

Der Soldat musste nicht damit rechnen, dass die an Recht und Gesetz (Art. 20 Abs. 3 GG) und damit auch an 
das geltende Völkerrecht gebundene Regierung der Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang mit einem 
Krieg, gegen den gravierende völkerrechtliche Bedenken bestehen, militärische Unterstützungsleistungen zu-
gunsten der USA und ihrer Verbündeten beschließen und erbringen würde und dass in diesem Kontext des Irak-
Krieges die nicht auszuschließende Möglichkeit bestand, dass er mit seiner konkreten dienstlichen Tätigkeit in 
solche Unterstützungshandlungen verstrickt würde.[2] 

Auf dieser Grundlage formulierte der Soldat für sich die Schlussfolgerung, er sei ‚nicht nur rechtlich, sondern 
auch moralisch verpflichtet, nach Kräften passiv und aktiv für die Wiederherstellung des Rechts und eine Be-
endigung der Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an der mörderischen Besetzung des Irak durch die 
USA (und andere) einzutreten‘. Der daraus resultierende Gewissenskonflikt ist in sich schlüssig und damit 
nachvollziehbar.[3] 

Aufgrund des Ergebnisses der Berufungshauptverhandlung steht zur vollen Überzeugung des Senats des Weite-
ren fest, dass die vom Soldaten geltend gemachte Gewissensentscheidung an den Kategorien von "Gut" und 
"Böse" orientiert und von der erforderlichen Ernsthaftigkeit, Tiefe und Unabdingbarkeit des für ihn ethisch 
Gebotenen geprägt war, so dass er dagegen nicht ohne ernste Gewissensnot handeln konnte.[4] 

Der Soldat hat hier die ihm erteilten beiden Befehle nicht ausgeführt, die er aus verfassungsrechtlichen Grün-
den nicht auszuführen brauchte, weil er aufgrund der Schutzwirkung des Grundrechts der Freiheit des Gewis-
sens (Art. 4 Abs. 1 GG) einen Anspruch darauf hatte, dass ihm durch seine zuständigen Vorgesetzten eine ge-
wissenschonende Handlungsalternative zur Verfügung gestellt wird. Da er berechtigt war, gegenüber den kon-
kret in Rede stehenden beiden Befehlen den Gehorsam zu verweigern, konnte er insoweit auch nicht die Pflicht 
zur gewissenhaften Dienstleistung verletzen.[5] 

Sein Verhalten lässt im Übrigen keinerlei Rückschlüsse auf ein mangelhaftes und unzureichendes Pflichtenver-
ständnis oder auf eine fehlende Gesetzes- und Rechtstreue zu.[6] 

Was aber bildete den Anlass für Pfaffs Husarenritt durch alle Instanzen der Wehrgerichtsbarkeit? Entscheidend 
war der Beschluss der Bundesregierung, die Protagonisten des völkerrechtswidrigen Angriffskrieges gegen den 
Irak getreu Gerhard Schröders Parole von der »Enttabuisierung des Militärischen« bei der Ausführung ihres 
Unrechtsaktes tatkräftig zu unterstützen – notabene nachdem Washington ordnungsgemäß in Berlin angefragt 
hatte.[7] Zwar übte sie sich danach öffentlich in Radikalkritik am US-Verbündeten und weigerte sich zugleich 
ostentativ, eigene Soldaten zu entsenden, um den irakischen Diktator von seinem Sockel in Bagdad zu stürzen. 
Nach denen hatte der imperiale Kriegsherr im Oval Office indes gar nicht gefragt. Vielmehr war es ihm um viel 
weniger spektakuläre, wohl aber umso essentiellere Hilfe zu tun. Denn ohne die offizielle Genehmigung aus 
Berlin für die Streitkräfte der Kriegskoalition, den deutschen Luftraum für Transport- und Bombenflüge zu 
durchqueren, die bundesrepublikanischen Verkehrswege zu Lande und zu Wasser zu befahren, die vielfältige 
Kommunikationsinfrastruktur hierzulande zu nutzen sowie in den militärischen Hauptquartieren und sonstigen 
Führungseinrichtungen von Deutschland aus den Angriffskrieg zu planen und zu leiten, wären die unrechtmä-
ßigen Machenschaften des Duos Bush und Blair wesentlich erschwert und behindert worden. Gerade an der so 
oft kritisierten Türkei war es, schulmäßig vorzuexerzieren, wie man auch im restlichen Europa hätte verfahren 
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müssen: nämlich der US-Militärmaschinerie die Nutzung des heimischen Territoriums für die völkerrechtswid-
rige Aggression zu verweigern. So aber wurde der deutschen Öffentlichkeit suggeriert, Berlin hielte sich strikt 
an völkerrechtliche Prinzipien und das eigene Grundgesetz, während tatsächlich das genaue Gegenteil der Fall 
war. Mehr noch: der Bundeswehr wurde befohlen, vor den hiesigen Kasernen der Aggressoren Wache zu 
schieben und so zum Handlanger des Völkerrechtsverbrechens zu mutieren.  

Einer derartigen Politik der Scheinheiligkeit ließ sich Bundeswehrmajor Pfaff nicht dienstbar machen. Seinen 
Vorgesetzten erklärte er klipp und klar, er werde keinerlei Befehlen nachkommen, durch deren Ausführung er 
sich der Mitwirkung an der "mörderischen Besetzung des Irak durch die USA (und andere)" [8]schuldig ma-
chen würde. Postwendend begannen daraufhin die Mühlen der Militärbürokratie zu mahlen: Von seinen Vorge-
setzten wurden Pfaff Konsequenzen angedroht. Vom militärischen Rechtsberater wurde er einer "abwegigen 
Rechtsauffassung" [9]bezichtigt und als zukünftiger "Held der Friedensbewegung" [10]verspottet (derselbe 
Advokat gab freilich später während der Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht in Leipzig zu Proto-
koll, ihm hätte die fachliche Kompetenz in völkerrechtlichen Fragen gefehlt![11]). Der Truppenarzt, bei dem 
Pfaff sich vorgestellt hatte, um sich bestätigen zu lassen, dass seine Perzeption und Bewertung des Irak-Krieges 
keiner übertriebenen Wahrnehmung entsprangen, ließ ihn umgehend zur stationären psychiatrischen Untersu-
chung in das Bundeswehrzentralkrankenhaus Koblenz verbringen. Gleichwohl erbrachten die einwöchigen, für 
ihn höchst unverständlichen medizinischen Untersuchungen, die er in der "Klapsmühle"[12] über sich ergehen 
lassen musste, keinen pathologischen Befund. Daraufhin wurde gegen Pfaff im April 2003 ein gerichtliches 
Disziplinarverfahren eingeleitet, in dem er durch die 1. Kammer des Truppendienstgerichts Nord eines Dienst-
vergehens[13] für schuldig befunden wurde. Überraschenderweise sahen die Richter jedoch von einer Entfer-
nung aus dem Dienstverhältnis ab und degradierten den Soldaten lediglich vom Major zum Hauptmann, da sie 
ihm ehrenhafte Motive[14] bei seiner Gehorsamsverweigerung zugebilligten. 

Gegen diese erstinstanzliche Entscheidung legten sowohl Anklage als auch Verteidigung Berufung beim Bun-
desverwaltungsgericht in Leipzig ein. Letztere, um einen Freispruch zu erreichen, der Wehrdisziplinaranwalt, 
weil er aufgrund "völliger Uneinsichtigkeit"[15] Pfaffs dessen Rausschmiss aus der Truppe erreichen wollte. 
Dieses Ansinnen scheiterte indes kläglich, denn am 21. Juni 2005 hob der 2. Wehrdienstsenat des Bundesver-
waltungsgerichts das Urteil der 1. Kammer des Truppendienstgerichts Nord auf, wies die Berufung des Wehr-
disziplinaranwalts als unbegründet zurück und sprach den Major Florian Pfaff frei – die Kosten das Verfahrens 
trägt der Bund. Mit ihrem Leipziger Urteilsspruch in der Causa Pfaff ist es den Bundesverwaltungsrichtern 
unbestreitbar gelungen, einen Meilenstein zu setzen, was die Sicherung demokratischer Grundrechte für den 
Staatsbürger in Uniform angeht, der sich in seinem täglichen Dienst einem strikt hierarchisch strukturierten 
militärischen Zwangs-, Disziplin- und Gewaltsystem zu unterwerfen hat.  

Aus der Analyse der umfangreichen schriftlichen Urteilsbegründung ragen vier Themenfelder hervor, denen 
sich die Richter sehr intensiv befassen. Zum einen wenden sie sich der strittigen Frage zu, was gemäß Grundge-
setz unter dem Terminus «Verteidigung» zu verstehen ist. Des weiteren nehmen sie eine völkerrechtliche Beur-
teilung des Irak-Krieges sowie der hierfür erbrachten Unterstützungsleistungen durch die Bundesrepublik 
Deutschland vor. Auch legt das Gericht umfassend die Grenzen der im Soldatengesetz niedergelegten Gehor-
samspflicht dar und begründet deren Verhältnis zur grundgesetzlich verbrieften Gewissensfreiheit. Und schließ-
lich legt es die prozeduralen Kriterien fest, nach denen im Sinne der »Inneren Führung« generell in Fällen zu 
verfahren ist, in welchen Soldaten in Gewissenskonflikte geraten sind und sich deshalb weigern, bestimmte 
Befehle auszuführen. 

Kaum Beachtung unter den Analysten des vorliegenden Urteils fand bislang, dass das Bundesverwaltungs-
gericht dort eindeutig, umfassend und zugleich erschöpfend klarstellt, wie der Verteidigungsbegriff des 
Grundgesetzes nach Art. 87a zu verstehen ist. Hierdurch füllt es eine Interpretationslücke, die das Bundesver-
fassungsgericht in seinem epochalen Urteil vom 12. Juli 1994 betreffend den Einsatz bewaffneter Streitkräfte 
im Rahmen eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit[16] ausdrücklich offen gelassen hatte. Damals 
hatten die Verfassungsrichter festgestellt: "Art. 87a GG steht der Anwendung des Art. 24 Abs. 2 GG als verfas-
sungsrechtliche Grundlage für den Einsatz bewaffneter Streitkräfte im Rahmen eines Systems gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit nicht entgegen. Nach Art. 87a Abs. 1 Satz 1 GG stellt der Bund ‚Streitkräfte zur Verteidi-
gung’ auf; nach Art. 87a Abs. 2 GG dürfen diese Streitkräfte ‚außer zur Verteidigung’ nur eingesetzt werden, 
soweit das Grundgesetz es ausdrücklich zulässt. Die mannigfachen Meinungsverschiedenheiten darüber, wie 
in diesem Zusammenhang die Begriffe der ‚Verteidigung’ und des ‚Einsatzes’ auszulegen sind, und ob Art. 
87a Abs. 2 GG als eine Vorschrift zu verstehen ist, die nur den Einsatz der Streitkräfte ‚nach innen’ regeln will, 
bedürfen in den vorliegenden Verfahren keiner Entscheidung. Denn wie immer dies zu beantworten sein 
mag, jedenfalls wird durch Art. 87a GG der Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte im Rahmen eines Sys-
tems gegenseitiger kollektiver Sicherheit, dem die Bundesrepublik Deutschland gemäß Art. 24 Abs. 2 GG bei-
getreten ist, nicht ausgeschlossen."[17]  
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Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig folgt dieser verfassungsrechtlichen Grundsatzentscheidung, indem es 
konstatiert: "Die primäre Aufgabe der Bundeswehr ergibt sich dabei aus Art. 87a Abs. 1 GG, wonach der Bund 
Streitkräfte ‚zur Verteidigung’ aufstellt."[18] Nach Auffassung der Richter ist damit zum einen der "Verteidi-
gungsfall" nach Art. 115a GG gemeint, i. e. eine Situation, in der das "Bundesgebiet mit Waffengewalt ange-
griffen wird oder ein solcher Angriff unmittelbar droht". Der entscheidende Passus hinsichtlich der Reichweite 
des Verteidigungsbegriffs im Grundgesetz folgt unmittelbar: "Da der Normtext des Art. 87a Abs. 1 und 2 GG 
von ‚Verteidigung’, jedoch - anders als die zunächst vorgeschlagene Fassung - nicht von ‚Landesverteidi-
gung’ spricht und da zudem der verfassungsändernde Gesetzgeber bei Verabschiedung der Regelung im Jahre 
1968 auch einen Einsatz im Rahmen eines NATO-Bündnisfalles als verfassungsrechtlich zulässig ansah, ist 
davon auszugehen, dass ‚Verteidigung’ alles das umfassen soll, was nach dem geltenden Völkerrecht zum 
Selbstverteidigungsrecht nach Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen (UN-Charta), der die Bundesrepu-
blik Deutschland wirksam beigetreten ist, zu rechnen ist[19]." Höchstrichterlich widerlegt ist hiermit die in der 
sicherheitspolitischen Diskussion häufig vorgetragene Auffassung, das Grundgesetz begrenze den Einsatz der 
Bundeswehr auf die Verteidigung des Territoriums der Bundesrepublik Deutschland sowie des NATO-
Vertragsgebiets. Stattdessen definieren die Bundesverwaltungsrichter einen weiten Verteidigungsbegriff, der 
alles umfasst, was die UN-Charta erlaubt, zugleich beschränken sie jenen aber eben auch strikt auf deren Be-
stimmungen. Denn, so die Richter, "Art. 51 UN-Charta gewährleistet und begrenzt in diesem Artikel für jeden 
Staat das - auch völkergewohnheitsrechtlich allgemein anerkannte - Recht zur ‚individuellen’ und zur ‚kollekti-
ven Selbstverteidigung’ gegen einen ‚bewaffneten Angriff’, wobei das Recht zur ‚kollektiven Selbstverteidigung’ 
den Einsatz von militärischer Gewalt - über den Verteidigungsbegriff des Art. 115a GG hinausgehend - auch 
im Wege einer erbetenen Nothilfe zugunsten eines von einem Dritten angegriffenen Staates zulässt (z. B. 
‚Bündnisfall’). Der Einsatz der Bundeswehr ‚zur Verteidigung’ ist mithin stets nur als Abwehr gegen einen 
‚militärischen Angriff’ (‚armed attack’ nach Art. 51 UN-Charta) erlaubt, jedoch nicht zur Verfolgung, Durch-
setzung und Sicherung ökonomischer oder politischer Interessen."[20] Vollständigkeitshalber verweist das 
Bundesverwaltungsgericht darüber hinaus auf die Zulässigkeit des Streitkräfteeinsatzes auf Grundlage von Art. 
87a Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 4 GG, von Art. 35 Abs. 2 und 3 GG sowie von Art. 24 Abs. 2 GG.[21] 

Von Beobachtern mit einer gewissen Spannung erwartet worden war die völkerrechtliche Beurteilung des Irak-
Kriegs durch die Bundesverwaltungsrichter. Wer diesbezüglich gehofft hatte, das Bundesverwaltungsgericht 
würde den Irak-Krieg eindeutig als völkerrechts- und verfassungswidrig brandmarken und dem Soldaten Pfaff 
bescheinigen, er wäre zur Gehorsamsverweigerung gemäß Soldatengesetz (§ 11)[22] und Wehrstrafgesetz (§ 
5)[23] verpflichtet gewesen, mag enttäuscht sein. Dazu besteht indes kein Anlass. Denn mit einer solchen Ent-
scheidung hätte das Gericht lediglich die bestehende Rechtslage bestätigt und den Handlungsspielraum von 
Soldaten zur Gehorsamsverweigerung einzig auf die Fälle eingeschränkt, wo die Völkerrechtswidrigkeit eines 
Krieges für jedermann eindeutig erkennbar und unumstritten wäre.  

Mit der nun getroffenen Entscheidung aber erweitern die Richter den Ermessensspielraum diesbezüglich erheb-
lich, nämlich bereits auf all die Fälle, wo auch nur Zweifel an der Rechtmäßigkeit einer militärischen Interven-
tion bestehen.[24] Wenn in einem solchen Fall ein Soldat in einen Gewissenskonflikt gerät und diesen ernsthaft 
und glaubwürdig darlegen kann, braucht er Befehlen nicht zu gehorchen, durch deren Ausführung er in jene 
Aktionen innerhalb rechtlicher Grauzonen verwickelt würde. Mit dieser Rechtsprechung nimmt das Bundes-
verwaltungsgericht im Hinblick auf die Legalität bewaffneter Einsätze der Bundeswehr de facto eine Beweis-
lastumkehr vor: Nicht der Soldat muss –gegebenenfalls in einem Gerichtsverfahren – beweisen, dass seine Ge-
horsamsverweigerung rechtlich geboten war, sondern zuallererst muss die Bundesregierung den von ihr in den 
Kampf entsandten "Staatsbürgern in Uniform" darlegen, dass der diesen erteilte Auftrag den Normen des Völ-
kerrechts und der Verfassung entspricht. Konkludent postulieren die Richter in diesem Kontext: "Notwendig ist 
in einem solchen Konfliktfall eine möglichst vollständige Information des Soldaten über die konflikt-relevanten 
Tatsachen, vor allem die vom Soldaten befürchteten tatsächlichen Auswirkungen der befohlenen Dienstleistung 
sowie die Konsequenzen einer Nichtausführung des Befehls für die Streitkräfte oder sonstige Schutzgüter. Dazu 
gehört ferner insbesondere auch eine möglichst objektive Unterrichtung aller Beteiligten über die maßgebliche 
Rechtslage. Diese Unterrichtung muss sich - grundrechtskonform - daran orientieren, wie ein gegebenenfalls 
mit der Frage befasstes rechtsstaatliches Gericht die Sache voraussichtlich beurteilen würde."[25]  

Die rechtlichen Hürden für den Einsatz bewaffneter Streitkräfte legt das Gericht sehr hoch, indem es nämlich 
die Zulässigkeit militärischer Gewaltanwendung strikt auf die in der UN-Charta vorgesehenen Fälle (Kap. VII 
und Art. 51) begrenzt: "Ein Staat, der sich – aus welchen Gründen auch immer – ohne einen solchen Rechtfer-
tigungsgrund über das völkerrechtliche Gewaltverbot der UN-Charta hinwegsetzt und zur militärischen Gewalt 
greift, handelt völkerrechtswidrig. Er begeht eine militärische Aggression."[26] Und, so das Gericht weiter im 
Hinblick auf die deutschen Unterstützungsleistungen für das angloamerikanische Völkerrechtsverbrechen am 
Golf: "Eine Beihilfe zu einem völkerrechtlichen Delikt ist selbst ein völkerrechtliches Delikt."[27] Gerade im 
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Hinblick auf die in ständiger Einsatzbereitschaft gehaltenen Interventionsstreitkräfte der NATO (NATO Res-
ponse Force – NRF) und Europäischen Union (EU Battle Group), die erklärtermaßen gegebenenfalls auch ohne 
Mandat des UN-Sicherheitsrates innerhalb weniger Tage weltweit zum Einsatz kommen sollen, dürfte dies für 
die Zukunft interessante Implikationen aufwerfen, wenn nämlich Angehörige dieser Truppenverbände in einem 
solchen Fall ihr Gewissen entdecken.  

Darüber hinaus legen die Bundesverwaltungsrichter konzis die Bestimmungen des V. Haager Abkommen von 
1907 dar[28], wo die Pflicht eines nicht an einem bewaffneten Konflikt zwischen anderen Staaten beteiligten 
Staates zur Neutralität kodifiziert ist. Das in der Debatte um den Irak-Krieg kaum je erwähnte völkerrechtliche 
Abkommen, welches allerdings bereits 1992 Eingang in die vom Bundesministerium der Verteidigung erlasse-
ne Zentrale Dienstvorschrift 15/2 gefunden hatte, birgt Implikationen, die im Rückblick auf die Geschehnisse 
des Jahres 2003 nachgerade atemberaubend erscheinen:  

Die Bundesrepublik Deutschland hätte sich allenfalls auf der Seite des Opfers – also des Iraks – an dem militä-
rischen Konflikt beteiligen dürfen, keinesfalls an der Seite des Aggressors USA.[29] 

Da sie dies nicht getan hat, war sie zur Neutralität verpflichtet und durfte auf ihrem Territorium keine der Kon-
fliktparteien unterstützen.[30] 

Verboten war deshalb die Nutzung deutschen Territoriums (inklusive des Luftraums darüber) für Truppen- und 
Versorgungstransporte jeder Art sowie die Nutzung jeglicher auf deutschem Boden befindlichen Kommunika-
tions- und Führungsinfrastruktur durch die kriegführenden Streitkräfte.[31] 

Die Bundesrepublik Deutschland wäre verpflichtet gewesen, aktiv gegen jede Neutralitätsverletzung tätig zu 
werden, um diese zurückzuweisen – notfalls mit Gewalt.[32] 

Die amerikanischen und britischen Streitkräfte, die sich in Deutschland befanden, hätten daran gehindert wer-
den müssen, an den Kampfhandlungen im Irak teilzunehmen; nach Beginn des Krieges hätten sie interniert 
werden müssen.[33] 

Aus dem Irak-Krieg zurückkehrende Soldaten der Verbündeten, die sich aktiv an Kampfhandlungen beteiligt 
hatten, hätten verhaftet werden müssen.[34] 

Aus ihrer Analyse der Völkerrechtslage leiten die Leipziger Richter "gravierende völkerrechtliche Bedenken" 
sowohl gegen den Irak-Krieg selbst als auch gegen die hierfür erbrachten Unterstützungsleistungen durch die 
Bundesrepublik Deutschland ab.[35]  

Aufgrund dieser Sachlage einerseits, den im Urteil umfassend und grundsätzlich dargelegten Grenzen des Ge-
horsams[36] andererseits, war es dem Gericht möglich, die ernsthafte Gewissensnot des Majors Pfaff nachzu-
vollziehen und vorbehaltlos anzuerkennen[37]. Denn eine – im vorliegenden Fall die entscheidende – Ein-
schränkung der soldatischen Gehorsamspflicht liegt darin, dass ein militärischer Befehl für einen Untergebenen 
unverbindlich ist und daher von ihm nicht befolgt zu werden braucht, "wenn ihm die Ausführung nach Abwä-
gung aller maßgeblichen Umstände nicht zugemutet werden kann."[38] Für den Soldaten Pfaff aber war es 
unzumutbar, die ihm erteilten Befehle auszuführen, weil für ihn hieraus die ernsthafte Möglichkeit entsprang, 
einen kausalen Beitrag zur Unterstützung und Förderung des Krieges der USA und ihrer Verbündeten gegen 
den Irak – gegen den gravierende völkerrechtliche Bedenken bestanden – zu leisten. Durch die potentielle Ver-
strickung in den seiner Auffassung nach völkerrechts- und verfassungswidrigen Angriffskrieg geriet Pfaff in 
einen ernsten Gewissenskonflikt. Weil indes in solchen Konfliktsituationen die nach Art. 4, 1 Grundgesetz 
garantierte Gewissensfreiheit[39] absoluten Vorrang – auch vor der Funktionstüchtigkeit und Einsatzbereit-
schaft der Bundeswehr – hat, durfte er den Gehorsam verweigern, denn wie die Richter in aller Schärfe konsta-
tieren: "Das Grundgesetz normiert ... eine Bindung der Streitkräfte an die Grundrechte, nicht jedoch eine Bin-
dung der Grundrechte an die Entscheidungen und Bedarfslagen der Streitkräfte."[40] Dies gilt nicht nur im 
Frieden, sondern "[s]elbst im Verteidigungsfall ist die Bindung der Streitkräfte an die Grundrechte (Art. 1 Abs. 
3 GG) sowie an ‚Gesetz und Recht’ (Art. 20 Abs. 3 GG) gerade nicht aufgehoben."[41] Diesen verfassungs-
rechtlichen Imperativ hatte das Bundesverwaltungsgericht im übrigen bereits mehrfach im Laufe einer fünf-
unddreißigjährigen ständigen Rechtsprechung bekräftigt[42], so zum Beispiel 1992, wo es im Kontext des 
Streits um die nukleare Abschreckung Soldaten das Recht auf situative Gehorsamsverweigerung aus Gewis-
sensgründen konzediert: "Da ... dem Grundrecht der Freiheit des Gewissens nach Art. 4 Abs. 1 GG gegenüber 
einem Befehl das größer Gewicht zukommen kann mit der Folge, dass der Befehl unverbindlich ist (...), kann 
ein Soldat selbst seine Einstellung zum Einsatz bewaffneter Macht mit bestimmten Mitteln zu einem konkreten 
politischen oder militärischen Zweck überdenken und sich insbesondere damit auseinander setzen, welche per-
sönliche Gewissensentscheidung er situationsbedingt treffen würde, falls ihm etwa befohlen werden sollte, an 
einem Einsatz von ABC-Waffen mitzuwirken."[43]  
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Für den in der Bundeswehr so häufig zitierten Primat der Politik heißt das, dass dieser lediglich innerhalb der 
Grenzen von Recht und Gesetz gilt, jenseits davon aber der Primat des Gewissens herrscht, denn so das Ge-
richt: "[I]m Konflikt zwischen Gewissen und Rechtspflicht [ist] die Freiheit des Gewissens ‚unverletzlich’ 
..."[44] Deshalb, folgerten die Richter, hätte Soldat Pfaff einen Rechtsanspruch auf Herstellung "praktischer 
Konkordanz"[45] zwischen der Beachtung seines unveräußerlichen Grundrechts auf Gewissensfreiheit einer-
seits und den Erfordernissen des militärischen Dienstbetriebes andererseits besessen. Konkret bedeutete dies, 
dass ihm seine zuständigen Vorgesetzten eine gewissenschonende Handlungsalternative hätten zur Verfügung 
stellen müssen[46]. Dabei muss, so die Richter, "[i]m Anwendungsbereich des Grundrechts der Gewissensfrei-
heit (Art. 4 Abs. 1 GG) ... angestrebt werden, den aufgetretenen Gewissenskonflikt unter Wahrung konkret fest-
stellbarer berechtigter Belange der Bundeswehr in einer Art und Weise zu mildern und zu lösen, die die nor-
mierte ‚Unverletzlichkeit’ der Freiheit des Gewissens nicht in Frage stellt, sondern gewährleistet."[47]  

Ohne die Konzeption der »Inneren Führung« konkret zu erwähnen, aber ganz in deren Geiste, fordert das Ge-
richt ein "ein konstruktives Mit- und Zusammenwirken beider Seiten"[48] und legt in diesem Zusammenhang 
die Pflichten der Akteure dar. Dabei kann "[v]om jeweiligen Soldaten ... erwartet werden, dass er seine Gewis-
sensnöte seinen zuständigen Vorgesetzten möglichst umgehend und nicht ‚zur Unzeit’ darlegt sowie auf bald-
möglichste faire Klärung der zugrunde liegenden Probleme dringt."[49] Andererseits sind die jeweiligen "mili-
tärischen Vorgesetzten gehalten, sich der vom Soldaten geltend gemachten Gewissensentscheidung zu stellen. 
Sie dürfen diese - schon im Hinblick auf ihre Fürsorgepflicht (§ 10 Abs. 3 SG) - weder negieren noch lächerlich 
machen oder gar unterdrücken."[50] Besondere Bedeutung im Hinblick auf die Erfüllung dieser Aufgabe mes-
sen die Richter der politischen Bildung zu, in deren Rahmen die Soldaten über ihre staatsbürgerlichen und völ-
kerrechtlichen Pflichten und Rechte im Frieden und im Kriege zu unterrichten sind.[51]  

Zur Herstellung der geforderten "praktischen Konkordanz" zwischen den grundrechtlichen Garantieansprüchen 
des Soldaten und den militärischen Erfordernissen sind die Vorgesetzten des Soldaten gehalten zu prüfen, ob 
nach der jeweiligen Sachlage im konkreten Einzelfall von einer Durchsetzung des Befehls einstweilen Abstand 
genommen und dem Soldaten eine gewissenschonende Handlungsalternative angeboten werden kann (zum 
Beispiel anderweitige Verwendung, Wegkommandierung, Versetzung o. ä.).[52] Im Falle Pfaff monierte das 
Bundesverwaltungsgericht unnachsichtig, dass ‚der Umgang der zuständigen Vorgesetzten mit dem Soldaten 
diesen rechtlichen Anforderungen zur Herstellung "praktischer Konkordanz" zwischen dem Anspruch des Sol-
daten auf Beachtung seines Grundrechts auf Gewissensfreiheit (Art. 4 Abs. 1 GG) und der Gestaltung des kon-
kreten Dienstbetriebes nicht entsprach – jedenfalls nicht bis zum Zeitpunkt der erst Wochen später erfolgten 
Ablösung von seinen in Rede stehenden Dienstaufgaben im Streitkräfteamt’.[53] Gerade auch aus Fürsorge-
gründen hätten sich weder die Bundeswehrführung noch die zuständigen militärischen Vorgesetzten der hinrei-
chenden Klärung der von Pfaff aufgeworfenen Fragen entziehen und es unterlassen dürfen, daraus die gebote-
nen Konsequenzen zu ziehen[54]. Auf geradezu beißende Kritik in diesem Zusammenhang stieß bei den Bun-
desverwaltungsrichtern das inkompetente Agieren des in den Vorgang involvierten Leitenden Rechtsberaters 
im Streitkräfteamt.[55] 

In den vom Bundesverwaltungsgericht konzis dargelegten verfassungsrechtlichen Vorgaben sowie speziell dem 
Gebot der Herstellung "praktischer Konkordanz" zwischen staatsbürgerlichen Grundrechten und Interessen des 
Dienstherrn liegt schlussendlich der Grund dafür, dass der Bundeswehrmajor Pfaff weder degradiert noch gar 
aus dem Dienstverhältnis entfernt werden durfte, sondern der von ihm unter Berufung auf sein Grundrecht der 
Gewissensfreiheit beanspruchte und auch gebotene konkrete gewissenschonende Konfliktausgleich letztlich 
doch herbeigeführt worden ist. Mittlerweile wurde er nämlich zum Sanitätsamt der Bundeswehr nach München 
versetzt. 

Mit ihrem unmissverständlichen, glasklar formulierten, konziser Rechtsauslegung folgenden Urteil haben die 
Leipziger Richter der rot-grünen Bundesregierung, der NATO-hörigen Bundeswehrführung sowie allen belli-
zistischen Worthelden eine schallende Ohrfeige erteilt. Kaum verwunderlich setzte umgehend heftigste Urteils-
schelte ein. Gleichwohl ist man geneigt, eine Träne der Verzweiflung zu weinen, in der das Salz des Ärgers die 
Feuchtigkeit der Anteilnahme zu verkrusten droht, angesichts der Melange aus Dreistigkeit und Ignoranz, mit 
welcher gewisse Protagonisten aus der rechtskonservativen Ecke der sogenannten «Strategic Community» die-
ses höchstrichterliche Urteil in der Causa Pfaff nun kommentieren. Bemerkenswert an diesem Vorgang ist ein-
zig das kümmerliche Niveau der von allenfalls rudimentärer Sachkenntnis getrübten Anwürfe. So gibt der ehe-
malige Verteidigungsminister und vielzitierte Verfassungsrechtler Prof. Dr. Rupert Scholz zu Protokoll[56], 
dass es nicht die Aufgabe eines Soldaten sei, zu bewerten, ob ein Krieg völkerrechtswidrig sei und ob er des-
halb die Ausführung bestimmter Befehle verweigern dürfe. Gerade Berufssoldaten seien dem existenznotwen-
digen Prinzip von Befehl und Gehorsam verpflichtet. Und deshalb könne es nicht sein, dass Rechtsfragen Ge-
genstand einer Gewissensentscheidung des Soldaten würden mit der Maßgabe, dass der den Befehl verweigern 
könne. Diese Einlassungen müssen schon deshalb Erstaunen hervorrufen, weil bereits jedem Rekruten der 



   

 BITS Querschnitt 2005 Seite  47 
 

Bundeswehr zu Beginn seiner Grundausbildung beigebracht wird, dass er Befehle, durch die eine Straftat be-
gangen würde, gar nicht befolgen darf (§ 11 Soldatengesetz[57]). Dieser Gesetzesauflage kann ein Soldat 
selbstverständlich nur dann nachkommen, wenn er die Rechtmäßigkeit von Befehlen prüft, bevor er sie aus-
führt. Dass einem ehemaligen Inhaber der Befehls- und Kommandogewalt über die Bundeswehr derartiges 
wehrrechtliches Basiswissen offenbar nicht präsent ist, kann den Major Pfaff in seiner Haltung nur schlagend 
bestätigen. 

Auch unter Bundeswehrgeneralen stößt das Urteil auf Ablehnung – allerdings wagten wie üblich nur Pensionä-
re öffentliche Kritik. So spricht der ehemalige Inspekteur des Heeres und später sogar zum Staatsekretär auf der 
Hardthöhe beförderte Jörg Schönbohm, derzeit Innenminister und stellvertretender Ministerpräsident von 
Brandenburg, hinsichtlich des besagten Urteils von einer ‚bedauerlichen Entwicklung’[58] und warnt unter 
Bezugnahme auf Theodor Heuss, vor einem "Verschleiß des Gewissens"[59]. Darüber hinaus sieht er die 
Bündnisfähigkeit Deutschlands in der NATO gefährdet, "[w]enn Bundeswehrsoldaten in wichtigen Funktionen 
plötzlich anfangen, sich auf ihr Gewissen zu berufen ..." . Kräftiger hin langt der ehemalige Amtschef des Hee-
resamtes und jetzige Präsident des »Bayerischen Soldatenbundes«, Jürgen Reichardt, in seiner Hauspostille mit 
dem bezeichnenden Namen "Treue Kameraden". Er nämlich hält die Entscheidung der Leipziger Richter für 
"eine befremdliche, unverständliche Gesetzesauslegung, vergleichbar jenem berüchtigten (sic!) »Mörder-
Urteil« des Bundesverfassungsgerichts. Sie liefert die Funktionsfähigkeit unserer Streitkräfte den persönlichen 
Anschauungen einzelner Soldaten aus, untergräbt somit die Grundlagen soldatischen Handelns und gefährdet 
die Verlässlichkeit unserer Streitkräfte."[60] Überdies wittert Reichardt Gefahren für die "Fundamente des 
Staates"[61] schlechthin. Den Gewissenskonflikt des Soldaten Pfaff angesichts massiven Völkerrechts- und 
Verfassungsbruchs bezeichnet er als "eigentlich belanglose Sache"[62] und unterstellt ihm "anmaßende politi-
sche Absichten politisierender Soldaten"[63] . Bei dieser Gelegenheit schießt der General außer Diensten auch 
gleich eine volle ideologische Breitseite gegen das "sogen. »Darmstädter Signal«, eine kleine Gruppe politisch 
extrem linker Soldaten, die sich im Internet ihrer Kampagnen rühmen"[64] , denn Pfaff sei schließlich bei die-
ser Mitglied. Zu dumm nur, dass es sich bei Paff um einen tiefgläubig katholischen, politisch eher konservati-
ven und unbeirrbar rechtstreuen Bayern handelt, der linker Umtriebe definitiv abhold ist. Bloß noch skurril 
wirkt dann Reichardts Schlussappell an den Verteidigungsminister, die Revision des Leipziger Urteils als seine 
Aufgabe anzusehen – indes: gegen diese höchstrichterliche Entscheidung ist eine Revision gar nicht zulässig.  

Den Vogel bei der Urteilskrittelei schoss indes der Vorsitzende des Deutschen BundeswehrVerbandes, Oberst 
Bernhard Gertz, – notabene Volljurist – ab, als er allen Ernstes zum Besten gab, man müsste hinsichtlich der 
Gewissensfreiheit für Soldaten "unterscheiden zwischen Wehrpflichtigen und Zeit- sowie Berufssoldaten, für 
den Berufssoldaten gälte eine deutlich stärkere Pflichtenbindung."[65] Je höher Status und Besoldung, desto 
gewissenloser die Haltung, ließe sich daraus folgern. Konsequenterweise fordert Gertz denn auch eine Ein-
schränkung der Gewissensfreiheit für Soldaten, die gefälligst dort ihre Grenzen finden müsse, wo die Einsatz-
fähigkeit der Bundeswehr betroffen sei.[66]  

Den Major Pfaff indes lässt solche Empörungsrhetorik völlig ungerührt, denn der kommt in der Isarmetropole 
freudig erfüllten Herzens seiner "Pflicht zum treuen Dienen" nach – frei nach der Maxime von Hans Scholl, 
dem Protagonisten der "Weißen Rose": "Es lebe die (Gewissens-)Freiheit!" 

 
Fußnoten: 

[1] Merkel, Reinhard: Krieg. Was Amerika aufs Spiel setzt. Ein Präventivkrieg mag der Logik imperialer Macht entsprechen. Aber er 
untergräbt das Rechtsbewusstsein der Menschheit, Erstveröffentlichung in der Hamburger Wochenzeitung »Die Zeit« Nr. 12/2003, 
abgedruckt in dem Sammelband von: Ambos, Kai/Arnold, Jörg (Hrsg.): Der Irak-Krieg und das Völkerrecht, (Reihe Juristische Zeitge-
schichte, Abteilung 5: Juristisches Zeitgeschehen – Rechtspolitik und Justiz aus zeitgenössischer Perspektive, Bd. 14), Berlin 2004, S. 
28. Ebenso Murswiek, Dietrich: Die amerikanische Präventivkriegsstrategie und das Völkerrecht, in: Ambos, Kai/Arnold, Jörg (Hrsg.): 
a.a.O., S. 294 sowie Schirmer, Gregor: Deutschland ein Aufmarschgebiet der USA im Krieg gegen den Irak? – Zur Rechtslage nach 
Völkerrecht, in: Ambos, Kai/Arnold, Jörg (Hrsg.): a.a.O., S. 164. Prantl, Heribert: Lehren des Irak-Krieges. Die neue Weltordnung: 
Annäherung an die Barbarei, in: Ambos, Kai/Arnold, Jörg (Hrsg.): a.a.O., S. 57, spricht von einem "organisierten Verbrechen". 
An der Illegalität des Irak-Krieges nach allen etablierten völkerrechtlichen Kriterien existieren nach herrschender juristischer Meinung 
längst keinerlei Zweifel mehr; vgl. hierzu die überwältigende Mehrheit der Beiträge in Ambos, Kai/Arnold, Jörg (Hrsg.): a.a.O. und in 
Lutz, Dieter S.†/Gießmann, Hans J. (Hrsg.): Die Stärke des Rechts gegen das Recht des Stärkeren. Politische und rechtliche Einwände 
gegen eine Rückkehr des Faustrechts in die internationalen Beziehungen, (Reihe Demokratie, Sicherheit, Frieden, Bd. 156), Baden-
Baden 2003. Beide Bände zitiert das Bundesverwaltungsgericht im Urteil des 2. Wehrdienstsenats vom 21. Juni 2005 – BVerwG 2 WD 
12.04.  

[2] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 99.  

[3] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 103. 

[4] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 99. 

[5] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 124. 

[6] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 125. 
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[7] Vgl. hierzu Rose, Jürgen: Wozu das NATO-Truppenstatut die Bundesregierung verpflichtet, in: Bernd W. Kubbig (Hrsg.): Brand-
herd Irak. US-Hegemonieanspruch, die UNO und die Rolle Europas, Frankfurt/Main 2003, S. 235 – 242; Deiseroth, Dieter: Verstri-
ckung in einen Angriffskrieg. Zu Reichweite und Grenzen von Bündnisverpflichtungen im US-Irak-Krieg, in: Lutz, Dieter 
S.†/Gießmann, Hans J. (Hrsg.): a.a.O., S. 160 – 182; Paulus, Andreas: Die Büchse der Pandora. Deutschland und der Irak-konflikt aus 
der Sicht eines Völkerrechtlers, in: Ambos, Kai/Arnold, Jörg (Hrsg.): a.a.O., S. 322 – 325 sowie Paech, Norman: Washington bricht 
Völkerrecht: Bundesregierung mitschuldig?, in: Ambos, Kai/Arnold, Jörg (Hrsg.): a.a.O., S. 394f. 

[8] Pfaff, Florian zit. n. Bundesverwaltungsgericht: Urteil des 2. Wehrdienstsenats vom 21. Juni 2005 – BVerwG 2 WD 12.04, S. 103. 

[9] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 8. 

[10] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 20. 

[11] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 120. Wörtlich führt das Gericht hierzu aus: "Der Zeuge S. hat vor dem Senat ausgesagt und 
dies auf Nachfrage mehrfach wiederholt, für diesen Rechtsbereich habe ihm die erforderliche fachliche Kompetenz gefehlt. Er sei in 
völkerrechtlichen Fragen nicht ausgebildet. Ihm hätten die notwendigen Erkenntnisquellen nicht zur Verfügung gestanden. Ihm sei 
auch der Inhalt der vom Bundesminister der Verteidigung herausgegebenen ZDv 15/2 ("Humanitäres Völkerrecht in bewaffne-
ten Konflikten") nicht geläufig." Unglaublich, aber wahr! 

[12] Pfaff, Florian zit. n. Bundesverwaltungsgericht: Urteil des 2. Wehrdienstsenats vom 21. Juni 2005 – BVerwG 2 WD 12.04, S. 20. 

[13] Vgl. Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 6. Die 1. Kammer hatte das Verhalten des Soldaten als vorsätzlichen Verstoß gegen die 
Pflichten zum treuen Dienen nach § 7 SG, zur Dienstaufsicht nach § 10 Abs. 2 SG, zum Gehorsam nach § 11 Abs. 1 Satz 1 SG sowie 
zur Achtungs- und Vertrauenswahrung nach § 17 Abs. 2 Satz 1 gewürdigt und hat insgesamt ein Dienstvergehen gemäß § 23 Abs. 1 SG 
und § 18 Abs. 2 WDO als gegeben angesehen. 

[14] Vgl. Truppendienstgericht Nord: Urteil im gerichtlichen Disziplinarverfahren - N 1 VL VL 24/03 - vom 9. Februar 2004, S. 8. 
Konkret führte das Gericht dort folgende schuldmindernde Gründe auf:  

• Dem Soldaten ist zugute zu halten, dass er sich ernsthaft mit der Frage auseinandergesetzt hat, ob er sich durch seine dienstli-
che Tätigkeit strafbar macht und Untergebene zu Straftaten verleitet, 

• er hat sich bisher nichts zu Schulden kommen lassen, 
• er hat eine förmliche Anerkennung und mehrere Auszeichnungen erhalten, 
• er ist ein leistungsfähiger und engagierter Soldat. 

[15] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 8. 

[16] Vgl. Bundesverfassungsgericht: Urteil vom 12. Juli 1994 - 2 BvE 3/92, 2 BvE 7/93 und 2 BvE 8/93 - <BVerfGE 90, 286>. 

[17] Vgl. Bundesverfassungsgericht: Urteil vom 12. Juli 1994, a.a.O., S. 355f (Hervorhebungen nicht im Original). 

[18] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 29. 

[19] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 30 (Hervorhebungen nicht im Original). 
Art. 51 SVN lautet: "Diese Charta beeinträchtigt im Falle eines bewaffneten Angriffs gegen ein Mitglied der Vereinten Nationen kei-
neswegs das naturgegebene Recht zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung, bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen getroffen hat. Maßnahmen, die ein Mitglied in Ausübung 
dieses Selbstverteidigungsrechts trifft, sind dem Sicherheitsrat sofort anzuzeigen; sie berühren in keiner Weise dessen auf dieser Charta 
beruhende Befugnis und Pflicht, jederzeit die Maßnahmen zu treffen, die er zur Wahrung oder Wiederherstellung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit für erforderlich hält." 

[20] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 30. 

[21] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 30. Die einschlägige Passage im Urteil lautet: "Außer "zur Verteidigung" im dargelegten 
Sinne dürfen die Streitkräfte der Bundeswehr, wie die Verfassungsnorm des Art. 87a Abs. 2 GG zwingend bestimmt, nur eingesetzt 
werden, soweit dies das Grundgesetz "ausdrücklich" zulässt; dies ist für Einsätze der Bundeswehr nach Art. 87a Abs. 3 (Schutz ziviler 
Objekte und Verkehrsregelung im Verteidigungs- und im Spannungsfall) und Abs. 4 GG (Unterstützung der Polizei beim Schutz von 
zivilen Objekten und bei der Bekämpfung organisierter und militärisch bewaffneter Aufständischer im Bundesgebiet) sowie nach Art. 
35 Abs. 2 und 3 GG (insbesondere Hilfe bei Naturkatastrophen und bei besonders schweren Unglücksfällen) der Fall. Darüber hinaus 
gehört nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine Verwendung der Streitkräfte der Bundeswehr auf der Grundlage 
des Art. 24 Abs. 2 GG im Rahmen eines "Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit" zu den Aufgaben, zu deren Erfüllung sie einge-
setzt werden dürfen, soweit der Einsatz entsprechend den Regeln des betreffenden Systems erfolgt (Urteil vom 12. Juli 1994 - 2 BvE 
3/92 u.a. - <BVerfGE 90, 286 [346 ff., 355 f.]>), also insbesondere mit der UN-Charta vereinbar ist." 

[22] § 11 Abs. 2 Soldatengesetz (Gehorsam): "Ein Befehl darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen würde. Be-
folgt der Untergebene den Befehl trotzdem, so trifft ihn eine Schuld nur, wenn er erkennt oder wenn es nach den ihm bekannten Um-
ständen offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat begangen wird." 

[23] § 5 Abs. 1 Wehrstrafgesetz (Handeln auf Befehl): "Begeht ein Untergebener eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand des Straf-
gesetzes verwirklicht, auf Befehl, so trifft ihn eine Schuld nur, wenn er erkennt, dass es sich um eine rechtswidrige Tat handelt oder dies 
nach den ihm bekannten Umständen offensichtlich ist." 

[24] Vgl. hierzu Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 72, wo das Gericht bezüglich der Befürchtung Pfaffs, einen kausalen Beitrag zur 
Unterstützung und Förderung des seit dem 20. März 2003 geführten Krieges der USA und ihrer Verbündeten gegen den Irak zu leisten, 
feststellt: "Denn bereits eine solche ernsthafte Möglichkeit reichte als Kontext der vom Soldaten geltend gemachten schweren Gewis-
sensbelastungen aus." 

[25] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 116. 

[26] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 73. 

[27] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 81. 

[28] Vgl. zu diesem Komplex Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 83ff. 

[29] Vgl. auch Zentrale Dienstvorschrift der Bundeswehr (ZDv) 15/2 Nr. 1104. 

[30] Vgl. auch ZDv 15/2 Nr. 1101, 1106 1108 und 1110.  

[31] Vgl. auch ZDv 15/2 Nr. 1150.  
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[32] Vgl. auch ZDv 15/2 Nr. 1109.  

[33] Vgl. auch ZDv 15/2 Nr. 17.  

[34] Vgl. auch Dreist, Peter: 50 Jahre Bundeswehr – Rahmenbedingungen für Einsätze im Ausland im Spannungsfeld zwischen Politik 
und Recht -Teil II-, in: Bundeswehrverwaltung – Fachzeitschrift für Administration, Nr. 3/ 2005, S. 59.  

[35] Vgl. die einleitend zitierten Kernsätze aus der Urteilsbegründung (Fußnoten 2 und 3). 

[36] Vgl. hierzu Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 28 - 46. Gemäß der im vorliegenden Verfahren durch das Bundesverwaltungsge-
richt vorgenommenen Bestimmung lassen sich rechtlich nicht verbindliche Befehle in folgenden sieben Untergruppen subsumieren:  

1. Befehle, welche die Menschenwürde verletzen (§ 11 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 Alternative 1 SG), 
2. Befehle, die zu nichtdienstlichen Zwecken erteilt worden sind (§ 11 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 Alternative 2 SG), 
3. Befehle, durch deren Befolgung eine Straftat begangen würde (§ 11 Abs. 2 Satz 1 SG), 
4. Befehle, deren Ausführung objektiv unmöglich ist, die sich inhaltlich widersprechen oder die durch eine grundlegende Verän-

derung der Sachlage sinnlos geworden sind, 
5. Befehle, deren Erteilung oder Ausführung nach Art. 26 Abs. 1 Satz 1 GG als Handlung zu qualifizieren ist, die geeignet ist 

und in der Absicht vorgenommen wird, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines 
Angriffskrieges vorzubereiten, 

6. Befehle, deren Erteilung oder Ausführung gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts - Art. 25 GG – verstößt und  
7. Befehle, deren Ausführung für einen Untergebenen unzumutbar ist. 

[37] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 106. 

[38] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 36. 

[39] "Die verfassungsrechtlich gewährleistete Gewissensfreiheit umfasst nicht nur die Freiheit, ein Gewissen zu haben, sondern grund-
sätzlich auch die Freiheit, von der öffentlichen Gewalt nicht verpflichtet zu werden, gegen Gebote und Verbote des Gewissens zu han-
deln", definiert dasBundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 52. 

[40] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 112. 

[41] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 113. 

[42] Vgl. hierzu Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 38 – 46. 

[43] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 41. 

[44] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 106. 

[45] Vgl. hierzu Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 108f und S. 115ff. 

[46] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 124. 

[47] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 115. 

[48] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 115. 

[49] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 115. 

[50] Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 116. 

[51] Vgl. Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 116. 

[52] Vgl. Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 116. 

[53] Vgl. Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 119. 

[54] Vgl. Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 122. 

[55] Vgl. Bundesverwaltungsgericht: a.a.O., S. 119f. Die Richter sahen sich genötigt, ihren Kollegen von der juristischen Fakultät bei 
dieser Gelegenheit darüber zu belehren, dass gemäß ZDv 15/2 Nr. 146 "die Beratung des Kommandeurs und der diesem unterstellten 
Disziplinarvorgesetzten in allen Fragen des Wehrrechts und des Völkerrechts sowie die rechtliche Mitprüfung von Befehlen und Anwei-
sungen zu den Aufgaben eines Rechtsberaters [gehört]". 

[56] Vgl. Scholz, Rupert: "Befehl und Gehorsam sind existenznotwendig" Ex-Verteidigungsminister Rupert Scholz über das Verwal-
tungsgerichtsurteil, das einem Soldaten Befehlsverweigerung aus Gewissensgründen zubilligt, in: Die Welt, 25. Juni 2005. 

[57] Siehe Fußnote 22. 

[58] Vgl. Schönbohm, Jörg: Berufsrisiko für Soldaten. Interview mit Jörg Schönbohm, in: Süddeutsche Zeitung, 24. Juni 2005, S. 2. 

[59] Vgl. Schönbohm, Jörg: Berufsrisiko für Soldaten. Interview mit Jörg Schönbohm, a.a.O.. 

[60] Reichardt, Jürgen: Gehorsam und Gewissen, in: Treue Kameraden – Zeitschrift des Bayerischen Soldatenbundes 1874 e.V., Nr. 
4/2005, S.3. 

[61] Vgl. Reichardt, Jürgen: Gehorsam und Gewissen, a.a.O.. 

[62] Vgl. Reichardt, Jürgen: Gehorsam und Gewissen, a.a.O.. 

[63] Vgl. Reichardt, Jürgen: Gehorsam und Gewissen, a.a.O.. 

[64] Vgl. Reichardt, Jürgen: Gehorsam und Gewissen, a.a.O.. 

[65] Gertz, Bernhard: "Grenzen der Einsatzfähigkeit", in: Westfälische Rundschau, 25. Juni 2005 (Interviewer: Lothar Klein). 

[66] Vgl. Gertz, Bernhard: "Grenzen der Einsatzfähigkeit", a.a.O.. 
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Streitkräfte und Strategien - NDR info, 05. November 2005 

 

Weichenstellung für die Unabhängigkeit? 
Verhandlungen über den Status des Kosovo 
Dr. Alexander Neu 

Sechs Jahre nach dem Krieg der NATO gegen Jugoslawien entschied der UN-
Sicherheitsrat im vergangenen Monat, Verhandlungen zur Klärung des endgül-
tigen rechtlichen Status der serbischen Provinz aufzunehmen.  

Damit könnte erneut der Geist des Berliner Kongresses über dem Balkan 
schweben. Schon einmal, im Jahre 1878, versuchten die Großmächte, die Zu-

kunft der Balkanvölker von außen zu bestimmen. Über das Schicksal der zu Serbien gehörenden Provinz Koso-
vo verhandeln nicht nur die unmittelbaren Kontrahenten, Serbien und die Kosovo-Albaner, sondern auch die 
sogenannte Balkan-Kontaktgruppe.  

Die Kontaktgruppe ist die scheinbar einflussreiche Kraft bei den anstehenden Verhandlungen. Sie besteht aus 
Frankreich, Russland, Deutschland, Großbritannien, Italien und den USA. Die Balkan-Kontaktgruppe ist eine 
Fortführung der Bosnien-Kontaktgruppe, die sich während des Bosnien-Konfliktes Anfang der 90er Jahre ge-
bildet hatte. Mit dem Ausbruch der Kosovo-Krise 1998 wurde aus dieser Gruppe die Balkan-Kontaktgruppe. 
Als externer Akteur erhebt sie einen Regulierungs- und Gestaltungsanspruch für den gesamten West-Balkan 
ähnlich wie schon die europäischen Großmächte auf dem Berliner Kongress 1878. Der UN-Sicherheitsrat soll 
schließlich das letzte Wort haben und die angestrebte Lösung völkerrechtlich absegnen.  

Gegenstand der Verhandlungen ist die Frage, ob die serbische Provinz Kosovo künftig ein unabhängiger Staat 
werden soll oder aber einen weitreichenden Autonomiestatus innerhalb Serbiens erhalten könnte. Während die 
Kosovo-albanische Seite die Unabhängigkeit fordert, besteht Serbien auf einer Autonomielösung innerhalb der 
bestehenden Grenzen des serbischen Staates.  

Serbien argumentiert mit dem historischen sowie dem verfassungs- und völkerrechtlichen Anspruch auf sein 
Territorium Kosovo. Tatsächlich erlauben es die völkerrechtlichen Regeln nicht, einen Staat dazu zu zwingen, 
gegen seinen Willen auf einen Teil seines Territoriums zu verzichten, wenn den darin lebenden Minderheiten 
ein ausreichendes Maß an politischer Autonomie garantiert ist. Genau diesen Grundsatz bestätigt die UN-
Sicherheitsratsresolution 1244, mit der der Krieg im Juni 1999 beendet wurde. Das Kosovo solle, so wörtlich 
"mehr als Autonomie, aber weniger als die Unabhängigkeit" erhalten.  

Die Kosovo-Albaner hingegen pochen auf die vollständige staatliche Unabhängigkeit. Sie verweisen darauf, 
dass die neue Staatenunion Serbien-Montenegro nicht mehr die Bundesrepublik Jugoslawien sei. Die 
angestrebte Unabhängigkeit wird zur Schicksalsfrage des albanischen Volkes gemacht. So gab der Präsident 
des Parlaments des Kosovo wörtlich zu verstehen: "Die Albaner können weder lebend noch tot etwas anderes 
als die Unabhängigkeit akzeptieren." Gedroht wird mit einer Destabilisierung des Balkans, falls die 
Unabhängigkeit des Kosovo nicht kommen sollte. Erste paramilitärische albanische Einheiten sind bereits 
wieder im Kosovo unterwegs, um eine entsprechende Drohkulisse aufzubauen.  

Die Positionen der Großmächte liegen uneinheitlich zwischen den Forderungen der serbischen und Kosovo-
albanischen Konfliktparteien. Während die USA für die Kosovo-Albaner Verständnis zeigen, unterstützen die 
Vetomächte Russland und China die Serben. Letztlich müssen sich die UN-Sicherheitsrats-Mitglieder einigen. 
Denn eine einseitige völkerrechtliche Anerkennung des Kosovo durch die USA, wie Anfang der 90er Jahre von 
Deutschland gegenüber Slowenien und Kroatien praktiziert, wäre diesmal ein völkerrechtliches Desaster. 

Was auch immer das Ergebnis der Verhandlungen sein wird: Die Festlegung eines End-Status für das Kosovo 
hat weit reichende Folgen. Bliebe das Kosovo weiterhin bei Serbien würde zwar dem internationalen Recht 
genüge getan. Auch könnte Serbien ein zentrales Element seiner Identität wahren. Darüber hinaus wäre es in 
der Lage, die serbische Minderheit im Kosovo und die kulturellen und historischen Objekte vor Übergriffen 
radikaler Kosovo-Albaner zu schützen, eine Aufgabe, die die internationale Staatengemeinschaft in den ver-
gangenen Jahren nur unzureichend wahrnahm. Zugleich aber ist kaum vorstellbar, dass die Kosovo-Albaner 
diese Lösung akzeptieren würden. Jenseits aller politischen Wünsche und rechtlichen Aspekte muss sich Bel-
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grad daher auch die Frage stellen, ob es zwei Millionen unwillige Bürger mit entsprechendem strukturellem 
Aufwand wirklich finanzieren will. 

Sollte es allerdings zu einer Unabhängigkeit des Kosovo kommen, so könnte dies durchaus zu einer Stabilisie-
rung des serbisch-albanischen Verhältnisses führen und somit mehr Sicherheit für die Region bedeuten. Eine 
Entlassung in die Unabhängigkeit könnte aber auch genau das Gegenteil bewirken und eine weitere Destabili-
sierung mit sich bringen. Weil die albanischen Minderheiten vor allem in Makedonien, Südserbien und Monte-
negro ermuntert würden, Anschlussforderungen zu stellen. 

Doch die Auswirkungen würden weiterreichen: Warum darf Serbien mit der Abtrennung des Kosovo geteilt 
werden, Bosnien aber nicht? Die territoriale Integrität Bosniens war und ist die Handlungsmaxime der interna-
tionalen Staatengemeinschaft, wenn es darum geht, ein Zusammengehen der bosnischen Republik Srpska mit 
Serbien als politische Option auszuschließen. Durch eine Teilung Serbiens würde das Dayton-Abkommen für 
Bosnien ausgehebelt. Selbst die bosnisch-kroatische Föderation könnte erneut in Frage gestellt werden. 

Jedenfalls wäre durch die Unabhängigkeit des Kosovo ein weiterer rechtlicher Präzedenzfall für Sezessionen 
geschaffen. Es ginge dabei nicht allein um den Austritt von Provinzen oder Landesteilen aus einem Bundes-
staat. Der Präzedenzfall bestünde dann auch für ethnische Minderheiten in einem Staat, die in Provinzen oder 
Kommunen die Mehrheit darstellen. Hier offenbaren sich die Schwächen des westlichen Verständnisses vom 
Selbstbestimmungsrecht – ein Verständnis, das widersprüchlich und nicht eindeutig ist.  

Doch unabhängig von den rechtlichen und territorialen Aspekten, ist die Frage zu stellen, ob ein unabhängiges 
Kosovo überlebensfähig wäre. Denn staatliche Unabhängigkeit bedeutet nicht nur politisch unabhängig von 
einem anderen Staat zu sein. Es bedeutet vor allem, die Fähigkeit zur Staatlichkeit überhaupt zu besitzen, also 
wirklich auf den eigenen Füßen stehen zu können. Dazu gehört auch der staatliche Schutz der örtlichen Min-
derheiten. Die serbische Minderheit im Kosovo konnte bislang nicht einmal die NATO effektiv schützen. Es 
wäre eine Illusion zu glauben, dass ein unabhängiges Kosovo diese Aufgabe besser erfüllen würde. 

Der jüngste Bericht des bisherigen UN-Sonderbeauftragten Kai Eide spricht von einer verheerenden politi-
schen, sozialen und ökonomischen Situation im Kosovo. Demnach kann sich das Kosovo als unabhängiger 
Staat auf absehbare Zeit nicht selbst tragen bzw. finanzieren. Nach sechs Jahren UN-Verwaltung sind zwar 
viele rechtsstaatliche Strukturen und Institutionen geschaffen worden. Doch mit Leben wurden sie nicht gefüllt. 
Zwar hat man viele Gesetze erlassen. Allerdings werden sie nicht oder nur unzureichend umgesetzt. Auch der 
Versuch der internationalen Verwaltung, ein effektives Steuersystem zu installieren, scheiterte bislang. Das 
Kosovo kann nur als Empfängerstaat mit erheblichen finanziellen Subventionen durch den Westen überleben. 
Mit anderen Worten: Das Kosovo wäre ein gescheiterter Staat, noch bevor es ein Staat würde. Diese Fragen 
müssen sich vor allem die EU-Mitglieder der Balkan-Kontaktgruppe, Großbritannien, Italien und Deutschland 
stellen. Denn es zeichnet sich zunehmend eine Verlagerung der internationalen Verantwortung für das Kosovo 
von den Vereinten Nationen und der NATO hin zur EU ab. Schließlich hat man sich in der Europäischen Union 
darauf verständigt, den westlichen Balkan-Ländern eine Perspektive für eine EU-Vollmitgliedschaft zu eröff-
nen. Wie das angesichts der Situation im Kosovo unter Berücksichtigung der in den 90er Jahren formulierten 
Aufnahmeregeln, den sogenannten Kopenhagener Kriterien, für Beitrittskandidaten vonstatten gehen soll, 
bleibt allerdings offen. 
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Streitkräfte und Strategien - NDR info, 19. November 2005 

 

Großoffensive der Geheimdienste? 
Die neue National Intelligence Strategy der USA 

Gerhard Piper 

Wenn nächsten Sonntag in den USA Präsidentenwahlen wären, hätte George 
W. Bush keine Chance. Ein Jahr nach seiner Wiederwahl sprechen ihm nur 
noch 36 Prozent der Wähler das Vertrauen aus, so eine aktuelle Umfrage des 
Nachrichtenmagazins NEWSWEEK. Aus dem Hardliner Bush wurde eine 
"lahme Ente". Während seine republikanischen Parteifreunde zunehmend ner-
vös werden, wittern die Demokraten im Kongress Morgenluft. 

Es ist vor allem die Sicherheitspolitik, die für das Umfragetief verantwortlich gemacht wird. Der Krieg gegen 
den Irak hat schon über 2.000 US-Soldaten das Leben gekostet und ein Ende ist nicht in Sicht. Stattdessen ha-
ben die Geheimdienstlügen über die angeblichen Massenvernichtungswaffen des Irak ein juristisches Nach-
spiel. Gegen einen führenden Mitarbeiter der US-Administration, Lewis Libby, wurde Anklage erhoben. Er soll 
die Identität der CIA-Agentin Valerie Plame der Presse verraten haben, um sich damit an deren Ehemann, ei-
nem Kriegsgegner, zu rächen. 

Dabei schien es eine zeitlang so, als würde die Vergangenheitsbewältigung à la USA erfolgreich verlaufen. Erst 
im März hatte die von Bush eingesetzte Robb-Silberman Kommission ihren Abschlussbericht zur Fehleinschät-
zung der vermeintlichen irakischen Massenvernichtungswaffen vorgelegt. Darin machte die Kommission 74 
Vorschläge zur Modernisierung der Geheimdienste. Daraufhin gelobte die Bush-Regierung Besserung und 
versprach, 70 Anregungen in die Tat umzusetzen. Für die sogenannte "Intelligence Community" aus fünfzehn 
konkurrierenden Geheimdiensten soll es mehr Geld und mehr Personal geben. 

Außerdem wird in deren komplexes Organisationsgefüge eingegriffen, ohne allerdings zu viel zu ändern: Statt 
einzelne Dienste radikal zu beschneiden, darf jeder weiter vor sich hin wursteln. Damit dennoch der Informati-
onsaustausch zwischen den einzelnen Geheimdiensten besser klappt, was die aber gar nicht immer wollen, 
werden einfach neue Clearing-Stellen geschaffen und die Bürokratie ausgeweitet. Zuständig für die Analyse 
gegnerischer Massenvernichtungsarsenale ist künftig ein "National Counter Proliferation Center" und für die 
Terrorbekämpfung das "National Counterterrorism Center". 

Mit großem Tamtam wurde der Posten eines "Director of National Intelligence" eingerichtet. Mit diesem neuen 
Oberaufseher aller Geheimdienste sollen weitere Pannen möglichst verhindert werden. Zwar wird John Negro-
ponte jetzt von der Presse als "Geheimdienstzar" gefeiert, aber wirklich mächtig ist er nicht. Immerhin präsen-
tierte er im vergangenen Monat eine "National Intelligence Strategy". Dieses Papier ist aber gar kein strategi-
sches Dokument, sondern lediglich eine weitere Liste von fünfzehn allgemeinen Empfehlungen. Sie orientieren 
sich an den Vorschlägen der Robb-Silberman Kommission. 

Was ist im Einzelnen geplant? Zwar bleibt die technische Aufklärung durch Photosatelliten und Abhöraktionen 
weiterhin eine wichtige Informationsquelle, aber die Kommission empfahl die Ausweitung anderer Beschaf-
fungsmethoden. So baut die CIA ihre Auswertung öffentlich zugänglicher Informationsquellen, z. B. von Ra-
diosendungen, gegenwärtig aus. Auch die Spionage durch Agenten, die sogenannte "Human Intelligence", wird 
ausgeweitet. Dazu stellen die Geheimdienste mehr Agenten ein, die dann wiederum ihrerseits Spione anwerben 
sollen, um so mehr Informationen zu erhalten. Denn ehemalige CIA-Mitarbeiter aus der Zeit des Kalten Krie-
ges hatten kritisiert, die Agenten von heute würden lieber im Hauptquartier an ihrer Karriere arbeiten, als im 
Ausland gefährliche Missionen unter miserablen Lebensbedingungen durchzuführen. So hatte die CIA nach 
dem 11. September 2001 überall zu wenig Spione vor Ort: fast keine Quellen im Irak, nur zehn Agenten im 
Iran und kaum eine handvoll Männer in Afghanistan. In Zukunft müsse man wieder mehr Risiken eingehen, so 
ist zu hören. 

Besonders gefragt ist die Unterwanderung ausländischer Geheimdienste durch Doppelagenten. Aber "Human 
Intelligence" ist ein schwieriges Geschäft. Auch die Zusammenarbeit mit Partnerdiensten: Immer wieder fiel 
die CIA auf Provokateure und Wichtigtuer herein, die die Amerikaner gezielt mit Desinformationen fütterten, 
wie der Agent mit Decknamen CURVEBALL. Er lieferte die falschen Daten zu den angeblichen Massenver-
nichtungswaffen des Irak. 

Ursprünglich war die CIA der einzige Dienst der USA, dessen Agenten im Stil von James Bond spionierten und 
Informationen beschafften. Später durften dies auch der militärische Geheimdienst DIA und die Bundespolizei 
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FBI. Das soll auch so bleiben. Denn ihre Machtbefugnisse werden durch die Ausweitung der Kompetenzen des 
CIA-Direktors nicht beschnitten. Damit die verschiedenen Dienste ihre Spionageaktivitäten besser koordinie-
ren, wird jetzt lediglich ein "National Clandestine Service" eingerichtet. Dessen Chef wird ausgerechnet der 
amtierende CIA-Direktor Porter Goss, obwohl dieser sogar mit seinen eigenen Agenten im Clinch liegt. Über 
ein Dutzend Spionageveteranen haben die CIA in diesem Jahr frustriert verlassen, unter ihnen der Chef der 
Europaabteilung. 

Zum Bereich der Nachrichtenbeschaffung durch "Human Intelligence" gehört auch das Abschöpfen von Nach-
richtenquellen durch verstärkten physischen Druck, die Grenzen zur "Folter" sind dabei fließend. Wie die WA-
SHINGTON POST Anfang des Monats berichtete, unterhält die CIA auch in Osteuropa geheime Gefängnisse. 
In diesen sogenannten "Black Sites" würden über einhundert mutmaßliche Mitglieder der Al Qaida festgehal-
ten. Die Namen der betroffenen Länder hat die WASHINGTON POST ganz bewusst nicht genannt. Um sich 
nicht dem Vorwurf des Geheimnisverrates auszusetzen. In anderen Medien wird aber spekuliert, diese Einrich-
tungen befänden sich in Polen und Rumänien. Das wird von den Regierungen allerdings bestritten. Deutschland 
ist nicht betroffen. Der US-Luftstützpunkt Ramstein gilt allerdings als Zwischenstation auf dem Weg in gehei-
me Verhörzentren. Die US-Administration selbst schweigt zu den Vorwürfen. Also alles nur eine Zeitungsente? 
Warum sucht dann aber die CIA jetzt nach einer undichten Stelle in den eigenen Reihen? 

Der Zeitungsbericht platzte in eine heftige politische Debatte über Foltervorwürfe gegen die CIA und Verstöße 
gegen UN-Bestimmungen und die Genfer Konvention. Neunzig Senatoren verlangen in einem Zusatzgesetz 
zum Verteidigungshaushalt ein striktes Folterverbot. Zu ihren Wortführern gehört der republikanische Senator 
John McCain, der während des Vietnamkrieges selbst fünf Jahre in Kriegsgefangenschaft war. Vizepräsident 
Dick Cheney lehnt diese Gesetzesinitiative ab und fordert stattdessen eine Ausnahmegenehmigung für die CIA. 
Auch Präsident George W. Bush hat sein Veto angekündigt. 

Allerdings hat die CIA ihre eigenen Verhör-Einrichtungen in dem kubanischen Marinehafen Guantanamo und 
dem afghanischen Luftstützpunkt Bagram bereits geschlossen. In diesen Lagern haben jetzt allein die US-
Streitkräfte das Sagen. Auch die Einrichtung in Thailand wurde geschlossen. Übrig blieben nur die CIA-
Gefangenenzentren in Osteuropa und Internierungslager in Marokko, Ägypten und Jordanien, die von arabi-
schen Geheimdiensten geführt werden. Die EU-Kommission in Brüssel hat angekündigt, sie werde den Presse-
berichten über geheime CIA-Gefängnisse in Osteuropa nachgehen - weil solche Geheimdienstbasen gegen eu-
ropäisches Recht und die Konvention gegen Folter verstoßen. Und in Italien hat die Justiz ein Ermittlungsver-
fahren gegen 22 CIA-Agenten eingeleitet, die vor zwei Jahren einen moslemischen Imam in Mailand gekid-
nappt und nach Ägypten entführt haben. 

Das Pentagon selbst trat die Flucht nach vorn an und hat inzwischen erstmals eine eigene Direktive zum Um-
gang mit Gefangenen erlassen. Darin heißt es - Zitat: "Alle Gefangenen und Festgenommen sollen auf humane 
Weise behandelt werden. Maßnahmen physischer oder psychischer Folter sind verboten." Aber an anderer Stel-
le macht die Direktive eine wichtige Einschränkung. Ihre Bestimmungen gelten nur solange, bis der Verteidi-
gungsminister etwas anderes anordnet. 

Dennoch: Die globale Strategie der US-Geheimdienste und die benutzten Methoden geraten immer mehr ins 
Kreuzfeuer der Kritik. Der amerikanische Senat könnte bald ihr Ende beschließen. Dann wäre der Weg frei für 
eine überfällige juristische Aufarbeitung. 
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Kontinuität oder Neuorientierung? 
Die Bundeswehr und die große Koalition 

Otfried Nassauer 

Der Berg hat gekreist und geboren wurde ein Koalitionsvertrag von sage und 
schreibe mehr als 100 Seiten Länge. Die Außen-, Sicherheits- und Entwick-
lungspolitik steht auf den letzten Seiten – zwölf an der Zahl. Viel Platz, um 
deutlich zu machen, wohin die sicherheitspolitische Reise unter schwarz-roter 
Flagge nun gehen soll. Was also wird sich konkret ändern? Wo soll Kurs 
gehalten werden? 

Klar ist: Das Verteidigungsministerium geht vom Sozialdemokraten Peter Struck auf den hessischen Unionspo-
litiker Franz Josef Jung über. Zwei Dinge haben beide gemeinsam: Sie sind Juristen und bis zum Zeitpunkt 
ihres Amts-antritts sicherheitspolitisch nicht auffällig in Erscheinung getreten. Peter Struck hat vorgemacht, 
dass beides kein Nachteil sein muss. In seiner Amtszeit ver-ordnete er der Bundeswehr längst überfällige Re-
formen - und vor allem brachte er die Notwendigkeit dieser Veränderungen – im Verbund mit Generalinspek-
teur Schneiderhan – den Soldaten auch nahe. Nur so ist es zu erklären, dass Struck von den üblichen Skandalen 
verschont und in der Truppe zugleich wohlgelitten blieb. Ob dies auch für seinen Nachfolger gelten wird, muss 
sich erst noch zeigen. Heute weiß man vor allem eines: Jung nimmt am Kabinetts-tisch für Roland Koch Platz, 
den mächtigen CDU-Landesfürsten aus Hessen, den er in der Affäre um die hessischen CDU-Konten selbstlos 
bis zum eigenen Rücktritt schützte. Das spricht für Nehmerqualitäten. Vieles andere dafür, dass Franz Josef 
Jung auch hart austeilen kann. 

"Wadenbeißer", "Mann fürs Grobe", "Zack-zack-Fertig Franz Josef" – Freund und Feind haben Jung, dem lin-
ken Verteidiger der Fußballmannschaft des hessischen Landtags, schon so manchen Spitznamen verpasst, der 
politische Aggressivität, Härte und Entscheidungsfreudigkeit signalisiert und zugleich un-terstreicht, dass er bei 
aller Härte das persönliche Fair Play pflegt. Beides, Här-te und Fair Play, wird Jung im Verteidigungsministeri-
um ausspielen müssen, wenn er Erfolg haben will. Denn der Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU/CSU 
ist vage und lässt vieles offen, was eigentlich geklärt sein müsste. 

Beginnen wir mit dem scheinbar Einfachsten, dem lieben Geld. Angesichts der katastrophalen Finanzlage des 
Bundes kann die Bundeswehr sicher nicht mit mehr Geld rechnen. Im Gegenteil: Sie muss weiter sparen. Wie 
viel aber, das bleibt derzeit noch unklar. Rund 3 bis 3,5 Mrd. Euro pro Jahr sagen die einen. Zwei Milliarden 
spekulieren andere. Manchmal ist auch nur von einer halben Milliarde pro Jahr die Rede. Die Wahrheit lautet 
wohl: Noch weiß man es nicht genau. Vor allem weiß man nicht, wo das einzusparende Geld herkommen soll. 
Während die Verteidigungspolitiker sich seit Jahrzehnten darauf zurückziehen, dass sie nicht die Erfinder der 
Rechenkunst seien, kommt der Spardruck schon ebenso lange von den Haushältern und aus dem Finanzministe-
rium. Dort weiß man, dass das Wehrressort mit dem Helm an der Decke zu planen pflegt. Schon um die Ein-
sparvorgaben niedrig zu halten. Wo also soll gespart wer-den? Auf die Beibehaltung der Wehrpflicht haben 
sich die Koalitionäre bereits geeinigt. Auch sie kostet Geld. Eine weitere Absenkung der Bundeswehrstärke, 
wie vom Finanzministerium angedacht, haben die Koalitionäre nicht fest ver-einbart. Geprüft werden soll die – 
Zitat - "Schaffung einer spezifischen Besol-dungsstruktur für Soldatinnen und Soldaten". Mit Sicherheit, keine 
Sparmaß-nahme. Im Gegenteil. Es ist eher mit Mehrkosten zu rechnen. Ähnliches gilt für die Prüfung, wie die 
"strukturellen Überhänge bei älteren Berufssoldaten abge-baut werden können". Gemeint sind damit vor allem 
höhere und teure Dienst-posten in Ämtern und Stäben. Die Bundeswehr hat noch immer viel zu viele Häuptlin-
ge und zu wenig Indianer und damit eine falsche Alters- und Hierar-chiepyramide. Auch das kann teuer werden 
– Stichwort Goldener Handschlag. Gelingt es aber nicht, hier und in ähnlicher Weise bei den Zivilbeschäftigten 
den Hebel für Einsparungen anzusetzen, so kann nur bei den Investitionen ge-spart werden. Schon geistern 
auch dafür Einsparlisten durch das politische Berlin: Rund 2 Mrd. Euro pro Jahr könnten gespart werden, so ist 
zu hören - wenn die Politiker beider großer Volksparteien ihre vereinte Macht gegen eini-ge überdimensionierte 
Großvorhaben in Stellung bringen würden: Die dritte Tranche des Eurofighters sei verzichtbar, also die letzten 
68 der bestellten 180 Jets. Ebenso 20-30 Transportflugzeuge des neuen Typs A 400M. Die Planzah-len für die 
Hubschrauber NH 90 und Tiger sowie für den gepanzerten Puma könnten reduziert werden. Man mag diese 
Vorschläge für richtig und vernünftig halten. Fest vereinbart scheint von alledem jedoch bisher nichts. Klar 
aber ist, dass über diese Projekte mit der Industrie schon Verträge existieren, die neu verhandelt oder geändert 
werden müssten. Gewichtigster Auftragnehmer ist der europäische Luft- und Raumfahrtkonzern EADS. Nach 
derzeitiger Planung kann allein dieser Konzern in so manchem Jahr künftig mit rund zwei Dritteln aller Bun-
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deswehrausgaben für Neubeschaffungen rechnen. Warum aber sollte die EADS dem neuen Minister beim Spa-
ren helfen? Neue Vertragsverhandlun-gen könnten also teuer werden. Selbst ein Versprechen des Ministeriums, 
im Gegenzug ein neues Großvorhaben in Angriff nehmen zu dürfen – den schwe-ren Transporthubschrauber – 
wäre für den Rüstungskonzern wenig attraktiv. 

Bleibt die Infrastruktur der Bundeswehr – Kasernen und Liegenschaften. Deren Abbau soll wie geplant weiter-
gehen. Mehrkosten sind damit nicht zu erwarten. Die so zu erzielenden Einsparungen sind allerdings schon 
verplant. Das alles lässt nur zwei Alternativen als wahrscheinlich erscheinen: Entweder signalisiert der Vertei-
digungsbereich, dass er höchstens einen symbolischen Beitrag zu den Sparbemühungen beisteuern kann. Oder 
aber die harten Entscheidungen werden dem neuen Minister überlassen. Welche er aber trifft, wie sie vermittelt 
werden und ob sie erfolgreich sind - daran würde Franz Josef Jung gemessen werden. 

Vage bleibt der Koalitionsvertrag auch in einem anderen entscheidenden Punkt: Wie stark wird die Sicherheits-
politik künftig transatlantisch bzw. europä-isch ausgerichtet? Politisch im Vordergrund steht das Versprechen, 
die Zu-sammenarbeit mit den USA zu verbessern – ein Wunsch der Unionsparteien. Zugleich soll am Ausbau 
der europäischen Sicherheits- und Verteidigungspoli-tik zu einer europäischen Verteidigungsunion festgehalten 
werden. Beides – so die Versicherung – solle und werde sich ergänzen. Wie dieses Versprechen im Einzelnen 
eingelöst werden kann, bleibt dagegen ungeklärt. Auch hier werden die offenen Detailfragen nicht angespro-
chen. Lösungen müssen also im Rah-men der künftigen Tagespolitik gefunden werden. 

Der Blick auf den Verteidigungsbereich belegt, was schon während der ersten Koalitionsgespräche augenfällig 
wurde: Klarheit herrscht vor allem über das Personal. Ansonsten deutet der Koalitionsvertrag manches an, vie-
les wird of-fengehalten und nur wenig wird wirklich geklärt. Zu letzterem gehören aller-dings folgende Aussa-
gen: Erstens heißt es in der Koalitionsvereinbarung wört-lich: "Wir halten an den derzeit geltenden Rüstungs-
exportbestimmungen fest." Deutlicher kann man den Grünen nicht bescheinigen, dass selbst die Industrie mit 
deren Rüstungsexportpolitik gut leben konnte. Und zweitens wird dem Bür-ger für das Jahr 2006 ein Weißbuch 
zur Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der Bundeswehr versprochen. Darin müssen sich die Ant-
worten auf die genannten offenen Fragen dann finden – wenn es denn kommt. 

 

 

 

 

TAZ – Interview, 02. Dezember 2005 

 

"Wir sind doch keine Bananenrepublik" 
Otfried Nassauer im Interview mit Maik Forberger 

Die Affäre um CIA-Flüge mit Terrorverdächtigen in geheime Gefängnisse 
muss rückhaltlos aufgeklärt werden. Denn die Bundesregierung, so der Sicher-
heitsexperte Otfried Nassauer, muss zeigen, dass sie Herr im eigenen Staat ist. 

Herr Nassauer, seit wann ist bekannt, dass es auch in Europa geheime 
Gefängnisse gibt, in denen womöglich Terrorverdächtige gefoltert wur-
den? 
Die Washington Post berichtete vor etwa zwei Wochen, dass es auch in Mittel- 

oder Osteuropa zumindest ein Gefängnis geben soll, in dem Al-Qaida-Mitglieder untergebracht und mögli-
cherweise gefoltert werden. Damit war für die Europäer eine völlig neue Situation gegeben. Sie waren direkt 
betroffen. Jeder europäische Staat ist verantwortlich für das, was auf seinem Territorium passiert, also z. B. 
dafür, dass das Folterverbot eingehalten wird. Das löste die Diskussion in Europa aus. 

Welche Indizien gibt es für Terrorgefängnisse in Europa? 

Beweise gibt es zurzeit noch nicht, es gibt Indizien: Die Meldung der Washington Post, die Flüge, die nach 
Europa und von dort weitergegangen sind, die Tatsache, dass Frankfurt in der Vergangenheit und jetzt Ram-
stein Lufttransport-Drehscheiben der USA sind. Man kann fragen: Wenn es das weltweit gibt, warum nicht 
auch in Europa? Hinzu kommt: Wir wissen um Guantánamo. Dass in Afghanistan und im Irak gefoltert wurde, 
ist aktenkundig. Daran waren nicht nur Militärs, sondern auch US-Geheimdienstler beteiligt. 
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Wie ist die rechtliche Lage in Deutschland? 

Ich bin kein Jurist. Aber rechtlich stellt sich die Frage, ob Deutschland Beihilfe zu völkerrechtswidrigen Hand-
lungen der USA geleistet hat oder sich der unterlassenen Hilfeleistung schuldig gemacht hat. Die Bundesrepu-
blik muss Völkerrechtsbrüche auf ihrem Territorium verhindern - egal ob Folter oder Transitflüge mit Entführ-
ten. Das Bundesverwaltungsgericht hat kürzlich in einem Urteil untersucht, was die Bundesregierung den USA 
im Rahmen des völkerrechtswidrigen Irakkriegs auf deutschem Territorium erlaubte. Es hat der Bundesregie-
rung vorgeworfen, viel zu weit gegangen zu sein. 

Und das ist vergleichbar? 

Ja, da kann man analog argumentieren: Geheime Flüge, mit denen entführte Terroristen zu Folterorten gebracht 
werden, darf die Bundesregierung einfach nicht tolerieren. Und wenn sie davon bisher wirklich nichts wusste, 
wäre es ihre Aufgabe, sicher zu stellen, dass sich dieses Nichtwissen nicht wiederholen kann. Deutschland ist 
doch kein failing state, der nicht für die Einhaltung des Rechts auf seinem Territorium sorgen kann. 

Wie wird die Problematik in den USA diskutiert? 

In den USA wird gerade intensiv debattiert, was die CIA darf und was nicht. Mit der Folter in Abu Ghraib er-
lebten die Streitkräfte ihr moralisches Waterloo; jetzt ist die CIA an der Reihe. Die Geheimdienstausschüsse im 
Kongress fordern von der Regierung, dass sie über die Flüge und die Befragungstechniken endlich Klarheit 
schafft. Die Senatoren und Kongressabgeordneten werden sich nicht damit zufrieden geben, wenn die CIA 
weiterhin behauptet, "innovative Befragungstechniken", die Folter sind, seien keine Folter, weil die CIA sie 
nicht Folter nennt. Es gibt ein Gesetzesvorhaben, mit dem den Streitkräften und dem Geheimdienst explizit das 
Foltern verboten wird. Der angesehene Senator John McCain, in Vietnam selbst Folteropfer, vertritt es. Vize-
präsident Cheney ist so explizit dagegen, dass der ehemalige CIA-Chef Stansfield Turner ihn zum "Vizepräsi-
denten für Folter" ernannte. Die Regierung hatte größte Mühe, die Abstimmung, die sie sicher verloren hätte, 
zu vertagen. Es gibt etliche, die die Bush-Administration scharf kritisieren, weil sie so dem Ansehen der USA 
schade. Washington kann nicht glaubwürdig Demokratie und Rechtstaatlichkeit predigen, aber Autokratie und 
Folter praktizieren. 

Außenminister Steinmeier war gerade in den USA. Was hat er erreicht, was hätte er erreichen müssen? 
Steinmeier war in einer sehr schwierigen Situation. Merkel will das deutsch-amerikanische Verhältnis verbes-
sern. Das kann sie aus Sicht der US-Regierung, wenn Deutschland Washington bedingungslos unterstützt - 
gerade beim "Krieg gegen den Terror" oder im Irak. In Deutschland dagegen erwarteten alle, dass Steinmeier 
Klarheit in Sachen CIA bekommt. Das Ergebnis ist klassisch Diplomatie: Frau Rice hat Aufklärung zugesagt, 
doch ob die sehr detailliert sein wird, wage ich zu bezweifeln. 

Was also soll die Bundesregierung tun? 
Sie darf sich nicht mit Halbwahrem zufrieden geben. Sie muss wissen, was auf ihrem Territorium passiert und 
klar machen, dass auf deutschem Territorium internationales Recht - z. B. in Sachen Menschenrechte und Fol-
ter - so auszulegen ist, wie Deutschland das tut. Wer wie Merkel die Nato, die sich ja als Wertegemeinschaft 
versteht, stärken will, der muss auch klären, welche Werte er meint und in welcher Interpretation sie gestärkt 
werden sollen. Schließlich geht es hier um Menschenrechte. 

 

 

 

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 03. Dezember 2005 

 

Falsches Signal? Deutschland liefert modernste  
U-Boote an Israel 
Otfried Nassauer 

Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung enthält einen bemerkenswer-
ten Satz. Zitat: "Wir halten an den derzeit geltenden Rüstungsexportbestim-
mungen fest." Die wehrtechnische Industrie und die CDU/CSU haben offenbar 
mit den rot-grünen Rüstungsexportrichtlinien gut leben können, die vor fünf 
Jahren nach einer heftigen, von Rüstungsexportkritikern erzwungenen Diskus-



   

 BITS Querschnitt 2005 Seite  57 
 

sion verabschiedet wurden. Zwar fürchtete mancher Konzern zunächst, dass die neuen Richtlinien mit ihrer 
Betonung der Kriterien Menschenrechte, Gewaltprävention und nachhaltige Entwicklung viele lukrative Ge-
schäfte unmöglich machen könnten. Doch die Ängste legten sich bald. Rot-Grün machte keinerlei Anstalten, 
die neuen Kriterien in rechtlich bindender Weise umzusetzen. Die Regierung überließ es vielmehr ihren Beam-
ten, sie zu interpretieren. Die Folge: das meiste blieb beim Alten. In der Rüstungsexportpolitik herrschte damit 
mehr Kontinuität als Zurückhaltung. Mehr noch: Dieser Tage werden ohne großes Aufsehen Rüstungsexporte 
gebilligt, die noch zu Beginn der Rot-Grünen Amtszeit höchst strittig gewesen wären. Der deutsche Rüstungs-
export boomt und Schwarz-Rot wird es schwer haben, in die großzügigen Fußstapfen zu treten, die Rot-Grün 
hinterlassen hat. 

Die deutschen U-Boot-Lieferungen nach Israel sind das wohl beste und aktuellste Beispiel. An ihrem letzten 
Arbeitstag unterzeichnete die rot-grüne Bundesregierung einen Vertrag über die Lieferung von zwei weiteren 
U-Booten der Dolphin-Klasse an Israel. Eine Milliarde Euro sollen die Boote kosten. Bis zu 330 Millionen 
Euro soll der deutsche Steuerzahler direkt aufbringen. Den Rest will Israel beitragen, hauptsächlich, indem es 
Lieferungen für die Bundeswehr erbringt. 

U-Boot-Lieferungen nach Israel sind alles andere als unproblematisch. Das zeigt die Vergangenheit. Anfang 
der 90er Jahre – im Kanzleramt saß Helmut Kohl – war Deutschland erst bereit, Israel U-Boote zu finanzieren, 
nachdem Saddam Hussein das Land mit Scud-Raketen beschossen hatte. Deren Reichweite war mit deutscher 
Technik vergrößert worden. Angesichts des verheerenden Dreiklangs "Deutsche Technik, Giftgas, Israel" ent-
schloss sich die damalige Bundesregierung, Israel zwei Dolphin-U-Boote zu schenken. Später kam die finan-
zielle Beteiligung an einem dritten hinzu. 

Doch noch während der Bauzeit stellte sich heraus, dass die Dolphin-U-Boote für Israel mit einer technischen 
Besonderheit ausgestattet wurden. Sie besitzen zwei unterschiedlich große Torpedorohre. Sechs Rohre mit dem 
Standard-Durchmesser von 533 Millimetern und vier mit einem Durchmesser von 650 Millimetern. Aus letzte-
ren, so wurde immer wieder berichtet, wolle Israel auch weitreichende atomare Marschflugkörper mit bis zu 
1.500 Kilometer Reichweite abschießen. Ein erfolgreicher Test vor Sri Lanka wurde gemeldet. Israel wolle 
seine atomare Abschreckung um seegestützte Waffen mit größerer Reichweite ergänzen. Auch deshalb seien 
die deutschen U-Boote gleich nach ihrer Ankunft in Israel erneut und aufwändig umgebaut worden. 

Seit rund drei Jahren bemüht sich Israel nun um weitere Dolphin-U-Boote. Diese sollen mit dem neuartigen 
von der Außenluft unabhängigen Brennstoffzellenantrieb aus deutscher Entwicklung ausgestattet werden. Die 
deutsche Marine hat gerade ihre ersten zwei U-Boote mit diesem Antrieb in Dienst gestellt. Damit können U-
Boote viel weiter fahren, deutlich länger tauchen und sind erheblich schwerer zu entdecken als konventionell 
angetriebene Diesel-U-Boote. Die israelische Marine kann solche U-Boote gut gebrauchen. Sie will künftig 
verstärkt im Arabischen Meer und im Indischen Ozean kreuzen – in Seegebieten also, die viel größer sind als 
das Mittelmeer. Dort liegen jene Staaten, die Israel schon heute sicherheitspolitisch die größten Sorgen machen: 
Die islamische Atommacht Pakistan und nicht zuletzt der Iran, dem Israel unterstellt, an einem Atomwaffen-
programm zu arbeiten. 

Vor der Küste dieser Länder verdeckt operieren zu können, dort Aufklärung zu betreiben oder mit weitreichen-
den Marschflugkörpern auch Ziele tief innerhalb dieser Staaten mit konventionellen oder gar atomaren Waffen 
notfalls bedrohen zu können – all das macht für Israel eine regelmäßige U-Boot-Präsenz in diesen Seegebieten 
interessant. Dafür aber benötigt Israel eine zweite U-Boot-Flottille. Diese muss mindestens aus zwei U-Booten 
bestehen. Für sie müsste in den kommenden Jahren im Roten Meer ein Stützpunkt entstehen, damit Fahrten 
durch den Suez-Kanal oder um Afrika herum nicht notwendig werden. 

Dass Deutschland Israel die erforderlichen zusätzlichen U-Boote liefert, ist politisch gleich mehrfach problema-
tisch. 

Erstens: Trotz der besonderen Beziehungen Deutschlands zu Israel - sollte Deutschland mithelfen, wenn Israel 
sein umstrittenes Nuklearpotential ausbaut oder modernisiert? Wenn Berlin auch nur den Anschein erweckt, es 
helfe Israel oder anderen Nuklearwaffenstaaten bei der Modernisierung oder Aufrechterhaltung atomarer Po-
tentiale, so wird die deutsche Nichtverbreitungspolitik unglaubwürdig. Das gilt auch für die deutsche Forde-
rung nach schnellstmöglicher atomarer Abrüstung. Riskanter und aktueller noch ist eine andere Auswirkung: 
Als Vermittler im Streit um das iranische Atomprogramm erweist sich Berlin einen Bärendienst, wenn es Israel 
U-Boote liefert, die der Iran als Atomwaffenträger betrachtet. 

Zweitens: In der Rüstungsexportpolitik öffnet das Geschäft neue Schleusen. Wer modernste U-Boote liefert, 
genehmigt auch den Export vieler High-Tech- und Rüstungskomponenten. Es entstehen viele Präzedenzfälle, 
auf die sich in Zukunft Firmen, die Ähnliches exportieren wollen, berufen können und werden. 
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Und drittens: Mit 500 Mio. Euro ist jedes der neuen Dolphin-Boote mehr als doppelt so teuer wie die früheren 
Boote. Der neue Antrieb und die Inflation alleine können die Kostensteigerung nicht wirklich erklären. Auch 
die Bundeswehr bekommt ihre neuen außenluftunabhängigen U-Boote bisher deutlich billiger. Das wirft die 
Frage auf, ob sich in dem Budget für das U-Boot-Geschäft weitere Projekte der deutsch-israelischen Zusam-
menarbeit verstecken. 

Die Entscheidung, Israel weitere Dolphin-U-Boote zu liefern, hat trotz dieser Kritikpunkte und offenen Fragen 
keine öffentliche Diskussion ausgelöst. Ähnliches gilt für die vor wenigen Wochen gefällte Entscheidung, an 
die Türkei 297 Leopard-2-Panzer aus Bundeswehrbeständen zu liefern. Der Aufschrei in der Öffentlichkeit, der 
zu Beginn der rot-grünen Koalition noch garantiert gewesen wäre – er blieb aus. Warum? 

Am Ende der Regierungszeit von Rot-Grün gibt es in Deutschland so gut wie keine Öffentlichkeit mehr, die 
Rüstungsexporte kritisch und wirksam unter die Lupe nimmt. Rot-Grün hat sie nicht befördert, sondern als 
potentielle Gefahr für das eigene Regierungshandeln an den Rand gedrängt. Die großen, staatlich geförderten 
Friedensforschungsinstitute haben das Thema ad acta gelegt. Die Kirchen haben ihre Unterstützung drastisch 
reduziert. Auch die Gewerkschaften fördern heute eher Studien zur Bedeutung der wehrtechnischen Industrie 
für die Beschäftigung als kritische Analysen der deutschen Rüstungsexportpolitik. Viele Basisgruppen haben 
mangels Geldes aufgeben müssen. Allenfalls jene, die sich an internationalen Kampagnen wie denen zu Land-
minen und Kleinwaffen beteiligen, haben noch die Ressourcen, einen Teil ihrer Arbeit weiterzuführen. Eine 
systematische, kritische Beobachtung der deutschen Rüstungsexportpolitik durch die Öffentlichkeit aber findet 
nicht mehr statt. Und damit gibt es auch keine öffentliche Debatte. 

Das erklärt, warum heute vieles diskussionslos geliefert werden kann, was vor Jahren noch zu heftigen Kontro-
versen geführt hätte. Es erklärt, warum die moralischen und politischen Glaubwürdigkeitslücken, die Rot-Grün 
zu Beginn seiner Amtszeit schließen wollte, heute eher größer als kleiner geworden sind. Es erklärt, warum 
Schwarz-Rot beim Rüstungsexport nichts ändern will und muss. 

 

 

 

 
 

 

STICHWORT 
Das BITS-Stichwort versucht in möglichst kurzer Form Hintergrundinformatio-
nen zu aktuellen Themen der Tagespolitik zu geben. Nachfolgend finden Sie eine 
Auswahl der Stichworte aus dem Jahr 2005. Alle von uns verfasste Stichworte 
finden Sie im Internet, die dort bei Bedarf aktualisiert werden.   

 

Atomwaffentransporte - Nuclear Airlift 
Die USA transportieren ihre Nuklearwaffen soweit 
möglich als Luftfracht. Zwei Strukturen stehen 
dafür zur Verfügung: Die Primary Nuclear Airlift 
Force (PNAF) für Transporte in Friedenszeiten und 
die Emergency Nuclear Airlift Force (ENAF) für 
(zusätzliche) Transporte in Krise und Krieg. 

Die PNAF für interkontinentale und Langstrecken-
transporte wird heute von der 4. Staffel des 62. 
Lufttransportgeschwaders (4th Squadron, 62nd 
MAW) auf der McChord Airforce Base in Wa-
shington State gestellt. Hier stehen sieben beson-
ders für diese Aufgabe ausgebildete Flugkapitäne 
mit ihren ebenfalls speziell ausgebildeten Mann-
schaften für solche Flüge bereit. Einige oder sogar 

alle Flugkapitäne dieser Staffel werden auch einge-
setzt, um den US-Präsidenten zu befördern, wenn 
dieser ein militärisches Flugzeug nutzt, z.B. um 
einen Besuch bei den US-Soldaten im Irak abzu-
statten. Dann übernimmt eine Transportmaschine 
die Aufgaben der Air Force One, des Präsidenten-
flugzeugs. Das Codewort für solche Einsätze lautet 
Phoenix Banner. Für solche Transportflüge heute 
werden moderne C-17A "Globemaster III"-
Großraumtransportflugzeuge genutzt, die auch auf 
relativ kleinen Flughäfen landen können.  

Die PNAF-Aufgabe wurde in den vergangenen 
Jahren von verschiedenen Geschwadern 
wahrgenommen. Sie lag zunächst seit den siebziger 
Jahren über viele, viele Jahre in den Händen der 
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über viele, viele Jahre in den Händen der 
6.Lufttransportstaffel, die den Spitznamen "Bully 
Beef Express" trägt. Diese Staffel ist auf der Mc-
Guire Airforce Base beheimatet und war z.B. dafür 
zuständig, nach dem Ende des kalten Krieges Hun-
derte von atomaren Artilleriegeschossen, Flieger-
bomben und Raketensprengköpfen in die USA 
zurückzufliegen. Insgesamt flog der Bully Beef 
Express nach Eigenangaben in dieser Zeit rund 
1.600 PNAF-Missionen.  

Damals wurden für solche Transporte noch Flug-
zeuge vom Typ C-141B-Starlifter benutzt. Für eine 
Übergangszeit übernahm 1994 das 60. Lufttrans-
portgeschwader auf der Travis AirForce Base den 
Langstreckentransport atomarer Waffen. Auch dort 
kamen C-141B-Flugzeuge zum Einsatz. Von dieser 
Einheit ging die Aufgabe des Atomwaffentrans-
ports auf das 62.Lufttransportgeschwader über, das 
bereits über die deutlich moderneren C-17A-
Flugzeuge verfügte.  

Einer der letzten größeren Transporte atomarer 
Waffen fand – wahrscheinlich - 2004 statt. Es galt, 

maximal 130 auf der Airbase Ramstein in Deutsch-
land gelagerte Atombomben vom Typ B-61 auszu-
fliegen. Diese Airbase, die künftig gemeinsam mit 
Spangdahlem alle Aufgaben der Rhein-Main-
Airbase mit übernehmen soll, muss dafür aufwän-
dig umgebaut und vergrößert werden. Für die Zeit 
der Bauarbeiten wurden die Waffen aus Sicher-
heitsgründen – wahrscheinlich in die USA - ausge-
lagert. Erst nach Abschluss der Bauarbeiten sollen 
diese Waffen – wahrscheinlich im Herbst 2005 
oder 2006 - zurücktransportiert werden.  

Die Aufgabe, für den Notfall als ENAF bereitzu-
stehen, wird von deutlich größeren Kräften wahr-
genommen. Derzeit obliegt sie dem 437. Lufttrans-
portgeschwaders auf der Charleston AFB. 

Für kürzere Transporte innerhalb Europas gibt es 
einen "europäischen Ableger" der PNAF. Dieser 
befindet sich normalerweise auf der Airbase Ram-
stein und ist Teil des 86.Lufttransportgeschwaders. 
Dieses Geschwader nutzt C-130 Herkules-
Transportmaschinen. 

 

Atomare Bunkerknacker 
Die USA wollen mit der Entwicklung einer neuen 
Atomwaffe beginnen. Dafür steht das Kürzel 
RNEP, Robust Nuclear Earth Penetrator, zu 
deutsch: Robuster Nuklearer Erd-Penetrator. Mit 
dieser neuen Waffe sollen tief unter der Erde ver-
bunkerte Ziele, zum Beispiel Stollen, die in Ge-
birgszüge gegraben wurden, zustört werden. Über 
10.000 Bunker zählen die US-Geheimdienste mitt-
lerweile weltweit. Dort, so die Annahme, werden 
potentielle Gegner in Zukunft immer häufiger ihre 
Kommandozentralen, ihre Massenvernichtungswaf-
fen oder deren Trägersysteme verstecken und zu 
schützen suchen. Zunächst sollen zwei vorhandene 
Atomwaffentypen, die strategische B-83-Bombe 
und die Bombe B-61, darauf untersucht werden, ob 
man sie erfolgversprechend abwandeln kann.  

Ganz einfach wird der Bau einer solchen Waffe 
nicht. Denn die komplizierte Zündtechnik für den 
Atomsprengsatz und andere funktionswichtige 
Teile der Waffe müssen vollständig intakt bleiben, 
während die Waffe mit hoher Geschwindigkeit auf 
die Erde auftrifft und tief in Geröll, Gestein, Fels 
oder Beton eindringt. Es gibt erste Erfahrungen: 
Die einzige Nuklearwaffe im US-Arsenal, die Bun-
kerknacker-Qualitäten besitzt, ist die mit einem 
besonders harten äußeren Mantel umgebene Atom-
bombe B-61-Modell 11, ein relativ großer Nuklear-
sprengsatz. Tests haben ergaben, dass diese Waffe 
Grenzen hat: Sie funktioniert nicht bei allen Böden. 
Sie muss in einem bestimmten Winkel auftreffen 
und dringt nur begrenzt tief in den Untergrund ein. 
Mehr als sieben Meter Stahlbeton kann sie bei-

spielsweise nicht durchschlagen. Außerdem es ist - 
wegen der hohen Sprengkraft – bei einem Einsatz 
dieser Waffe mit sehr viel radioaktivem Fallout zu 
rechnen. Damit wäre es problematisch, sie in der 
Umgebung bewohnter Gebiete einzusetzen. 

Das soll bei dem neuen Bunkerknackern anders 
werden. Die neue Waffe werde speziell für den 
Einsatz gegen solche Ziele entwickelt und nicht nur 
deutlich tiefer in die Erde eindringen können, son-
dern – so empfiehlt eines der wichtigsten Berater-
gremien des Pentagons, das Defense Science Board 
– in einer Version auch einen Sprengkopf tragen, 
der eine besonders niedrige Sprengkraft hat. Die 
Berater halten es für möglich, selbst 200 Meter 
unter Fels liegende Bunker mit einem Sprengkopf 
auszuschalten, der weniger als ein Viertel der 
Sprengkraft der Hiroshima-Bombe hat. Billig wird 
das alles nicht. Knapp 500 Mio. US-Dollar will das 
zuständige Energieministerium in den nächsten 5 
Jahren dafür ausgeben. An deren Ende, 2009, soll 
die Entwicklung eines produktionsreifen Spreng-
kopfes stehen. Für 2005 machten Pentagon und 
Energieministerium diese Rechnung jedoch zu-
nächst ohne den Wirt. Der Kongress strich das 
Geld. 2006 will die Regierung nun einen neuen 
Anlauf unternehmen. 

Das Vorhaben steht in der öffentlichen Kritik. Zum 
einen grundsätzlich, weil die USA mit ihm ein fak-
tisch seit 10 Jahren geltendes Moratorium aufgeben 
würden, keine neuen Atomwaffen zu entwickeln. 
Zum anderen, weil viele Wissenschaftler bezwei-
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feln, dass eine Waffe entwickelt werden kann, die 
leisten kann, was die RNEP leisten soll. Physiker 
haben wiederholt darauf hingewiesen, dass der 
Entwicklung solcher Waffen quasi-naturgesetzliche 
Grenzen gesetzt seien, die sich daraus ergeben, dass 
der Zünd- und Funktionsmechanismus der Waffe 
beim Eindringen nicht beschädigt werden darf. 
Zudem argumentieren viele Kritiker, dass selbst 
wenn diese Waffe deutlich mehr Bunkeranlagen 
ausschalten könnte als bisherige Waffen, es weiter-
hin Bunker geben werde, die auch sie nicht zerstö-

ren kann. Auch eine Atomexplosion fast ohne Fall-
out werde es nicht geben.  

Sie raten, heutige konventionelle Bunkerknacker 
weiter zu entwickeln. Diese können schon jetzt bis 
zu sieben Meter Stahlbeton durchdringen. Künftige 
sollen leistungsfähiger sein. Zehn oder mehr Meter 
werden für möglich gehalten. Mit den in absehbarer 
Zeit verfügbaren leistungsfähigeren konventionel-
len Sprengstoffen seien sogar sprunghafte Leis-
tungssteigerungen möglich.  

 

Mini-Nukes 
Die Abgeordneten im US-Kongress wunderten 
sich, als sie im März 2003 den Entwurf für das 
Verteidigungshaushaltsgesetz 2004 auf den Tisch 
bekamen. Dort fand sich ein unscheinbarer Passus, 
in dem die Aufhebung des Spratt-Furse Amende-
ments, eines rechtlich bindenden Gesetzeszusatzes 
aus dem Jahr 1994, verlangt wurde. Dieser Zusatz 
verbot konkrete Forschungs- und Entwicklungsar-
beiten an Mini-Nukes, Atomwaffen mit einer 
Sprengkraft von weniger als 5 Kilotonnen. Er war 
als Hürde gegen die Entwicklung und Einführung 
von Atomwaffen kleiner (weniger als 5 Kiloton-
nen) und kleinster (weniger als 1 Kilotonne) 
Sprengkraft gedacht, verbot aber weder Grundla-
genforschung noch Konzeptstudien.  

Das Haushaltsgesetz, das Ende 2003 verabschiedet 
wurde, ermöglicht nun die Arbeit an Mini-Nukes. 
Der Spratt-Furse Gesetzeszusatz wurde durch einen 
deutlich weicher formulierten Passus ersetzt. Das 
war ein bedeutender Sieg für einen kleinen Kreis 
konservativer Republikaner und Nuklearwaffen-
lobbyisten, die seit vielen Jahren beklagten, Wa-
shington betreibe nukleare Selbstbeschränkung. Es 
habe nicht die geeigneten Nuklearwaffen, um den 
militärischen Anforderungen der Zukunft gerecht 
und mit den Gegnern der Zukunft fertig zu werden. 
Die Nuklearwaffeninfrastruktur - von den Atom-
waffenlaboren über die Fertigungsstätten bis hin zu 
den Testanlagen - veralte. Der wissenschaftliche 
Nachwuchs werde vernachlässigt. All das gelte es 
schnellstens zu ändern. 

Nun hofft diese Lobby, ihre schon gegen Ende des 
Kalten Krieges entwickelten Konzepte und Ideen in 
die Tat umzusetzen. Zwar hat ihnen der Kongress 
für den Haushalt für 2005 einen Strich durch die 
Rechnung gemacht und die Mittel gestrichen. 2006 
aber soll ein neuer Anlauf unternommen werden. 
Der Einsatz von Nuklearwaffen, so ihre Vorstel-
lung, muss glaubwürdig angedroht werden können, 
damit mit der Drohung eine echte Abschreckungs- 
und Erpressungswirkung verbunden ist. Die Waf-
fen müssen also glaubwürdig in der Lage sein, die 
vorgesehenen gegnerischen Ziele zerstören zu kön-

nen. Sie dürfen keinen zu großen ungewollten Kol-
lateralschaden, also ungewollte Nebenwirkungen 
wie z.B. atomaren Fallout hervorrufen, wenn sie in 
der Nähe bewohnter Gebiete eingesetzt werden. 
Daraus würde eine zu große Selbstabschreckung 
resultieren. Es sei Zeit für ein zweites Nuklearzeit-
alter mit einer anderen Form der Abschreckung, 

Mini-Nukes als Atomwaffen mit geringer Spreng-
kraft sollen das ermöglichen. Entwickelt werden 
sollen Waffen mit einem Bruchteil der Sprengkraft 
der vorhandenen, vor allem Waffen mit weniger als 
einer Kilotonne Explosionskraft. Sie sollen den 
Einsatz atomarer Waffen dort ermöglichen, wo der 
großer Atomwaffen nicht zu rechtfertigen ist. Die 
Abschreckung werde umso glaubwürdiger je ein-
setzbarer die eigenen Waffen sind. Ein nuklearer 
Bunkerknacker mit kleinster Sprengkraft könne 
gegen verbunkerte Ziele sogar in städtischen 
Gebieten zum Einsatz kommen, wenn der atomare 
Fallout weit genug reduziert werden kann – so ar-
gumentieren die Befürworter. Mancher hofft sogar, 
dass am Rand des Einschlagskraters einer solchen 
Waffe in Zukunft keine Radioaktivität mehr nach-
weisbar sei. Mini-Nukes mit erhöhter Strahlungs-
wirkung, ähnlich der Neutronenbombe, oder mit 
besonders großer Hitzeentwicklung seien mögliche 
Mittel zur rückstandslosen Bekämpfung chemi-
scher und biologischer Waffen. Der Traum von der 
"sauberen Atombombe". Doch das glaubt nicht 
einmal der Leiter des US-Atomwaffenprogramms, 
Linton Brooks.  

Amerikanische Wissenschaftler haben in mehreren 
Studien ausführlich begründet, warum sie Zweifel 
haben, dass mit den neuen Nuklearwaffen erreicht 
werden kann, was vorgeblich erreicht werden soll. 
Sie fürchten vor allem, dass mit diesen Waffen die 
Grenze zwischen konventionellen und atomaren 
Waffen verwischt wird. Das könnte den Einsatz 
atomarer Waffen wahrscheinlicher machen. Zudem 
machen sie darauf aufmerksam, dass ein wichtiges 
Motiv für die Entwicklung neuer Waffen darin 
liegen könne, neue Gründe für die Wiederaufnahme 
von Nuklearwaffentests zu schaffen. Sie glauben, 
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dass die meisten Ziele, gegen die Mini-Nukes ein-
gesetzt werden sollen, auch und meist besser mit 
konventionellen Waffen zerstört werden können. 

Mit einer Befürchtung aber dürften die Kritiker 
wohl Recht behalten: Sie fürchten, dass Washing-

tons Drang nach neuen atomaren Waffen auch in 
Russland und in anderen Atomwaffenstaaten den 
Ruf nach neuen Waffen lauter werden lässt.  

 

Die NATO Eingreiftruppe  
Die NATO baut mit großer Geschwindigkeit eine 
schnelle Eingreiftruppe, die NATO Response Force 
(NRF) auf. Im Oktober 2002 brachte US- Verteidi-
gungsminister Donald Rumsfeld die Idee auf. Der 
Prager NATO-Gipfel beschloss sie im November 
2002. Im Frühjahr 2003 wurde ein Konzept erarbei-
tet und dann vom NATO-Rat gebilligt. Am 16. Juli 
traf man sich zur Truppensteller-Konferenz. Am 
15.Oktober 2003 wurden die ersten Teile in Dienst 
gestellt - 9.000 Soldaten.  

In sieben Phasen soll die Truppe bis 2006 auf rund 
21.000 Soldaten aller Teilstreitkräfte aufwachsen. 
Diese bilden einen Pool, aus dem bei Bedarf Ein-
greifverbände zusammengestellt werden können. 
Alle Truppenteile müssen binnen fünf Tagen mobi-
lisierbar und für 30 Tage autonom einsetzbar sein. 
Auch Frankreich beteiligt sich an der ersten Phase 
mit 1.700 Soldaten. Nur 300 kommen aus den 
USA. Deutschland stellt derzeit 1.100; später sollen 
es mehr als 5.000 sein. Das Hauptquartier entsteht 
in Portugal. 

Aufgabe der zu Beginn nur aus Luft- und Seestreit-
kräften bestehenden Truppe ist es zunächst, die für 
den Einsatz notwendigen Strukturen, Konzepte und 
Verfahren zu erproben. Schnelligkeit und die Fä-
higkeit, sich militärisch rasch durchzusetzen - dar-
auf soll es ankommen.  

Aufgabe der Eingreiftruppe ist es, die europäischen 
NATO-Staaten zu befähigen, sich weltweit an kurz-
fristig geplanten NATO-Interventionen jeder Art zu 
beteiligen. Sie sollen mit begrenzten, dem Leis-
tungsspektrum der US-Streitkräfte ebenbürtigen 
Kräften beispielsweise an Einsätzen zur Bekämp-
fung des Terrorismus und der Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen teilnehmen. Der Bedarf 
entstand, als die NATO ihr Aufgabenfeld und ihre 
geografische Zuständigkeit 2002 erweiterte. Die 
neue Eingreiftruppe stellt die europäischen NATO-
Staaten vor politisch und völkerrechtlich umstritte-
ne Fragen wie den präventiven oder präemptiven 
Einsatz militärischer Gewalt oder Einsätze ohne 
Mandat der Vereinten Nationen.  

Der Aufbau der Truppe steht in latenter Konkur-
renz zu dem Bemühen der EU, sich Fähigkeiten 
zum militärischen Krisenmanagement zu schaffen, 
insbesondere zum Aufbau der europäischen Batt-

legroups. Konkurriert wird um knappe finanzielle 
und militärische Ressourcen, aber auch um politi-
sche Handlungsspielräume.  

Die NRF benötigt substantielle Ressourcen: Um 
21.000 Soldaten in einem sechsmonatigen Bereit-
schafts- und Einsatzzyklus zu halten, sind mindes-
tens drei Kontingente dieser Größe nötig – also 
rund 60.000 Soldaten. Zwei Kontingente stehen 
nicht für andere Aufgaben zur Verfügung, weil das 
erste Einsatzbereitschaft hat und das zweite sich 
darauf vorbereitet.  

Viele europäischen Staaten planen ihren Beitrag 
aus dem gleichen Kräftebestand, der für die EU 
vorgesehen ist. Kräfte, die für die NATO in Einsatz 
oder Bereitschaft stehen, können nicht zugleich der 
EU zur Verfügung stehen und umgekehrt. Die NRF 
umfasst damit das kampfkräftigste Drittel der auch 
für die EU vorgesehenen Kräfte.  

Um diese potentielle Konkurrenz abzumildern, 
können Länder, die Truppen für den NATO-
Verband stellen, ihre Zusage unter "besonderen 
Umständen" zurücknehmen. Zum Beispiel, wenn 
Einheiten für nationale Zwecke oder einen EU-
Einsatz benötigt werden. So steht es im Gesamt-
konzept der NATO für die neue Truppe. Doch das 
wirft neue Fragen auf: Ist die NRF nur dann voll-
zählig einsatzbereit, wenn kein Staat von dieser 
Möglichkeit Gebrauch macht? Was sind "besonde-
re Umstände"? Könnte es passieren, dass NATO 
und EU wetteifern, wer seinen Bedarf an nationalen 
Kräften als Erster anmeldet? Könnte sich die Nei-
gung beider Organisationen verstärken, frühzeitig 
militärische Krisen-Lösungen ins Auge zu fassen?  

Ein weiteres Problem: Die Kontingente der NRF 
sollen so ausgestattet werden, dass sie bei Operati-
onen aller Art mit US-Truppen zusammenwirken 
können. Die transatlantische technologische Lücke 
soll bei diesen Einheiten schrittweise geschlossen 
werden. Dies kann angesichts der knappen Zeitvor-
gaben nur gelingen, wenn die europäischen Einhei-
ten nach amerikanischem Vorbild modernisiert 
werden. Geschieht das, sind für die Zukunft Prob-
leme beim Zusammenwirken dieser Einheiten mit 
anderen europäischen Krisenmanagementkräften 
vorhersehbar.  

 

Alle Stichwörter von Otfried Nassauer 
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Rückmeldungen 
 

oben: Ausschnitt vom Gastkomentar im Neuen Deutschland, 9./10. April 2005 

unten: US-Atomwaffen in Deutschland – von BITS wieder zum Thema gemacht – nachzulesen im Spiegel 21/2005 
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links oben: Ausschnitt der Einla-
dung zum IPPNW Jahrestreffen 

rechts oben: Atomwaffen in 
Deutschland – von BITS ins Ge-
spräch gebracht und die FDP 
springt auf den Zug. 

rechts mitte: Ausschnitt aus dem 
Programmheft der Urania 

unten: Ausschnitt aus der Zeit-
schrift "Israel info" von der Fried-
rich Ebert Stiftung 
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